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Zum Geleit

Öffentliche Kinder- und Jugendhilfe, wie wir sie 
heute verstehen, hat sich – wie die öffentliche Ver-
waltung insgesamt – in einem kontinuierlichen Ent-
wicklungsprozess herausgebildet. Im Folgenden 
soll diese Entwicklung anhand der jeweils gesetz-
lichen Grundlagen nachgezeichnet werden. Soweit 
zugänglich, werden auch die Lebensbedingungen 
der Kinder und Jugendlichen aus den ärmsten so-
zialen Schichten beschrieben bzw. die Rahmenbe-
dingungen für die jeweiligen Vorgehensweisen der 
„HelferInnen“ dargestellt. Basis für deren Handeln 
ist das jeweilige Verständnis von öffentlicher Für-
sorge für „Arme“. Basis für Eingriffe in Familiensys-
teme ist aber auch das Verständnis von Erziehung 
und Erziehungszielen der jeweiligen Generation. 

Die vier Säulen der öffentlichen 
Kinder- und Jugendhilfe

•	 	Existenzsicherung (Vaterschaft, Unterhalt) 
•	 	Kontrolle und Sicherstellung, dass Kinder zu die 

jeweiligen gesellschaftlichen Normen erfüllen-
den Erwachsenen erzogen werden

•	 	Unterstützung und Befähigung der Eltern, ihre 
Kinder „richtig“ zu pflegen und zu erziehen, ver-
bunden mit staatlichen Ersatzleistungen, wenn 
sie dazu nicht in der Lage sind

•	 	Kinderschutz

Der Blick in die Vergangenheit zeigt, dass die Ent-
wicklung der Kinder- und Jugendhilfe erst vor dem 
Hintergrund der Armenversorgung verständlich 
wird. Aus diesem Grund beginnt die Darstellung mit 
Bettelverboten aus der frühen Neuzeit und deren 
Bezügen zu den Kindern armer Bevölkerungsschich-
ten. Spätestens ab den Reformen von Joseph II.  
lassen sich die „Säulen der Kinder und Jugendhilfe“ 
als Entwicklungsstränge gut nachvollziehen. 

Am Beginn stehen die Aspekte Kontrolle und Si-
cherstellung, dass Kinder zu angepassten und ar-
beitsbereiten Erwachsenen erzogen werden. Etwa 
wenn Maria Theresia verfügt, dass bettelnde Kinder 
durch Arbeit in Spinnhäusern rechtzeitig vom „Mü-
ßiggang“ abgehalten werden sollen, oder wenn im 
Bürgerlichen Gesetzbuch von 1787 den Vätern auf-
getragen wird, die Kinder „zu einem für den Staat 
nützlichen Stande“ zu erziehen.

Auch die Aspekte Existenzsicherung und Schutz 
lassen sich weit zurückverfolgen, waren in ihren 
Anfängen aber Kindern aus begüterten Schichten 
vorbehalten. Die Notwendigkeit von Beratung und 
Anleitung in der Pflege und Erziehung der Kinder 
wird allerdings erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
gesehen.

Ein besonderes Augenmerk wird der Rolle der Ju-
gendämter während der NS-Zeit gewidmet. Zum ei-
nen waren Fürsorgerinnen dieser Zeit an der Durch-
setzung der NS-Ideologie beteiligt. Zum anderen 
aber hatte deren Einstellung in der Nachkriegszeit 
noch lange Einfluss auf die Vorgehensweise der Ju-
gendwohlfahrt.

Die Zeit seit dem 2. Weltkrieg wird durch drei sehr 
unterschiedliche Jugendwohlfahrts- bzw. Kin-
der- und Jugendhilfe-Gesetze geprägt. Das Gesetz 
1954 schreibt die pädagogischen Vorstellungen der 
Zwanziger- und Dreißigerjahre des vergangen Jahr-
hunderts fort. Im Zentrum der Agenda von Jugend-
wohlfahrt steht mit dem Kampfbegriff „Verwahrlo-
sung“ die Korrektur von kindlichem/jugendlichem 
Fehlverhalten. Die Methodik der Fürsorgerinnen er-
schöpft sich weitgehend in sozialer Kontrolle.

Der gesellschaftliche Wandel in der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts führt zu einem radikalen Um-
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denken im pädagogischen Handeln, verbunden mit 
einer völlig neuen Ausbildung der nun Sozialarbei-
terInnen genannten MitarbeiterInnen. Die soziale 
Kontrolle durch die MitarbeiterInnen der Jugend-
wohlfahrt wird durch ein breites Spektrum an un-
terstützenden Leistungen für die Familien ergänzt 
bzw. weitgehend ersetzt. Das Jugendwohlfahrtsge-
setz von 1989 schafft die dafür notwendigen gesetz-
lichen Grundlagen.

Gleichzeitig fordert die Öffentlichkeit von staatli-
chen Institutionen und damit auch von der Kinder- 
und Jugendhilfe zunehmend Rechenschaft über ihr 

Handeln. Transparenz und Partizipation in Verbin-
dung mit Effektivität und Effizienz sind die Kriteri-
en, an denen die Aufgabenerfüllung gemessen wird. 
Moderne Konzepte der Familienunterstützung und 
des Kinderschutzes versuchen all dem Rechnung 
zu tragen, wie im abschließenden Ausblick auf die 
Zukunft der Kinder- und Jugendhilfe gezeigt wird.

An dieser Stelle möchten wir uns bei allen bedan-
ken, die die Entstehung dieses Buches unterstützt 
haben. Ein besonderer Dank gilt dabei den Mitar-
beiterInnen des Oö. Landesarchivs, allen voran Dr. 
Josef Goldberger. 

Kinder im Kinderdorf Altmünster, 1950er Jahre



I. Vor 1919 

„Arme Kinder dem Verderben zu entreißen 
und zu frommen und arbeitsamen 
Mitgliedern der Gesellschaft heranzubilden“

Armut und Arbeit



Von Bettelverboten zu 
Besserungsanstalten 

Die Fürsorgeerziehung hat ihren Ursprung in der Ar-
mutsbekämpfung. Im Unterschied zu heute war bis 
in die Neuzeit Betteln eine gesellschaftlich akzep-
tierte Form, seinen Lebensunterhalt zu sichern. Al-
lerdings führte der stetige Zuzug in die Städte dort 
zu einer problematischen Zunahme an Bettlern, der 
man mit Bettelordnungen zu begegnen suchte. In 
diesen wurde zwischen ortsansässigen und frem-
den Bettlern unterschieden, wobei letztere konse-
quent an ihre Heimatorte „abgeschoben“ wurden. 
Immer mehr wurde Bettelei auch als Müßiggang 
und Faulheit gesehen. Dem suchte man mit der An-
haltung arbeitsfähiger Bettler in Spinn-, Zucht- und 
Arbeitshäusern zu begegnen. Das galt in gleicher 
Weise für Erwachsene wie auch für bettelnde Kin-
der und Jugendliche. Almosensammeln war nur 
noch „zur Arbeit unfähigen“ Armen erlaubt. 

Ende des 18. Jhdts. wurde das Armenwesen unter 
Kaiser Joseph II. grundlegend reformiert. Mit der Ein-
führung eines „Armeninstituts“ - in Oberösterreich 
traten diese Bestimmungen 1784 in Kraft - wurde 
Betteln grundsätzlich verboten. „Wahre Arme“ erhiel-
ten jedoch staatliche Unterstützung aus der Armen-
kasse – einer frühen Form moderner Sozialhilfe.

Kinder erhalten ein Recht auf Erziehung 
Im 19. Jhdt. wurde die Fürsorge für Bedürftige zu-
nehmend den Gemeinden übertragen. Ausschlag-
gebend dafür, wer von den Gemeinden versorgt 
wurde, war das Heimatrecht in einer Gemeinde.1 
Im Heimatrecht wurde erstmals auch ein „Recht 
auf Erziehung“ formuliert. Im oberösterreichischen 
Armengesetz von 1880 finden wir dazu: Die Gemein-
de hat für arme Kinder, die der väterlichen Fürsor-
ge entbehren, erforderlichen Falles die gerichtliche 
Bestellung eines Vormundes zu veranlassen und die 
Verwendung des zur Erziehung bestimmten Aufwan-
des zu überwachen.2 

Die Grundzüge des k. k. Heimatrechtes prägen noch 
heute die Sozialgesetzgebung der Länder. Die Ge-
meinden waren nur soweit zu Leistungen verpflich-
tet, als sich der Arme den nothwendigen Unterhalt 
nicht mit eigenen Kräften zu verschaffen vermoch-
te. Arbeitsfähige Bewerber um Armenversorgung 
waren zur Leistung geeigneter Arbeit nöthigenfalls 
zwangsweise zu verhalten.3 Und die Leistungen wa-
ren auf das Allernotwendigste beschränkt. 

Die Anfänge der Fürsorgeerziehung
Die Verantwortung für die Disziplinierung von Bett-
lern und Landstreichern wurde zunehmend der 
Polizei übertragen. Was 1873 in ein Gesetz münde-
te, nach dem „Arbeitsscheu“ mit Gefängnisstrafe 
geahndet wurde. Anschließend konnten die aus 
der Haft Entlassenen für maximal drei Jahre unter 
Polizeiaufsicht gestellt und in Zwangsarbeitshäuser 
(wie etwa in Suben) eingewiesen werden.4 Für Ju-
gendliche waren gesonderte Besserungsanstalten 
vorgesehen, in denen sowohl eine moralische und 
religiöse Erziehung der Corrigenden als auch deren 
Unterweisung in einer ihren Fähigkeiten entspre-
chenden und ihrem künftigen Fortkommen dienli-
chen Beschäftigung erfolgte.5 Das konnten auch pri-
vate, zum Beispiel kirchliche, Anstalten sein. Dort 
wurden zunehmend auch Kinder untergebracht, die 
aus anderen Gründen als verwahrlost angesehen 
wurden: schon 10- bis 14-Jährige auf Grund einer 
Verfügung der Sicherheitsbehörde, noch jüngere 
Kinder über Antrag der Eltern, des Vormundes oder 
der Schule. Für letztere war eine Bewilligung der 
Pflegschaftsbehörde erforderlich.6

Besserungsanstalten in Oberösterreich
1865 übernahmen die Schwestern vom Guten Hirten 
das Zisterzienserstift Baumgartenberg und rich-
teten eine „Schutz und Erziehungsanstalt“ für Mäd-
chen ein. Aufgenommen wurden sittlich gefährdete, 
auf Abwege geratene Mädchen7 zwischen 6 und 21 
Jahren. In einem Subventionsansuchen von 1894 

schildert das Kloster die Bedingungen in der An-
stalt: Unser Convent zählt 45 Ordensschwestern, wel-
chen die äußerst schwierige und opferreiche Aufgabe 
gestellt ist, Kindern und reiferen Personen, welche 
größtentheils ganz vernachlässigt und verwahrlost 
sind, und die uns auch öfter von der hohen Statthalte-
rei überwiesen werden, mit Aufgebot aller Kräfte und 
thätiger Wirksamkeit zu religiös-sittlichen Menschen 
und zu nützlichen Gliedern der Gesellschaft heranzu-
bilden. Derzeit befinden sich 130 Kinder in unserem 
Kloster [...] Der Sustentationsbeitrag für ein Kind be-
trägt für die ganze Verpflegung, Bekleidung und Be-
quartierung 6 fl.8 Trotz dieser äußerst bescheidenen 
Forderung entrichten manche Gemeinden für die Zu-
ständigkeit ihrer Kinder 3 bis 4 fl.9

Baumgartenberg war eine explizite Besserungsan-
stalt für Mädchen. Burschen wurden in Einrichtun-
gen anderer Kronländer untergebracht, zunehmend 
aber auch in oberösterreichischen Waisenhäusern, 
zum Beispiel in der Erziehungsanstalt zum Guten 
Hirten in Linz. Diese war 1855 gegründet worden, 
um arme, verlassene Kinder der Gefahr der Ver-
wahrlosung und dem Verderben zu entreißen und zu 
frommen arbeitsamen Mitgliedern der Gesellschaft 
heranzubilden.10 

Aufgenommen wurden Kinder zwischen 6 und 14 
Jahren. Die Zöglinge erhielten Nahrung, Bekleidung 
und auch ärztliche Hilfe. Der Unterricht durch lehr-
befähigte Schwestern der Congregation erfolgte 
unter Aufsicht der Schulbehörden in der Anstalt. 
Die Kinder mussten auch arbeiten: Die Zöglinge 
werden in allen angemessenen Hand- und Haus-
arbeiten unterrichtet; sie werden alle für die Anstalt 

nöthigen, ihren Kräften entsprechenden 
Arbeiten verrichten, und auch durch 

andere Arbeit für die Anstalt etwas 
zu verdienen suchen; sie erhalten 

aber von dem erworbenen Ver-
dienste gewisse Procente, die 

fruchtbringend angelegt werden.11 

Nach der Schulpflicht verblie-
ben die Zöglinge in der Anstalt, 
bis die Vorstehung sie für mo-
ralisch gebessert und befestigt, 

für hinreichend gebildet und fähig 
erkennt, um sich selbst durch an-

ständigen Erwerb zu erhalten. 
Danach wurde dafür Sorge ge-
tragen, die Jugendlichen in 
„christlichen Häusern“ in Dienst 
zu bringen. Nach ihrem Aus-
tritt verblieben die Jugend-
lichen noch einige Zeit unter 
Beobachtung der Anstalt.12 
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Vom Pranger zu 
Gebär- und Findelhäusern

Lange Zeit stand bei der Verehelichung die Ver-
sorgungssicherheit im Vordergrund. Eine Heirat 
erforderte für arme Bevölkerungsschichten die Zu-
stimmung der Grundherren. Diese Zustimmung war 
vor allem davon abhängig, ob die zukünftige Fami-
lie in der Lage sein würde, sich selbst zu erhalten. 
Sexuelle Betätigung Unverheirateter war verpönt 
und geächtet. Die Sanktionen dafür reichten von 
„Ermahnungen“ bis zur Prügelstrafe verbunden mit 
einer Zurschaustellung am Pranger. Abtreibung, 
Kindesweglegung und auch Kindesmord waren für 
viele Frauen ein Ausweg aus ungewollten Schwan-
gerschaften, auch wenn sie mit Todesstrafe be-
droht waren. 

Joseph II. ermöglicht anonyme Geburt 
und legale Kindesweglegung
Die Reformen von Kaiser Joseph II. brachten einen 
radikalen Wandel des staatlichen Umganges mit 
ledigen Müttern. Die Einrichtung von Gebär- und 
Findelhäusern ermöglichte den Frauen unerkannt, 
aber von Hebammen betreut, ein Kind zur Welt zu 
bringen und das Kind anschließend in der Anstalt 
zurück zu lassen, von der es an Pflegeeltern weiter-
vermittelt wurde. Auch mittellose Frauen konnten 
ihr Kind im Gebärhaus zur Welt bringen oder es in 
der Findelanstalt abgeben. Ihnen wurden die Ge-
bühren erlassen, wenn sie sich als Ammen zur Ver-
fügung stellten. War das nicht der Fall, mussten ihre 
Heimatgemeinden eine ermäßigte Gebühr für Mut-
ter und Kind entrichten.13 

Die Anfänge des Pflegeelternwesens
Die Pfarrer der um die Stadt liegenden Gemeinden 
sollten um Pflegestellen werben, damit gesunde 
Kinder so bald als möglich – mit der nötigen Wäsche 
und einem Faschbettel14 versorgt – auf das Land in 
Kost gegeben, und sämtlich an der Brust erzogen 

werden konnten. Das von der Findelanstalt bezahlte 
Kostgeld war wohl auch als Anreiz gedacht, Kinder 
aufzunehmen.15 

Die Kinder sollten gut und reinlich gehalten, und 
nach den allgemeinen vorgeschriebenen Landes-
anordnungen christlich erzogen werden. Das sollte 
durch regelmäßige, halbjährlich stattfindende un-
angekündigte Besuche eines vom Findelhaus be-
stellten Visitators sichergestellt werden.16 Dennoch 
starben viel zu viele Pflegekinder. Zwischen 1784 
und 1854 waren von den vom Wiener Findelhaus zu 
Pflegeeltern vermittelten Kindern 78 % als Säuglin-
ge verstorben. Die allgemeine Säuglingssterblich-
keit in Wien betrug zu dieser Zeit „nur“ 40 %.17 

Die Linzer Gebär- und Findelanstalt
Joseph II. hatte die Errichtung von Gebär- und Fin-
delhäusern in allen Kronländern angeordnet. Die 
Notwendigkeit eines solchen Hauses in Linz war 
unbestritten, umstritten hingegen war der Stand-
ort. Über mehrere Jahre wurde diskutiert, wo diese 
Anstalt angesiedelt werden sollte. So lehnte z.B. die 

Krankenanstalt der Elisabethinen eine Anbindung 
an ihre Anstalt als „unpassend“ ab. Auch die Anbin-
dung an das Prunerstift wurde wegen der dortigen 
Ausbildungsstätte der Hebammen als wenig pas-
send angesehen. Dennoch wurde vermutlich im De-
zember 1789 dort die erste Gebärende aufgenom-
men. Die Linzer Gebär- und Findelanstalt verblieb 
bis 1833 im Prunerstift (Museumstraße 31), übersie-
delte zuerst in das ehemaligen Pestlazarett (Lede-
rergasse 33) und schließlich in den Eckartshof (Le-
derergasse 47), der späteren Landesfrauenklinik.18 
 
Von der dem Gebärhaus angeschlossenen Findel
anstalt durften die Kinder nur an Pflege-Eltern ab-
gegeben werden, welche in dem Lande, in welchem 
das Findelkind heimatberechtigt ist, ihren bleiben-
den Aufenthalt haben, und durch ein ämtliches Zeug-
niß ihre Befähigung zur Erziehung nachzuweisen 
vermögen.19 Anders als in Wien bezahlte die Linzer 
Findelanstalt nur bis zum vollendeten 6. Lebens-
jahr Kostgeld an die Pflegeeltern. Danach hatten die 
Heimatgemeinden für diese Kinder zu sorgen.20 

Die Gebär- und Findelanstalt wurden häufig in An-
spruch genommen: Im Jahr 1856 wurden 858 Frau-
en in der Linzer Gebäranstalt aufgenommen, in 
der Findelanstalt 431 Knaben und 390 Mädchen.21 
Gleichzeitig bestand ein Mangel an Pflegefamilien. 
Der Statthalter des Erzherzogtums Österreich ob 
der Enns stellte 1853 fest, dass die Gemeinden le-
dige Schwangere fast mit Zwang in die Gebäranstalt 
brächten, aber potentiellen Zieheltern die not-
wendigen Zeugnisse verweigern würden, weil sie 
keine Findlinge in ihren Bezirk aufnehmen wollten. 
Dies habe zu einer Überfüllung des Findelhauses 
geführt. Der Statthalter wies die Gemeinden an, 
die Schwangeren zur Entbindung an die Ortsheb-
ammen zu verweisen. Die Bezirksvorsteher sollten 
dafür Sorge tragen, dass mehr Pflegeeltern Kinder 
übernehmen könnten.22 

Trotz des offensichtlichen Bedarfes beschloss der 
Landtag 1868, dass die Findelanstalt ab Jahres-

beginn 1869 keine Kinder mehr aufnehmen sollte. 
Tatsächlich wurde das letzte Kind – ein anonym ge-
borenes Mädchen – aber erst am 9. September 1872 
aufgenommen und am 17. September an Zieheltern 
abgegeben.23 Nach diesem Zeitpunkt wurden Wai-
sen (und Findelkinder) nur noch in den bereits seit 
längerem bestehenden Waisenhäusern oder Kin-
derasylen aufgenommen bzw. von den Armenräten 
der Gemeinden bei Pflegeeltern untergebracht. 

Durch die Schließung der Findelanstalt muss sich 
die Versorgungssituation bedeutend verschlech-
tert haben, da die Waisenhäuser keine Säuglinge 
aufnahmen. Prof. Dr. Ludwig Piskaček, ärztlicher 
Leiter der Landesfrauenklinik, schreibt 1894 in 
einem Bericht über Gebärhäuser: Um Ersparungen 
zu erzielen und angeblich auch um die Moralität zu 
heben, erfolgte [...] die Aufhebung der Findelans-
talten. Der erwartete Nutzen stellte sich aber nicht 
ein. Denn die Länder, welche die Findelanstalten 
aufgehoben haben, müssen jetzt an auswärtige Fin-
delanstalten namhafte Summen an Verpflegskosten 
für Gebärende und Findelkinder entrichten. [...] Zur 
Verbesserung der Moralität hat aber die Aufhebung 
der Findelanstalten nicht im Geringsten beigetragen. 
Wohl aber sind die Kindsmorde seit dieser Zeit häufi-
ger geworden und das Elend bei den mittellosen ledi-
gen Müttern grösser.
 

Von der Gerhabschaft 
zur Berufsvormundschaft

Das Institut der Vormundschaft oder auch Gerhab-
schaft diente bereits im Mittelalter dazu, Erziehung 
und Vermögen verwaister Kinder zu sichern. Vor-
münder konnten testamentarisch verfügt oder von 
den Obrigkeiten bestellt werden. Nahe Angehörige 
hatten dabei den Vorzug vor anderen. Die Vormün-
der mussten einen Eid ablegen, dass sie die Inter-
essen der ihnen anvertrauten Mündel vertreten und 
deren Vermögen gut anlegen und verwalten wür-

10     Armut und Arbeit Armut und Arbeit     11

Kaiser Joseph II.



den. Darüber war jährlich Rechenschaft abzulegen. 
Die Vormünder waren aber auch für die Pflege und 
Erziehung verantwortlich.24 

Kinder aus mittellosen Familien genossen hingegen 
nur geringen Schutz. Verwaiste Kinder verblieben 
bei ihrer Herrschaft und waren verpflichtet, dieser 
drei Jahre lang zu dienen.25 Nach Ablauf dieser Jah-
re durften sie ein Handwerk erlernen.26 

Im 18. Jahrhundert waren die Bevölkerungszahlen 
in den Städten rasch gewachsen.27 Neben Bettel-
ordnungen bedurfte es auch Regelungen, wie mit 
Waisenkindern aus armen Bevölkerungsschichten 
umzugehen war. Dazu waren die Bürgermeister an-
gehalten, eine „Waisenkommission“ einzusetzen, 
die unverzüglich taugliche Vormünder bestimmen 
musste, sobald ein Kind verwaist war. Ausdrücklich 
wurde den Magistraten aufgetragen, Vormünder 
auch für mittellose Waisen einzusetzen und für eine 
gute Erziehung und Ausbildung zu sorgen. Dazu 
sollten sie bei guten Leuten in Pflege gegeben oder 
auch in Fundazionen und Spitälern solange unterge-
bracht werden, bis sie ein Handwerk erlernen oder 
aber in einen Dienst gebracht werden konnten. Auch 
an „übelgeratene“ Waisen wurde gedacht: der Ma-
gistrat sollte sie durch Strafen bis hin zu Arrest zur 
Besserung und schuldigen Gehorsam bringen.28 

Die rechtliche Stellung unehelicher Kinder war lan-
ge Zeit vor allem über ihre Unterhaltsansprüche und 
ihr (fehlendes) Erbrecht definiert. Im ABGB 1811 wur-
de unehelichen Vätern die väterliche Gewalt über 
ihre außerehelichen Nachkommen gänzlich entzo-
gen. Für sie, wie auch für Findel- und Waisenkinder 
und für Kinder und Jugendliche, die per Gerichts-
entscheid in Kinderasylen, Erziehungs- oder auch in 
Besserungsanstalten untergebracht worden waren, 
mussten Vormünder bestellt werden.29 

Bei diesen Vormundschaften handelte es sich 
grundsätzlich um Individualvormundschaften, das 
heißt eine konkrete natürliche Person wurde zum 

Vormund des Kindes bestimmt, welche auch die 
Pflege und Erziehung dieses Kindes zu beaufsich-
tigen hatte. Häufig waren dies Lehrer oder andere 
Personen des öffentlichen Lebens. 

In Oberösterreich – wie auch in anderen Ländern 
der Monarchie – hatten sich in vielen Gemeinden 
Waisenräte gebildet. Sie sollten die Gerichte in der 
Pflegeaufsicht unterstützen. 1906 standen in Ober-
österreich bei den 46 Bezirksgerichten 68.700 Kin-
der und Jugendliche unter waisenamtlicher Fürsor-
ge, davon 47.300 unehelich geborene.30

Engagierte Privatpersonen gründeten zusätzlich 
dazu zahlreiche Kinderschutzvereine. Einer davon 
war der Verein „Jugendschutz für den Gerichtsbe-
zirk Engelszell“. In den Statuten wird als Vereins-
zweck die Förderung des Wohles schutzbedürftiger 
Minderjähriger genannt. Durch Ermittlung, Beob-
achtung, Beaufsichtigung wollte man die Gefahren 
bekämpfen, welche für Minderjährige aus vernach-
lässigter Erziehung und Körperpflege, dem Missbrau-
che der elterlichen oder vormundschaftlichen Gewalt 
oder der Unterbringung in fremder Pflege bei hiezu 
untauglichen Personen entstehen. Galten Kinder als 
gefährdet, so wurden die notwendigen Schritte zur 
Abhilfe, insbesondere Unterbringung der Kinder in 
hiezu geeigneten Familien und Anstalten eingeleitet 
oder auch finanzielle und andere Unterstützungen 
gewährt. Weitere Aufgaben des Vereines waren die 
Ausforschung tauglicher Vormünder und Kuratoren 
und die Förderung der Einrichtung von Anstalten zur 
Erziehung der Kinder. Darüber hinaus fühlten sich 
die Gründungsmitglieder auch einem Bildungsauf-
trag durch Beeinflussung der öffentlichen Meinung 
zugunsten rechter Pflege und Erziehung der Kinder 
verpflichtet.31

Vormundschaftsräte als 
Vorläufer der Jugendämter
Mit der Novelle des ABGB 1914 wurden zur Unter-
stützung der Gerichte bei Ausübung der Vormund-

schafts- und Kuratelsgerichtsbarkeit Vormund-
schaftsräte eingeführt.32 Das Gericht konnte diesen 
Pflegschaftsräten die Vormundschaft über Min-
derjährige sowie die Bewilligung und Aufsicht über 
Pflegestellen übertragen.33 Die Vormundschafts-
räte unterstanden den Bezirksgerichten und waren 
jeweils für 5 Jahre bestellt. Sie übten diese Funk-
tion aber ehrenamtlich aus. 

Im ABGB 1914 wurde den Waisenhäusern sowie 
den Erziehungs- und Besserungsanstalten mit 
der Übertragung der Vormundschaft weitgehende 
Macht über ihre Zöglinge eingeräumt: Die Bestel-
lung eines Vormundes kann unterbleiben, solange ein 
Minderjähriger [...] sich in einer Zwangsarbeits- oder 

Besserungsanstalt oder in einer der Fürsorgeerzie-
hung gewidmeten öffentlichen oder privaten Anstalt 
befindet. Solange das Gericht nach Austritt eines 
Minderjährigen aus einer solchen Anstalt keinen 
anderen Vormund bestimmte, hatte der Anstaltslei-
ter die Vormundschaft weiter auszuüben. Das galt 
auch, wenn ein Kind von der Anstalt bei Pflegeeltern 
untergebracht wurde.34

Eine weitere Neuerung war die Möglichkeit einer 
„Generalvormundschaft“: Standen keine geeigne-
ten Vormünder zur Verfügung, konnte die Vormund-
schaft einem geeigneten Organe der öffentlichen 
Verwaltung oder einer Vereinigung für Jugendschutz 
übertragen werden.35 
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Von der Schulpflicht 
zum Halbtagsunterricht

Die Erziehung der Kinder zu ehrbaren und vor al-
lem arbeitswilligen BürgerInnen war kirchlichen 
und weltlichen Herrschern zu allen Zeiten ein An-
liegen. Auch die Einführung der Schulpflicht 1774 
ist unter diesem Aspekt zu sehen. Im kaiserlichen 
Patent vom 6. Dezember 1774 wird sie so begründet: 
Da die Erziehung der Jugend beiderlei Geschlechts, 
als die wichtigste Grundlage der wahren Glückselig-
keit der Nationen, ein genaures Einsehen allerdings 
erfordert; so hat dieser Gegenstand alle Aufmerk-
samkeit um desto mehr auf sich gezogen, je gewisser 
von einer guten Erziehung, und Leitung in den ersten 
Jahren die ganze künftige Lebensart aller Menschen, 
und die Bildung des Genies, und der Denkensart gan-
zer Völkerschaften abhängt, die niemals erreicht 
werden kann, wenn nicht, durch wohl getroffene Er-
ziehungs- und Lehranstalten, die Finsterniß der Un-
wissenheit aufgekläret, und jedem der seinem Stan-
de angemessene Unterricht verschaffet wird.36 

Die Eltern waren per Strafandrohung angehalten, 
ihre 6- bis 12-jährigen Kinder zur Schule zu schi-
cken. Die Organisation der Schulen wurde dabei 
so geregelt, dass die Arbeitskraft der Kinder ins-
besondere in der Landwirtschaft verlässlich zur 
Verfügung stand.37 Dennoch gab es noch lange Zeit 
viele Hindernisse, allen Kindern eine ausreichende 
Schulbildung angedeihen zu lassen. 230 Jahre nach 
Einführung der Schulpflicht beklagte Dr. Hans Zötl 
in seinem Bericht an den Kinderschutzkongress 
von 1907, dass die Verwahrlosung vieler Kinder und 
Jugendlicher ihre Ursache in einem schlecht ent-
wickelten Volksschulwesen und einem Mangel an 
den Zeitverhältnissen entsprechenden Wohlfahrts-
einrichtungen38 habe.

Die Schulpflicht in Form eines ganztägigen Unter-
richts endete ab 1869 mit dem vollendeten 14. Le-
bensjahr. Ab 1883 galten zahlreiche Ausnahmen, so 
die speziell nur für Oberösterreich geltende Schulbe-

suchserleichterung mit sechsjährigem Besuche der 
Alltagsschule und wöchentlich 6stündigem Unter-
richte im siebenten und achten Schuljahre und des 
fort und fort sich ausbreitenden Halbtagesunter-
richt.39 Diese Ausnahmebestimmungen seien einzig 
und allein durchgesetzt worden, um schon jüngere 
Kinder zur Erwerbsarbeit zur Verfügung zu haben. 

Die Unterrichts- und Lernbedingungen waren oh-
nehin schwierig. Ein Lehrer sollte im Durchschnitt 
nicht mehr als 80 SchülerInnen unterrichten. Aber: 
Ein zusätzlicher Lehrer wurde erst eingestellt, 
wenn diese Zahl während dreier Jahre durchgehend 
überschritten worden war. In der Realität waren also 
häufig wesentlich mehr Schüler unterschiedlicher 
Altersjahrgänge in einer Klasse zu unterrichten. 
 

Von Kindergärten zu 
Kinderbewahranstalten

Mit dem Zeitalter der Aufklärung setzte sich zuneh-
mend der Gedanke durch, dass auch schon kleine 
Kinder einer Erziehung bedürfen. Unter dem Ein-
fluss von Pädagogen wie Johann Heinrich Pestaloz-
zi wurden im 18. Jahrhundert erste Kindergärten ge-
gründet. 1872 regelte eine Verordnung des Ministers 
für Kultus und Unterricht erstmals außerhäusliche 
Betreuung von Kleinkindern in Oberösterreich.40

Kindergärten hatten die Aufgabe, die häusliche Er-
ziehung der Kinder im vorschulpflichtigen Alter zu un-
terstützen und zu ergänzen, somit die Kinder durch 
geregelte Uebung des Leibes und der Sinne, sowie 
durch naturgemäße Bildung des Geistes für den 
Volksschulunterricht vorzubereiten und nahmen Kin-
der ab dem 4. Lebensjahr auf. Davon zu unterschei-
den waren Kinderbewahranstalten, die schon ab dem 
3. Lebensjahr besucht werden konnten. Sie sollten 
Kinder der arbeitenden Klassen zur Beaufsichtigung 
und zweckmäßigen Beschäftigung [aufnehmen], 
dieselben an Reinlichkeit, Ordnung und gute Sitte ... 

gewöhnen und ihnen Liebe zur Arbeit einflößen. 

Kindergärten wie Kinderbewahranstalten unter-
standen den Schulbehörden, die Betreuerinnen 
mussten über eine entsprechende Ausbildung ver-
fügen. Die Räume von Kindergärten sollten freund-
lich und in gesunder Lage sein und über ausrei-
chend Platz zu Spiel und Bewegung auch im Freien 
verfügen. Die Anforderungen an die Räumlichkeiten 
von Kinderbewahranstalten waren weniger streng. 
Sie sollten den pädagogischen und sanitären Anfor-
derungen der Gegenwart entsprechen.41 

Für noch kleinere Kinder konnten nach dieser Ver-
ordnung Warteanstalten oder Krippen (Crêches) 
eingerichtet werden, welche aus humanitären 
Rücksichten Kindern unter 3 Jahren jene Pflege an-
gedeihen lassen, die ihnen die Eltern nicht gewähren 
können. Diese Krippen waren lediglich den sani-
täts-polizeilichen Normen unterworfen.42

In Oberösterreich existierten zahlreiche Kinderbe-
wahranstalten, die durchwegs von katholischen Or-
den geführt wurden. Eine der ältesten befand sich 
in Braunau. Die vom Orden der Schulschwestern 
geführte Anstalt am Zeughausplatz Nr. 1 in Braunau 
wurde 1866 gegründet und konnte 120 Kinder auf-
nehmen.43 Für schulpflichtige Kinder wurden Horte 
eingerichtet. Der Hort der Boromäerinnen in Gries-
kirchen war bereits 1862 gegründet worden.

Häuser für arme 
Waisen- und Schutzkinder
Ab den 1850er Jahren wurden in Linz, Wels, Steyr, 
Gmunden und Ischl Waisenhäuser und Erziehungs-
anstalten gegründet. In vielen Fällen gaben katho-
lische (Frauen-)Vereine den Anstoß zur Gründung 
eines Waisenhauses. Häufig wurden auch „verlas-
sene“ Kinder, das heißt Kinder von Eltern, die sie 
grob vernachlässigten, aufgenommen. Die Häuser 
wurden in der Regel von katholischen Frauenorden 
geführt, die Kosten zum Teil über Verpflegungs-

kostenbeiträge der Gemeindearmeninstitute und 
zum Teil über Spenden bestritten. Gelegentlich 
kamen dazu noch Subventionen vom Land Ober-
österreich. Diese Subventionen waren zumeist 
sehr gering. So erhielt etwa die Erziehungsanstalt 
armer Schutzkinder in Steyr 1901 eine Subvention 
von 50 Kronen.44

Die Statuten des Kinderasyls in Wels geben einen 
Einblick in die Bedingungen in diesen Häusern. 1884 
wurde von der Stadt Wels das Haus Linzergasse Nr. 
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1918 bestanden in Oberösterreich 
1.	 Katholisches Waisenhaus in Linz,  

Seilerstätte
2.	 Erziehungsanstalt „Zum guten Hirten“  

in Linz, Baumbachstraße
3.	 Taubstummeninstitut in Linz,  

Kapuzinerstraße
4.	 Blindeninstitut in Linz, Blumauerstraße
5.	 Idiotenheim in Hartheim
6.	 Katholisches Waisenhaus in Gmunden
7.	 Charitas in Bad Ischl
8.	 Katholisches Waisenhaus in Steyr
9.	 Katholisches Waisenhaus in Gosau
10.	Katholisches Waisenhaus „Stefaneum“  

in Goisern
11.	Kinderpflegeanstalt der Schwestern  

der christlichen Nächstenliebe 
in Rainbach bei Freistadt

12.	Taubstummenblindeninstitut  
in Bründl bei Raab

13.	Anstalten des seraphischen Liebeswerkes 
für Oberösterreich in Linz und zwar: 
•	Kriegswaisenhaus St. Josef  

in Linz, Waldegg Nr. 34
•	Krüppelheim in Stadl-Paura
•	Kinderheim in Enns
•	Sophiengut in Linz
•	Versorgungsheim für erwerbsunfähige 

Schulentlassene in Gallneukirchen
•	  Anstalt des Liebeswerkes für schulpflich-

tige Knaben in Frankenburg



63 gekauft und darin ein Kinderasyl eingerichtet. In 
die Anstalt wurden nur verwaiste, gänzlich verlasse-
ne, arme, was immer für einer Confession angehörige 
Kinder beiderlei Geschlechts ohne Rücksicht auf das 
Alter, die nach Wels heimatberechtigt sind, aufge-
nommen. [...] In besonders berücksichtigungswürdi-
gen Fällen können auch Kinder, welche beide Eltern 
noch besitzen – wenn diese entweder gänzlich außer 
Stande sind für ihr Kind zu sorgen oder wenn Gefahr 
ist, daß durch die schlechte Erziehung der Kinder de-
ren Zukunft in moralischer und physischer Richtung 
vernichtet würde, Aufnahme finden.45 Mit unheilbaren 
körperlichen Leiden behaftete Kinder waren von der 
Aufnahme ausgeschlossen. Der Verpflegungskos-
tenbeitrag betrug monatlich 5 Gulden.46 

Im Vordergrund stand die „sittlich religiöse“ Erzie-
hung: Alles was der Sittlichkeit der Kinder gefährlich 
werden könnte, soll fern gehalten werden. Darum 
sollten Kinder niemals unbeaufsichtigt bleiben. Zur 
Aufrechterhaltung der Ordnung dienen Belohnungen 
und Bestrafungen. Zu den letzteren gehören ernste 
Ermahnungen, Rügen, Entziehung einer Vergüns-
tigung etc. Körperliche Bestrafungen waren aber 
dem Verwalter des Kinder Asyles und [...] auch nur 
nach Erschöpfung aller anderen Mittel vorbehalten.47

Die Kinder verblieben in der Regel bis zur Beendi-
gung der Schulpflicht im Kinderasyl; konnten aber 
bei gravierenden Verfehlungen der Anstalt auch 
verwiesen bzw. konnte ein Antrag um Aufnahme in 
einer Besserungsanstalt gestellt werden. Nach Be-
endigung der Schulpflicht hatte der Verwalter im 
Einvernehmen mit dem Armenrate für geeignete 
Lehr- oder Dienstplätze zu sorgen.48

Die Mehrzahl der Häuser wurde von katholischen 
Orden geführt, was sich auch in deren Statuten nie-
derschlug, in denen die christliche Erziehung einen 
besonders hohen Stellenwert erhielt. Das katholi-
sche Mädchen-Waisenhaus in Steyr sollte die Wai-
senmädchen zu frommen Christinnen mit der beson-
deren Bestimmung – zu brauchbaren Dienstmädchen 

heranbilden. Um das zu erreichen sollte die Religion 
alle Bildungs-Elemente durchdringen. Die Kinder 
sollten frühzeitig daran gewöhnt werden, dass ihr 
künftiger Beruf zu dienen sein würde. Darum sollen 
sie, soweit es nicht unumgänglich nothwendig ist, 
nicht bedient werden, sondern frühzeitig lernen, mit 
Freuden sich gegenseitig zu bedienen, und alle ihnen 
möglichen Hausarbeiten selber zu verrichten.49

Ein Gesetz verpflichtet die Länder, 
für vernachlässigte Kinder zu sorgen
Seit dem 17. Jhdt. war es zunehmend üblich ge-
worden, Mündelvermögen in sogenannten Waisen-
cassen anzulegen.50 1858 wurden diese gesetzlich 
geregelt.51 In diesen Waisencassen mussten alle 
Vermögenserträge und Barvermögen der Mündel 
angelegt werden, es sei denn, eine andere Verwen-
dung war im Sinne der Mündel zweckmäßiger. 
Die Einlagen der Mündel waren fruchtbrin-
gend anzulegen und mit einem festen Zins-
satz zu verzinsen. Gebarungsüberschüsse 
hatten in einen Reservefonds zu fließen.

Die Waisencassen erwirtschaf-
teten offenbar ausreichend 
Überschüsse, sodass sie 
1901 verpflichtet wurden, 
von den erwirtschafteten 
Gebarungsüberschüssen 
eine Procentualquote an 
die jeweiligen Länder ab-
zuführen.52 Die daraus zu 
bildenden Landeswaisen-
fonds waren zur Pflege und 
Erziehung von Waisen bis 
zum zurückgelegten acht-
zehnten Lebensjahre, so-
wie von verwahrlosten und 
verlassenen Kindern zu 
verwenden.53 Kinder von 
Gefallenen waren dabei 
bevorzugt zu behandeln.

Als „Verlassene Kinder“ wurden auch Kinder, deren 
Eltern wegen Misshandlung ihrer Kinder verurtheilt 
und deren Vater der väterlichen Gewalt verlustig er-
klärt wurden54 angesehen. Waren die Eltern dieser 
Kinder erwerbsfähig oder vermögend, hatten sie 
die erwachsenen Verpflegs- und Erziehungskosten 
ganz oder teilweise zu ersetzen.

Die Waisenkassen bestanden bis 1925, als sie im 
Zuge von Maßnahmen zur Entlastung der Verwal-
tungsbehörden55 aufgelöst und die Reservefonds 
zum Bundesschatze eingezogen wurden. 
 

Von der Kinderarbeit 
zu ihrem Verbot

Lange Zeit wurde die (Mit-)Arbeit von Kindern auf den 
Gutshöfen, in landwirtschaftlichen und handwerk-

lichen Betrieben, im Bergbau und 
später auch in Manufakturen und 

Fabriken als selbstverständlich 
betrachtet. Auch Waisen- und 
Armenhäuser waren nicht nur 
„Versorgungsanstalten“ für Be-

dürftige, sondern vielfach auch 
Produktionsstätten, in denen Garne 
gesponnen, Tücher gewebt, Körbe 
geflochten, Strickwaren und ande-

res hergestellt wurden. Kinder wur-
den als „kleine Erwachsene“, weni-

ger kräftig, dafür mit flinken und 
geschickten Händen ausgestat-

tet, betrachtet. So begründete 
etwa Joseph II. die Reduzierung 
des Kostgeldes für Pflegekin-
der nach dem 10. Lebensjahr 
damit, dass Kinder von diesem 
Alter in der häuslichen Wirt-

schaft bereits nützlich sein, 
und einigermassen die Stelle eines 

Diensbothen vertreten können.56 

Die Schulpflicht wurde von Maria Theresia mit 6 bis 
12 Jahren festgelegt, da die Knaben üblicherweise 
im Alter von 12 Jahren in Handwerksbetrieben als 
Lehrlinge aufgenommen wurden. Die Einteilung der 
„Sommerschule“ und der „Winterschule“ war in den 
Städten anders geregelt als auf dem Land, wo da-
rauf geachtet wurde, dass die Kinder verlässlich zu 
Aussaat und Ernte als Arbeitskräfte zur Verfügung 
standen. 

Der immense Arbeitskräftebedarf in Manufaktu-
ren und Fabriken wäre im 18. Jahrhundert ohne die 
Arbeitskraft von Kindern kaum zu decken gewesen. 
Die Arbeitsbedingungen in den Fabriken waren für 
die Kinder hart. Nach dem Besuch einer Seiden-
fabrik in Traiskirchen hielt Joseph II. fest: Da ich 
im vorigen Jahre in der sogenannten Grünmühle zu 
Traiskirchen und die dortigen Fabriken in Augen-
schein genommen habe, so entdeckte ich daselbst 
unendliche Gebrechen in der Reinlichkeit der Kinder, 
welche voll Krätze waren, und welche auch auf ihren 
Gesundheitszustand die nachteiligsten Folgen nach 
sich gezogen hat, dergestalt, dass ein epidemisches 
Faulfieber eingerissen hat, und mehrerer Mensch 
Tod erfolgt ist. 

In der Folge ordnete er an, dass in Fabriken, die 
Kinder beschäftigten, über die Reinlichkeit dersel-
ben und den daraus folgenden Gesundheitszustand 
fleißig nachgesehen und sorgfältig darauf gehalten 
werde.57 Kinder sollten nach dem Willen des Kai-
sers vor dem Antritt des 9. Lebensjahres nicht ohne 
Noth58 zur Arbeit in den Fabriken herangezogen 
werden. Auch die Erfüllung der Schulpflicht war ihm 
ein Anliegen. Die Arbeitgeber sollten dafür sorgen, 
dass die Kinder abends Unterricht erhielten – nach 
8 bis 10 Stunden Arbeit. In Böhmen wurden eigene 
Industrialklassen oder auch Industrialschulen ein-
gerichtet, in denen Kinder nicht nur im Rechnen 
und Lesen unterrichtet wurden, sondern auch Fer-
tigkeiten wie Spinnen und Weben erlernten. Diese 
Schulen wurden als besonders fortschrittlich und 
vorbildhaft angesehen.
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Kinderarbeit wird nach 
und nach eingeschränkt 
Erwerbsarbeit selbst kleiner Kinder war für viele Fami-
lien überlebensnotwendig. Für die Arbeitgeber waren 
sie billige, geschickte Arbeitskräfte, die oft auch ge-
fährliche Arbeiten übertragen bekamen. Unfälle waren 
an der Tagesordnung. Fast immer blieb die Schulbil-
dung der Kinder mangelhaft und die oft schwere und 
einseitig belastende Arbeit hatte häufig auch bleiben-
de gesundheitliche Schädigungen zur Folge.

Die Gewerbeordnung von 1859 schränkte Kinderar-
beit weitgehend ein. 1885 wurden diese Einschrän-
kungen nocheinmal verschärft, sodass Kinder bis 
zum Alter von 12 Jahren in Gewerbebetrieben nicht 
beschäftigt werden durften. Ältere Kinder durften 
bis zur Beendigung der Schulpflicht nur mit einem 
Erlaubnisschein zu Arbeiten, welche der Gesundheit 
nicht nachtheilig sind und die körperliche Entwick-
lung nicht hindern, herangezogen werden.59 Auch 
für Jugendliche waren Schutzbestimmungen auf-
genommen, die aber zahlreiche Ausnahmen im In-
teresse der Arbeitgeber ermöglichten. 

Das Verbot von Kinderarbeit war in der Gewerbe-
ordnung festgelegt und betraf ausschließlich die 
Beschäftigung von Kindern und Jugendlichen in 
Gewerbsunternehmungen. Für Dienstleistungen, in 
der industriellen Heimarbeit (z.B. der Weißnäherei) 
und in der Landwirtschaft standen Kinder als Ar-
beitskräfte weiterhin zur Verfügung. In seinem Be-
richt an den Kinderschutzkongress 1907 beklagt Dr. 
Hans Zötl:60 Schwer leidet die Jugend dadurch, dass 
sie so früh zur harten Arbeit herangezogen wird. Man 
sieht bereits Kinder mit 6 Jahren, welche stunden-
lang vor dem am Pfluge gespannten Ochsen einher 
gehen müssen und Kinder mit 10 bis 12 Jahren, deren 
Rücken von der Last der Arbeit gekrümmt ist.61 Der 
Mangel an Dienstboten bewirke, dass schon 12- und 
13-jährige Kinder als Knechte, Mägde oder Diener 
angestellt würden. Die Dienstgeber würden oftmals 
lieber Strafe bezahlen, als ihre noch schulpflichti-
gen Dienstboten zur Schule zu schicken. Sie hielten 

sich auch mit Ermahnungen zurück aus Sorge, die 
Kinder könnten sonst den Dienstplatz wechseln. 
Dadurch fehle es an der nötigen Erziehung und sie 
seien oft sexueller Ausbeutung durch ältere Mäg-
de und Knechte ausgeliefert. So sei es etwa üblich, 
dass die noch jungen Mädchen das Lager mit den 
älteren Mägden teilen und von deren Liebhabern 
missbraucht würden.62

Diese Ausbeutung kindlicher Arbeitskraft wurde 
als für die Gesellschaft erforderlich angesehen. 
Anders ist kaum nachzuvollziehen, dass 1883 die 
Möglichkeit zu „Schulbesuchserleichterungen“ in 
das Schulpflichtgesetzt aufgenommen wurde: An 
den allgemeinen Volksschulen sind nach vollendetem 
sechsjährigen Schulbesuche den Kindern auf dem 
Lande und den Kindern der unbemittelten Volksklas-
sen in den Städten und Märkten über Ansuchen ihrer 
Eltern oder deren Stellvertreter aus rücksichtswürdi-
gen Gründen Erleichterungen in Bezug auf das Maß 
des regelmäßigen Schulbesuchs zuzugestehen.63 

Wie wenig Wert auf ausreichende Schulbildung der 
„unbemittelten Volksklassen“ gelegt wurde, belegt 
auch eine Petition des Oö. Landtages vom 1. De-
zember 1908 an die Regierung in Wien: Die Schul-
behörden werden aufgefordert, allen jenen Gemein-
den, welche auf Grund von gegebenen Verhältnissen 
um Schulbesuchserleichterungen, insbesondere um 
Halbtagsunterricht ansuchen, in der möglich wei-
testgehenden Weise entgegenzukommen.64 

Erst im Dezember 1918 wurde von der noch proviso-
rischen Nationalversammlung ein Kinderarbeitsge-
setz erlassen, das die Heranziehung von Kindern zu 
jeglicher Arbeit bis zum vollendeten 12. Lebensjahr– 
sei es gegen Entgelt oder unentgeltlich – verbot. 
Ausgenommen waren Mithilfe im elterlichen Haus-
halt oder in der Landwirtschaft, solange es sich 
um Leistungen von geringer Dauer handelte, die die 
Kinder weder in ihrer Gesundheit schädigten noch 
sie in ihrer körperlichen, geistigen oder sittlichen 
Entwicklung beeinträchtigten.65

Von Elternrechten 
und Elternpflichten

Die Rechte und Pflichten zwischen Eltern und Kin-
dern wurden explizit erstmals von Joseph II. gere-
gelt. Die Pflicht des Mannes ist, die Kinder zu einem 
für den Staat nützlichen Stande zu erziehen, und, 
wenn sie nicht ein eigenes Vermögen haben, dessen 
Einkünfte hinreichen, dieselben so lang zu erhalten, 
bis sie sich selbst ernähren können.[...] Die Mutter 
ist verpflichtet, die Kinder mit Sorgfalt zu pflegen, 
zu warten, und zu Erziehung derselben nach Kräften 
beizutragen.66 

Die Unterhaltspflicht traf nicht nur auf eheliche Kin-
der zu. Auch unehelichen Kindern stand Unterhalt 
– bemessen nach dem Stande der Mutter – zu. Als 
Richtschnur dafür galt, dass die Mutter weiterhin 
für ihren eigenen Unterhalt arbeiten können soll-
te, ohne von der Sorge für das Kind daran verhindert 
zu werden.67 Der Vater konnte entscheiden, wo das 
Kind erzogen wurde. Über den Unterhalt hinausge-
hende Rechte – insbesondere Erbrechte – hatten 
uneheliche Kinder nicht.68

Das Recht und die Pflicht zur Erziehung umfasste 
ausdrücklich auch das Recht zur Züchtigung – so-
weit diese nicht zum Nachtheile des Leibes, und der 
Gesundheit gemißbraucht wurde.69 Väter durften ihre 
Kinder zu Erziehungszwecken auch einsperren. Dies 
durfte aber längstens durch 3 Tage dauern, und darf 
mit keinem Ungemache verschärfet werden, so der 
Gesundheit des Kindes schädlich werden könnte.70 

Kinder stehen unter dem 
besonderen Schutz des Staates 
In der Neufassung des Bürgerlichen Gesetzbuches, 
dem ABGB 1811, wurden Kinder und Jugendliche un-
ter den besonderen Schutz der Gesetze gestellt. Je-
der Mensch hat angeborne, schon durch die Vernunft 
einleuchtende Rechte, und ist daher als eine Person 
zu betrachten. Sclaverey oder Leibeigenschaft, und 

die Ausübung einer darauf sich beziehenden Macht 
wird in diesen Ländern nicht gestattet.71 Diejenigen, 
welche wegen Mangels an Jahren, Gebrechen des 
Geistes, oder anderer Verhältnisse wegen, ihre Ange-
legenheiten selbst gehörig zu besorgen unfähig sind, 
stehen unter dem besonderen Schutze der Gesetze. 
Dahin gehören: Kinder, die das siebente; Unmündige, 
die das vierzehnte; Minderjährige, die das vier und 
zwanzigste Jahr ihres Lebens noch nicht zurückge-
legt haben.72

Uneheliche Kinder waren ehelichen weiterhin nicht 
gleichgestellt und wurden von einem vom Gericht zu 
bestellenden Vormund vertreten.73 Pflege und Erzie-
hung waren das Recht ihrer Mütter. Allerdings war 
dieses Recht eingeschränkt: Läuft aber das Wohl 
des Kindes durch die mütterliche Erziehung Gefahr, 
so ist der Vater verbunden, das Kind von der Mutter zu 
trennen, und solches zu sich zu nehmen, oder anders-
wo sicher und anständig unterzubringen.74

Im ABGB 1811 finden wir zum ersten Mal explizit den 
Begriff des Kindeswohles als Richtlinie für elterli-
ches Handeln: Die Aeltern haben überhaupt die Ver-
bindlichkeit, ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das 
ist: für ihr Leben und ihre Gesundheit zu sorgen, ihnen 
den anständigen Unterhalt zu verschaffen, ihre kör-
perlichen und Geisteskräfte zu entwickeln, und durch 
Unterricht in der Religion und in nützlichen Kenntnis-
sen den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu legen.75 

Erstmals konnte Vätern die „väterliche Gewalt“ auch 
entzogen werden: Väter, welche die Verpflegung und 
Erziehung ihrer Kinder gänzlich vernachlässigen, ver-
lieren die väterliche Gewalt auf immer.76 Jeder, der 
von einem Mißbrauch der väterlichen Gewalt oder 
der Unterlassung der damit verbundenen Pflichten 
Kenntnis hatte, konnte den Beystand des Gerichtes 
anrufen. Das Gericht hatte dann die den Umständen 
angemessenen Verfügungen zu treffen.77

 
1914 wurden die familienrechtlichen Bestimmungen 
des ABGB novelliert. 
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§ 178 wurde ergänzt: [Das Gericht] kann insbeson-
dere anordnen, daß der Vater hinsichtlich der Ver-
mögensverwaltung oder hinsichtlich der Fürsorge 
für die Person des Kindes unter die Aufsicht des Ge-
richtes gestellt und einem Vormunde gleichgehalten 
werde.78 Zusätzlich wurden private Kinderschutz-
organisationen ermächtigt, gefährdete Kinder auch 
gegen den Willen der Eltern erziehen zu dürfen. 
 

Von Kinderelend zu 
sozialen Reformideen

Ungeachtet der Schutzbestimmungen der §§ 177 
und 178 des ABGB 1811 wurden Kinder vor elterlicher 
Willkür und Vernachlässigung mangels geeigneter 
staatlicher Strukturen kaum wirksam geschützt, 
wie zum Beispiel ein Artikel aus der Arbeiterzeitung 
vom 2.2.1901 belegt.79 Untersuchungen sozialrefor-
matorischer Kräfte zeichneten ein düsteres Bild 
von der Lage der Kinder aus den „unteren Schich-
ten“, von denen viele „verwahrlost“ waren. 

Verwahrlosung wurde zu einem großen Teil als Fol-
ge sozialer Umstände gesehen. Selbst in Familien, 
in denen beide Elternteile erwerbstätig waren, war 
Hunger an der Tagesordnung. Die Miete für die 
Wohnung konnte nur aufgebracht werden, wenn 
man einzelne Räume untervermietete oder auch die 
Betten der Familie mit Bettgehern teilte. Die Um-
stände zwangen diese Familien, ihre Kinder auf die 
Straße zu schicken, wo die Kleineren von den Älteren 
zu kleineren und größeren Vergehen bis hin zu Dieb-
stahl, Raub und Prostitution angeleitet wurden.80 
Kinderarbeit und Väter unehelicher Kinder, die ihre 
Alimentationspflichten verletzten, ergänzten die 
Liste der Ursachen für die Verwahrlosung von Kin-
dern und Jugendlichen.

Besonders viele Missstände gab es im Pflegekin-
derwesen. Oft wurden Pflegekinder von Einzelper-
sonen oder Familien alleine des Kostgeldes we-
gen in Pflege genommen, weil sie selbst bedürftig 

waren. Das Bezirksgericht Tulln berichtete an den 
Kinderschutzkongress 1907 von Fällen, in denen bei 
den Pflegeeltern auf beschränktem Raum oft bis zu 
zehn Kinder auf Strohsäcken voll Unreinlichkeit und 
Ungeziefer herumliegen.81 

Die Verwahrlosung von Kindern und Jugendlichen 
in Oberösterreich wurde 1906 von Dr. Hans Zötl 
untersucht. Oberösterreich hatte damals 810.000 
Einwohner, davon rund 164.000 Minderjährige82 und 
war überwiegend landwirtschaftlich geprägt. Alles 
in allem sei das Land arm und wenig fortschrittlich. 

Die große Zahl an „verwahrlosten“ Jugendlichen 
führte Zötl auf das schlecht organisierte Volks-
schulwesen – vor allem auf den weit verbreiteten 
„verkürzten Unterricht“ – und auf einen Mangel an 
„zeitgemäßen Wohlfahrseinrichtungen“ zurück. 
Die Verwahrlosung der Kinder beginne in Wahrheit 
schon sehr früh, wenn kleine Kinder von nicht sehr 
viel älteren Geschwistern beaufsichtigt werden 
müssten oder die Eltern gar die Kinder in der Woh-
nung einsperren (selbst in einem Schweinestalle ist 
es vorgekommen) und sie Branntwein saugen las-
sen zur Erzielung des Schlafes.83 Einen besonderen 
Mangel sah Zötl in der schlechten Ernährung vieler 
Kinder. Er plädierte für eine bessere Ausbildung der 
Hebammen und für die Errichtung von Verkaufs-
stellen für Kindermilch insbesondere in den Zentren 
größerer Industrieller Betriebe.84 Insgesamt mangle 
es in weiten Bevölkerungskreisen insbesondere in 
den ärmeren Schichten an ausreichendem Wissen 
über gesunde Ernährung. So würden oft Linsen 
und Bohnen ausschließlich an Schweine verfüttert, 
während in den Familien Kraut und Erdäpfel und Un-
mengen an Surrogatkaffee85 die Haupternährung 
bildeten. Zur Mangelernährung kämen schließlich 
ungesunde Wohnverhältnisse. Häufig seien die 
Schlafräume schlecht belüftet, mangelhaft be-
leuchtet und feucht. In Bauernhöfen stünden die 
Schlafräume überdies häufig mit den Stallungen in 
Verbindung.86

Die Kinderschutzkongresse 1907 und 1913
Kinderschutz,87 Fürsorgeerziehung und Jugend-
strafrecht wurden auf dem 1. österreichischen 
Kinderschutzkongress in Wien 1907 diskutiert, 
konkrete Auswirkungen aber von vornherein ausge-
schlossen: Der Kongress fasst über die erstatteten 
Berichte keinerlei Beschlüsse (dem Antagonismus 
der einzelnen politischen Parteien Rechnung tra-
gend).88 Dennoch stieß der Kongress auf großes In-

teresse und es nahmen rund 2.000 VertreterInnen, 
darunter vereinzelt auch Frauen, aus allen Kronlän-
dern der Monarchie teil. Oberösterreich war durch 
Landeshauptmann Dr. Ebenhoch und Landesaus-
schussbeisitzer Dr. Max Mayr vertreten.

Insbesondere wurde auf dem Kinderschutzkon-
gress 1907 die Schaffung eines Fürsorgegesetzes 
unter Berücksichtigung der gesundheitlichen Fragen 
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und Ausdehnung der Fürsorgeerziehung bis zum 21. 
Jahre89 gefordert. Fürsorgeerziehung sollte Kin-
der und Jugendliche vor Verwahrlosung bewahren 
– etwa wenn Eltern ihre elterlichen Pflichten ver-
nachlässigten – oder verwahrloste Jugendliche 
bessern, wenn diese straffällig geworden waren.90 
Schon damals sollte die Aufhebung der Familien-
gemeinschaft nur dann erfolgen, wenn andere Maß-
nahmen wie Verwarnung oder Überwachung der 
Erziehung in der eigenen Familie91 keinen Erfolg 
hatten. Gleichzeitig wandte sich der Kongress auch 
gegen die bestehenden Korrigendenabteilungen, 
die Erziehungsanstalten Platz machen sollten.

Obwohl auch Mitglieder des damaligen Justizminis-
teriums am Kinderschutzkongress teilgenommen 
und reges Interesse an der Thematik bekundet 
hatten, blieb ein eigenes Fürsorgeerziehungs- oder 
Jugendwohlfahrtsgesetz aus. Das lag vor allem am 
Widerstand einiger Kronländer – besonders heftig 
von Niederösterreich und Salzburg. Die Länder be-
fürchteten Vorgaben des Bundes, die sie in ihrer 
Gestaltungsfreiheit einschränken und gleichzeitig 
enorme Kosten verursachen würden. Der Wider-
stand dieser Länder ging so weit, dass sie dem Mi-
nisterium einen Gegenentwurf für das Gesetz über-
mittelten.92 

1913 wurde den TeilnehmerInnen des zweiten Kin-
derschutzkongresses in Salzburg – darunter auch 
Ilse Arlt, eine Pionierin der Sozialarbeit – über die 
Vorbereitung und Durchführung des Fürsorgege-
setzes berichtet. Ein solches Gesetz sei dringend 
erforderlich, da Fürsorgeerziehung bloß nebenbei 
im Gesetz zur Bekämpfung der Landstreicherei, der 
Arbeitsscheu und einiger verwandter Übertretungen 
geregelt war. Ein großer Teil der in Besserungsan-
stalten erzogenen Kinder und Jugendlichen galt als 
verwahrlost oder von Verwahrlosung bedroht, war 
aber (noch) nicht straffällig geworden.93 

Es sei auch notwendig, die Fürsorgeerziehung ge-
trennt von der Armenfürsorge zu regeln, da diese 

gänzlich unterschiedliche Voraussetzungen hätten: 
Zweck der Armenpflege ist die Versorgung, ihre Vor-
aussetzung die materielle Notlage. Sie wird auf Be-
gehren gewährt. Ausgangspunkt der Fürsorgeerzie-
hung ist ein Erziehungsnotstand. Seine Behebung 
ist Zweck der Fürsorgeerziehung. Die Zustimmung 
der Beteiligten ist nicht erforderlich, im Gegenteile 
Fürsorgeerziehung wird oft gegen ihren Willen ver-
fügt [...] Anspruch auf Armenversorgung haben auch 
nichterziehungsfähige Personen, z.B. ein geistes-
krankes Kind, unerläßliche Voraussetzung für Für-
sorgeerziehung ist die Erziehungsfähigkeit.94

Der Schwerpunkt des zweiten Kinderschutzkon-
gresses lag allerdings auf dem Thema „Kinderarbeit“. 

 
Von privaten Kinderschutzvereinen 
zu Jugendämtern

Kinderschutz war bis zum Ersten Weltkrieg vor al-
lem Thema privater Vereine, unter anderem auch 
des 1908 von Anton Afritsch in Graz gegründeten 
„Arbeitervereins Kinderfreunde“. Neben überre-
gional agierenden wurden auch zahlreiche regio-
nal wirkende Vereine gegründet. In Oberösterreich 
waren die den Bezirksgerichten zugeordneten Wai-
senräte auf Basis von Vereinen organisiert, die als 
Vereinszweck jeweils Kinderschutz in den Statuten 
anführten, zum Beispiel der Verein „Jugendschutz 
für den Gerichtsbezirk Engelszell“. Der Erste Welt-
krieg bewirkte die Gründung zahlreicher Militär-Wit-
wen- und Waisenvereine, die sich insbesondere der 
Kinder der vielen Gefallenen annahmen.

Bereits 1915 wurden Lebensmittel in Folge des Krie-
ges knapp, sodass Brot und Mehl nur noch über 
amtliche Bezugskarten abgegeben werden durf-
ten. Die Auswirkungen des Krieges auf die Zivilbe-
völkerung beschreibt der Jahresbericht des Linzer 
Waisenhauses 1917 recht anschaulich: schwer das 
Durchhalten für kleine Familien, darum sehr sorgen-
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voll für eine so große Familie mit 4 ½ hundert Köpfen 
und darüber.95 [...] Die vielen Aepfel und Zwetsch-
ken, welche reichlich kamen, haben wesentlich mit-
geholfen, wie auch der Landwirtschaftsbetrieb der 
Waisenkolonie, ohne den die Anstalt in solcher Zahl 
ganz bestimmt unmöglich wäre, möge es auch heuer, 
wo es weniger Obst gibt, gelingen, das nötige Quan-
tum aufzubringen; wer dazu hilft, hilft armen Kindern 
durchhalten.96

1916 gründet die Statthalterei für Oberösterreich 
eine Landeskommission für Kinderschutz und Ju-
gendfürsorge und begründet dies damit, dass auf-
grund des Krieges ein rascher einheitlicher Ausbau 
von Einrichtungen zum Kinderschutz und Jugend-
fürsorge auch in Verbindung mit der Kriegshin-
terbliebenen-Fürsorge dringend geboten sei. Die 
Oberösterreichische Landeskommission für Kinder-
schutz und Jugendfürsorge mit dem Sitz in Linz be-
zweckt, das seelische und leibliche Gedeihen der Kin-
der und Jugendlichen in Oberösterreich planmäßig 
zu fördern und die Gefahren für Geist und Körper der 
künftigen Geschlechter nachdrücklichst zu bekämp-
fen. Hierbei soll in nächster Zeit besonders auch auf 
die Kinder und Waisen von Kriegsteilnehmern gese-
hen werden.97 

Ebenfalls 1916 tritt eine Verordnung des k. k. Statt-
halters im Erzherzogtum Österreich ob der Enns be-
treffend polizeiliche Maßnahmen gegen die Verwahr-
losung der Jugend in Kraft. Neben den in Aussicht 
genommenen Jugendfürsorgemaßnahmen wurden 
zur Verhütung einer Zunahme der vielfach wahrge-
nommenen Verrohung und Verwilderung der Jugend 
Jugendschutzbestimmungen, wie das Verbot von 
Glücksspiel und Bestimmungen zum Genuss von Al-
kohol und Tabakwaren, erlassen.98

Das Jugendamt Linz
Nachdem im Juni 1917 eine erste Mutterberatungs-
stelle eingerichtet worden war, teilte am 1. Septem-
ber der Magistrat der Landeshauptstadt Linz dem 

oberösterreichischen Landesausschuß mit: Der 
Magistrat der Landeshauptstadt Linz beehrt sich 
mitzuteilen, daß der Gemeinderat am 6. Juni 1917 be-
schlossen hat, zur Zusammenfassung und Durchfüh-
rung aller Vorkehrungen zum Schutze der nach LINZ 
zuständigen und der in LINZ wohnhaften Jugend-
lichen ein „Städtisches Jugendamt“ zu schaffen, das 
mit heutigem Tage seine Tätigkeit aufgenommen hat. 
Leiter des Jugendamtes ist k. k. Bezirksschulinspek-
tor Professor Franz Jäger, die Amtsräume befinden 
sich LINZ, Graben 9.99 

Aufgaben und Aufbau wurden in Satzungen festge-
legt, deren Eckpfeiler auch heute noch das Aufga-
benprofil der Kinder- und Jugendhilfe abbilden:100 
•	 	Existenzsicherung 
•	 	Kontrolle und Sicherstellung, dass Kinder zu die 

jeweiligen gesellschaftlichen Normen erfüllen-
den Erwachsenen erzogen werden

•	 	Unterstützung und Befähigung der Eltern, ihre 
Kinder „richtig“ zu pflegen und zu erziehen ver-
bunden mit staatlichen Ersatzleistungen, wenn 
sie dazu nicht in der Lage sind 

•	 	Kinderschutz 

Das Jugendamt hatte angestellte MitarbeiterIn-
nen: mit der Erledigung der Amtsvormundschaften 
betraute Beamte, einen Arzt, Fürsorgerinnen, sons-
tige Hilfskräfte, wobei der Leiter der persönliche 
Träger der Amtsvormundschaften war. Der Arzt des 
Jugendamtes war auch in die Bewilligung und Auf-
sicht von Pflegestellen eingebunden. Den Fürsor-
gerinnen waren die pflegerischen Amtsobliegen-
heiten übertragen. Sie hatten aber auch sonst ihren 
Fähigkeiten entsprechend zugewiesene Dienstleis-
tungen zu besorgen. Freiwillige Kräfte konnten als 
ehrenamtliche Pflegschaftsräte bestellt werden. 
Sie durften allerdings nie selbstständig tätig wer-
den, sondern bedurften konkreter Aufträge des 
Jugendamtes.101

Weiterhin: kein Jugendfürsorgegesetz
Das schon auf dem Kinderschutzkongress 1907 
geforderte Gesetz zur (Neu-)Regelung der Erzie-
hungsanstalten kam weiterhin nicht zustande. Ein 
Entwurf über die Fürsorge für die bedürftige Jugend 
(Jugendschutzgesetz), in dem unter anderem die 
Einrichtung von Jugendämtern und deren Aufga-
ben geregelt werden sollte, stieß nach wie vor auf 
hartnäckigen Widerstand einzelner Kronländer. 
Man fühlte sich auf dem Gebiete der Wohlfahrts- und 
Kinderpflege [...] abfällig kritisiert und bevormun-
det, sollten doch ausschließlich die Pflegschafts-
gerichte über Fürsorgeerziehung entscheiden 
können, obwohl die Kosten dafür weiterhin von den 
Ländern zu tragen gewesen wären.102 

Auch Oberösterreich meldete Bedenken an. Der Ge-
setzesvorschlag bedeutet eine Zurücksetzung der, 
wie man ruhig behaupten kann, überaus erfolgreich 
tätigen und pflichtgetreuen Landesbeamtenschaft, 
die umso energischer zurückgewiesen werden muss, 
als die Landesbeamtenschaft schon durch ihren in-
nigen Kontakt mit der Bevölkerung für derartige Stel-
len ganz besonders geeignet erscheint.103 

Dem Erlass des k. k. Ministeriums für Inneres vom 
23. April 1918 zu Säuglings- und Kleinkinderfürsor-
ge kommt vor diesem Hintergrund eine besondere 
Bedeutung zu. Die Notwendigkeit einer Erhaltung 
und Mehrung der Volkskraft zwingt zur Ausgestaltung 
von Einrichtungen und Fürsorgen, die für die Lebens-
erhaltung und Kräftigung der Säuglinge sowie der 
Kleinkinder bestimmt sind. Zu diesem Zwecke muß 
einerseits dahin gewirkt werden, neue Einrichtun-
gen unter Mitwirkung aller interessierten Faktoren 
zu schaffen, andererseits müssen die bestehenden 
Organisationen zu erhöhter Tätigkeit veranlaßt wer-
den.104 Um den Kampf gegen die Säuglingssterblich-
keit effektiver führen zu können, seien Maßnahmen 
zur Erhöhung der Stillfreudigkeit der Mütter er-
forderlich sowie die Einrichtung von Mutterbera-
tungs-, Säuglings- und Kleinkinderfürsorgestellen. 
Diese Stellen sind der Mittelpunkt der Aufklärung und 

der Fürsorge für alle Mütter. [...] Beratung der Mütter, 
Außenfürsorge105 und soziale Tätigkeit sind die wich-
tigsten Aufgaben der Fürsorgestellen; keineswegs 
dürfen diese Stellen zu bloßen Verteilungsstellen 
für Lebensmittel oder gar für Geldmittel werden.106 
Zudem wurden die „Gesundheitliche Fürsorge für 
Kostkinder“ sowie die Förderung und der Ausbau 
von Säuglingsheimen, Krippen, Kinderbewahran-
stalten und Kindergärten vorgeschrieben.

Die Fürsorgestellen sollten jeweils von einem Arzt 
geleitet werden, in größeren Städten von einem 
Facharzt für Kinderheilkunde, ansonsten von einem 
Amts- oder Gemeindearzt. Dazu waren speziell in 
Säuglingspflege geschulte Hebammen einzustellen 
sowie Säuglingsfürsorgerinnen. Die gesundheitli-
che Säuglings- und Kleinkinderfürsorge soll stets in 
engster Berührung mit den Organen der Rechtsfür-
sorge sein (Sicherung der Unterhaltsbeiträge, Mitwir-
kung der Berufsvormundschaft und ähnliches). Ins-
besondere ist bei der Wahl des Ortes und der Zeit für 
Mutterberatungen zu trachten, daß diese tunlichst 
mit den Sprechstunden der Berufsvormünder zu-
sammenfallen. Die einzelnen Mutterberatungs- und 
Fürsorgestellen sind weiters ähnlich wie die Tuber-
kulosefürsorgestellen [...] in Bezirksverbände und 
diese zu einem Landesverbande für Säuglings- und 
Kleinkinderfürsorge zusammenzufassen. Auch bei 
diesem Zusammenschlusse soll der Zusammenhang 
mit der allgemeinen Jugendfürsorge, insbesondere 
mit der Rechtspflege gewahrt werden.107 



II. 1919 - 1938 

„Mit grossem Bedauern muss konstatiert 
werden, dass die Arbeiten des Jugendamtes 
nicht genügend gewürdigt werden“

Fortschritte und Rückschläge



Angestellte des Landesjugendamtes, 1925

Das Landesjugendamt 
für Oberösterreich 

Im Jänner 1919 regte das Staatsamt für soziale Für-
sorge der neuen Republik an, die Länder mögen die 
Agenden der Jugendfürsorge zusammenfassen 
und einem neu zu gründenden Landesjugendamt 
übertragen. In einer Stellungnahme des Präsidiums 
der provisorischen Oö. Landesregierung wurde die 
Ansicht vertreten, dass eine Zusammenfassung der 
Agenden zwar sinnvoll sei, dies aber durch Zuteilung 
von Schulmännern und Amtsärzten an die Landes-
kommission günstiger erledigt werden könnte.108 
Dennoch beschloss der Landesrat am 14. Juli 1919 
die Einrichtung eines Landesjugendamtes. Die 
Landeskommission wurde daraufhin am 11. Novem-
ber 1919 aufgelöst.109 

Das Landesjugendamt war als eine Organisations-
einheit der Oö. Landesverwaltung ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit konzipiert. Der Wirkungs-
kreis betraf Oberösterreich mit Ausnahme der bei-
den Statutarstädte Linz und Steyr, die über eigene 
Jugendämter verfügten. Die nach und nach einge-
richteten Bezirksstellen unterstanden dem Landes-
jugendamt unmittelbar. Dem Landes-Jugendamt 
obliegen in der Zentralstelle Organisation, Personal-
angelegenheiten, Bestimmung des Dienstortes und 
der Dienstverwendung der Angestellten; die Ent-
scheidung über die Verwendung der von der Landes-
regierung (vom Landtag) bewilligten Mittel.110 
 
Dem Landesjugendamt war ein Beirat zur Seite ge-
stellt, dessen Mitglieder vom Landtag gewählt wur-
den und ehrenamtlich tätig waren. Diesem Beirat 
gehörten der Referent des Landesjugendamtes, 

sieben Mitglieder des Landtages, je ein Vertreter 
des Landesgerichtes Linz, des Landesschulrates, 
des Landessanitätsreferates, der Fürsorgeärzte 
und des Landesgendarmeriekommandos sowie 
drei Vertreter der Privaten Jugendfürsorge und der 
Direktor des Landesjugendamtes an. Der Beirat 
hatte mindesten einmal jährlich zu tagen.111

Bei Gründung des Landesjugendamtes wurden 
Lehrer als besonders geeignet angesehen, die Auf-
gaben des Jugendschutzes wahrzunehmen, zumal 
es an ausgebildeten Fürsorgerinnen mangelte. In 
Oberösterreich gab es noch keine Ausbildungsstät-
te und die Fürsorgerinnenschule in Wien bestand 
erst seit 1912. Ein weiterer Grund, Lehrer bevor-
zugt anzustellen war der Zerfall der Monarchie, weil 
deutschsprachige Lehrer aus den nun nicht mehr 
zu Österreich gehörenden Ländern eine Anstellung 
in Österreich suchten. Die beiden ersten Leiter des 
Landesjugendamtes waren an Linzer Schulen „sup-
plierende“ Lehrer, die mit ihrer Fixanstellung an der 
Schule die Stelle als Leiter des Landesjugendamtes 
wieder aufgaben.112

Für das Jahr 1920 wurde erstmals ein Tätigkeitsbe-
richt vorgelegt:113 Das Landesjugendamt übernahm 
sämtliche Agenden der Jugendfürsorge und baute die 
von der Landeskommission bereits begonnene Organi-
sation weiter aus. Es wurden zusätzlich Mitarbeiter-
Innen für Berufsberatung, für die Organisation des 
Hortwesens und für Jugendgerichtshilfe eingestellt. 

Landesweiter Ausbau von 
Mutterberatungsstellen
Einer der wichtigsten Zweige der landesjugendamt-
lichen Fürsorge war die Fortführung der bereits von 
der ehrenamtlichen Landeskommission begonnen 
Mutter- und Säuglingsfürsorge. Das Land Oberös-
terreich hat eine verhältnismäßig große Säuglings-
sterblichkeit bereits vor dem Kriege auszuweisen. 
Sie ist durch die mißlichen Ernährungs- und Woh-
nungsverhältnisse in den letzten Jahren noch größer 
geworden. Zum Zeitpunkt der Berichtslegung waren 
25 Mutterberatungsstellen eingerichtet und 8 wei-
tere in Vorbereitung. 

Noch von der Landeskommission 
eingerichtete Mutterberatungsstellen: 
Braunau, Eferding, Gmunden, Ebensee, 
Grünburg, Kirchdorf, Kleinmünchen, Ried i.I., 
Schärding, Garsten, Sierning und Sierninghofen
1919/20 vom Landesjugendamt eingerichtet: 
Weyer, Windischgarsten, Bad Ischl, Grieskir-
chen, Kleinreifling, Pettenbach, Ebelsberg, 
Ternberg, Gramastetten, Traun, Hallstadt 
und Enns
1920 in Vorbereitung: 
Ottensheim, Vöcklabruck, Vorchdorf, 
Freistadt, Prägarten, Riedau, Aschach a.D. 
und Mattighofen
Außerdem war die Einrichtung von Mutter
beratungsstellen in Leonding, Pasching, 
Mauerkirchen, Kremsmünster, Rohrbach 
und Neufelden in Aussicht genommen.114

Der Besuch der Mutterberatung war für die ersten 
zwei Lebensjahre der Kinder vorgesehen. Es wird 
ausgeführt, dass der Besuch der Mutterberatungs-
stellen im Steigen begriffen ist. Aus den Berichten 
über den Gesundheitszustand der Kinder ist auch 
ein Rückgang besonders jener Krankheiten zu ver-
zeichnen, die auf unrichtige Ernährung oder Pflege 
zurückzuführen sind, wie Darm- und Magenerkran-
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kungen. Aus einzelnen Mutterberatungsstellen wird 
berichtet, dass unter den von der Beratungsstelle 
erfassten Kindern fast keine kranken Kinder mehr zu 
finden seien. Von den im Orte einer Mutterberatung 
befindlichen Kindern werden durchschnittlich 70 
bis 95 % in die Beratung gebracht. Die Zahl der Be-
sucher wird aber dadurch grösser, daß auch aus den 
umliegenden Orten, ja sogar aus weiter entlegenen 
Gemeinden Kinder gebracht werden. Selbst drei- 
bis vierstündige Märsche sind oft den Müttern kein 
Hindernis, die Kinder zur Beratung zu bringen. Be-
sonders in Gebirgsgegenden ist dies häufig zu tref-
fen und diese Tatsache spricht dafür, welch grosses 
Vertrauen sich die einzelnen Beratungen während 
der kurzen Zeit ihres Bestandes erworben haben. 
Der Rückgang der Besuche im Winter ist eine Folge 
der Unmöglichkeit, bei schlechtem Wetter mit dem 
Säugling weite Märsche zurückzulegen. 

Die gute Auslastung der ersten Mutterberatungs-

stellen war auf mehrere Faktoren zurückzuführen. 
Zum einen wurden die Mutterberatungsstellen je-
weils von einem im Ort ansässigen Arzt geleitet. 
Die ärztliche Beratung fand unterschiedlich häu-
fig statt und variierte von zweimal pro Woche bis 
zu einmal alle zwei Wochen. Sie war kostenlos und 
für bedürftige Mütter die einzige Möglichkeit einer 
leistbaren medizinischen Versorgung ihres Babys. 
Die Hauptarbeit in den Mutterberatungsstellen 
wurde aber von den Fürsorgerinnen geleistet. 1919 
waren 22 Fürsorgerinnen und eine Hilfsfürsorgerin 
beschäftigt, die praktische Anleitung in Säuglings-
pflege und -ernährung boten, aber auch materiellen 
Hilfeleistungen in Form von Kinderbekleidung oder 
Nahrungsmitteln. 

Für Säuglinge und Kleinkinder sowie für kranke Kin-
der, schwangere Frauen und stillende Mütter gibt das 
Landesjugendamt durch seine Fürsorgestellen Le-
bensmittelzubussen zum Selbstgestehungspreis ab. 

Es werden hauptsächlich jene Lebensmittel abzu-
geben getrachtet, die im freien Verkehr nur schwer, 
gar nicht oder zu besonders hohen Preisen zu haben 
sind. Vor allem wurden ausgegeben: Reis, Weizen-
griess, Maisgriess, Haferflocken, Nestle, Infantina, 
nach Möglichkeit auch Mehl und zwar weisses, ferner 
Weisszucker sowie Saccharin für darmkranke Kin-
der, das in manchen Gegenden gar nicht oder nur in 
ungenügender Menge erhältlich war. 

Nicht nur für Säuglinge hatte sich das Landesju-
gendamt die Linderung der kriegsbedingten Not zur 
Aufgabe gemacht. Es wurden – unterstützt durch 
das amerikanische Kinderhilfswerk – Nahrungsmit-
tel und Kleidung für die bedürftige Jugend verteilt. 
Bezüglich der Unterstützung der Tätigkeit des o.ö. 
Landesjugendamtes muss das Wirken der amerika-
nischen Kinderhilfsaktion, durch das vielen Kindern 
ein nahrhaftes Mittagessen verabreicht wird, sowie 
die Gewährung von Kostbeihilfen an stillende Müt-
ter hervorgehoben werden. Auch die Fernhilfe-Rot-
kreuz hat durch seine Spenden an Kondensmilch, die 
seit Herbst 1920 dem Landesjugendamte gewährt 
werden, besonders das Wirken auf dem Gebiete der 
Säuglingsfürsorge erleichtert. Das Landesjugend-
amt teilt die Kondensmilch vor allem dem Notstands-
gebiet im Salzkammergut, den Industriebezirken 
Steyr und Linz Umgebung zu.

Ziehkinderaufsichtsteller, 
Fürsorgerinnen und Pflegemütter
Die zweite wesentliche Aufgabe war die Organi-
sation eines ausreichenden Netzes an Berufsvor-
mündern. Dazu wurde für jeden Gerichtsbezirk 
mindestens ein Generalvormund bestellt und eine 
Ziehkinderaufsichtsstelle eingerichtet. In jenen Be-
zirken, in welchen bereits eine Fürsorgerin bestellt 
ist, wurde der grösste Teil der Kinder ihr zur Beauf-
sichtigung zugeteilt. In jenen Bezirken, wo noch keine 
Fürsorgerin ist, hat der Ausschuss im Einvernehmen 
mit dem Generalvormund die Beaufsichtigung der 
Ziehkinder übernommen. Auf Grund der Erhebungen 

wurden in Oberösterreich 25.000 Ziehkinder ermit-
telt. Die Durchführung des Gesetzes ist in der Praxis 
auf grosse Hindernisse gestossen und nur in einzel-
nen Bezirken schon vollständig möglich gewesen. 
Die Ziehkinderaufsichtsstellen wurden auch zur Auf-
sicht über die Kinderarbeit herangezogen. 

Als besonders schwierig wurde der Mangel an Pfle-
gemüttern und geeigneten Einrichtungen zur Auf-
nahme der Kinder eingeschätzt. Nicht nur, dass 
das Kostgeld in den meisten Fällen unzureichend ist 
und aus diesem Grunde die Annahme von Kindern in 
Privatpflege abgelehnt wird, so bieten sich auch den 
Pflegemüttern so viele andere Erwerbsmöglichkei-
ten, die ihnen weit weniger Mühe und mehr Entgelt 
bieten als das Aufziehen von Kindern. Aus diesem 
Grund seien die Errichtung eines Säuglingsheimes 
und eines Kinderheimes für momentane Unterbrin-
gung mit einer Abteilung für psychopathische und 
geistig und körperlich minderwertige Kinder, die 
nicht ohne Bedenken in Familien gegeben werden 
können, dringend geboten.

Jugendgerichtshilfe
Ein weiterer großer Aufgabenbereich war die Ju-
gendgerichtshilfe. Von jeder Gerichtsverhandlung 
wird das Landesjugendamt nunmehr verständigt, 
um die Vorerhebungen über die Verhältnisse des 
beschuldigten Kindes veranlassen zu können. Bei 
der Verhandlung selbst ist eine Vertretung des Lan-
desjugendamtes, nach Tunlichkeit auch das Erhe-
bungsorgan gegenwärtig, um im Bedarfsfalle noch 
Aufklärungen zu geben. Ist die Überstellung in die 
Heimatgemeinde, in eine Anstalt oder Unterbringung 
in eine Familie notwendig, so wird dies vom Landes-
jugendamt durchgeführt. Bei Strafaufschub oder be-
dingter Verurteilung wird von den Organen des Lan-
desjugendamtes (Fürsorgerin oder Generalvormund) 
die Schutzaufsicht übernommen. Bei Kindesmiss-
handlungen, Verwahrlosung oder anderen ähnlichen 
Fällen übernehmen die Generalvormünder die Stelle 
eines Kurators.
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Die Organisation von Erholungsaufenthalten, Suche 
nach Pflegeeltern, die Einrichtung von Berufsbera-
tungsstellen in 27 Schulen an Industriestandorten, 
Kurse für Hortleiter, Vorträge über die richtige Säug-
lings- und Kleinkinderversorgung sowie die Absicht, 
Kreisjugendämter zur besseren Koordination der Tä-
tigkeiten einrichten zu wollen, ergänzen den Bericht.

Die Not der Nachkriegszeit 
verzögerte die weitere Entwicklung 
In einer Sitzung des Jugendbeirates am 10. Jänner 
1922 berichtete das Landesjugendamt: Leider kann 
das Landesjugendamt nicht all das als geschehen be-
richten, was für dieses Jahr [1921] geplant war; der 
stete Geldmangel legte dem Jugendamt grösste Spar-
samkeit auf und machte ihm eine grössere Ausdeh-
nung undurchführbar. Mit grossem Bedauern muss 
konstatiert werden, dass die Arbeiten des Jugend-
amtes nicht genügend gewürdigt werden, trotzdem es 
sein Endziel darin sieht, Menschenleben dem Staate 
und der Gesellschaft zu retten. Seine Tätigkeit wird 
sich gewiss in absehbarer Zeit in der Herabsetzung der 
Säuglingssterblichkeit, im Rückgange der Jugendkri-
minalität sowie der Kriminalität im allgemeinen und in 
einer Verminderung der Armenlisten offenbaren.115 

Trotz der wirtschaftlichen Schwierigkeiten konn-
ten weitere Fürsorgestellen eingerichtet werden: 
Freistadt, Leonding, Mauerkirchen, Mattigho-
fen, Ottensheim, Prägarten, Riedau, Raab, Gleink, 
Wolfern, St. Ulrich, Aschach a.d.Donau, Vorchdorf. 
Dies sei auch dank der Hilfe des Amerikanischen 
Roten Kreuzes möglich gewesen. Das Amerikani-
sche Rote Kreuz hat mit 1. November 1921 einen Teil 
der Kosten für die Säuglings- und Kleinkinderfürsor-
ge übernommen, indem es aus seinen Mitteln für 12 
Fürsorgestellen die vollständige Bezahlung der Ärzte 
und die teilweise Besoldung der Fürsorgerinnen [...] 
übernommen hat.116 1921 wurden vom Landesju-
gendamt insgesamt 25 Fürsorgerinnen und 5 Hilfs-
fürsorgerinnen beschäftigt. Diese hatten durchaus 
Erfolge zu verzeichnen: Die Säuglingssterblichkeit 

war merklich gesunken, insbesondere weil Magen-
darmstörungen als Todesursache von Säuglingen 
und Kleinkindern deutlich seltener geworden wa-
ren. Diese waren von 32,5 % auf 22,4 % zurückge-
gangen.117 Auch die durchschnittliche Stillzeit war 
von 4 Monaten auf fast 5 angestiegen.

Der Riesenhof als Säuglingsheim 
und Fürsorgerinnenschule
Schon im ersten Tätigkeitsbericht des Landesju-
gendamtes war beklagt worden, dass es einen Man-
gel an Pflegeplätzen für Säuglinge und Kleinkinder 
gebe. Das Bedürfnis eines Säuglingsheimes macht 
sich von Tag zu Tag mehr fühlbar und ist zur dringen-
den Notwendigkeit geworden.118 Mit dem Kauf des 
Riesenhofes 1926 wurden zwei Probleme gelöst: 
Einmal konnte das fehlende Säuglingsheim, zum 
anderen eine Ausbildungsstätte für Fürsorgerinnen 
eingerichtet werden.

Die Aufgaben waren vielfältig:119 	
•	 Pflege und Behandlung der aufgenommenen Kinder
•	 Ambulatorische Behandlung kranker Kinder, insbe-

sondere solcher im Säuglingsalter, Mutterberatung
•	 Förderung der Hauskrankenpflege durch Überlas-

sung von Schwestern und Pflegeschülerinnen an 
Privatparteien

•	 Ammenabgabe
•	 Belehrung der mit ihren Kindern aufgenommenen 

stillenden Mütter über die Grundbegriffe der Säug-
lingsernährung

•	 Veranstaltung von Pflegekursen für Hebammen, 
Lehrerinnen, Kinderpflegerinnen (Kindermädchen), 
Schülerinnen von Frauenschulen, Mädchen, die in 
den Ehestand treten wollen, und junge Frauen.

•	 Aus- und Fortbildung von diplomierten Pflege- und 
Fürsorgeschwestern nach Maßgabe des Bedarfes

Die Pflege- und Fürsorgeschule verfolgte einen 
doppelten Zweck. Mädchen und Frauen wurden 
auf ihre Rolle als Ehefrau und Mutter vorbereitet 
und mit den Grundbegriffen der Säuglingsernäh-

rung und Kinderpflege vertraut gemacht. Zu diesem 
Zwecke sind fortlaufende Kurse von verschiedener 
Dauer (1 – 6 Monate) in Aussicht genommen.120 

Darüber hinaus wurden besonders geeignete Kräfte 
aus Oberösterreich durch eine längere theoretische und 
praktische Ausbildung (2 Jahre) zu geeigneten Organen 
für die Säuglings- und Kleinkinderpflege und Fürsorge 
ausgebildet. Die Bewerberinnen mussten österreichi-
sche Staatsbürgerinnen sein, wobei Oberösterreiche-
rinnen bevorzugt wurden. Sie mussten auch eine Mit-
tel- oder Bürgerschule besucht haben, zwischen 21 und 
31 Jahre alt und ungebunden sein, also einen Nachweis 
erbringen, dass kein unmündiges Kind und kein Haus-
halt zu versorgen waren. Außerdem mussten sie sich 
verpflichten, für wenigstens zwei Jahre in den Dienst 
des Oö. Landesjugendamtes zu treten.

Es war eine Aufnahmeprüfung zu bestehen. Die 
Ausbildung wurde mit einem Diplom und dem Ti-
tel „Fürsorgeschwester“ abgeschlossen. Im ersten 
Jahr der Ausbildung, dem „Pflegejahr“, wurden in 
einem 3 Monate dauernden Theorieblock (Gesamt-
stundenzahl 300) grundlegende medizinische und 

pflegerische Kenntnisse vermittelt. Dazu mussten 
ein 7 Monate dauerndes Praktikum in Säuglings- 
und Kleinkinderpflege sowie je ein einmonatiges 
Praktikum in der Zubereitung von Säuglings- und 
Heilnahrung sowie in Geburtshilfe und Wochen-
bettpflege absolviert werden. Im zweiten, dem Für-
sorgejahr, wurden die medizinischen Kenntnisse 
vertieft und die erforderlichen rechtlichen Kennt-
nisse vermittelt. Zusätzlich waren Erziehungslehre 
und Heilpädagogik im Lehrplan enthalten, ergänzt 
durch Heimat- und Volkskunde, Bürgerkunde und 
Lebenskunde auf Grund religiöser Einstellung und 
besonderer Berücksichtigung der wichtigeren Ge-
genwartsfragen. Auch im zweiten Jahr waren Prak-
tika zu absolvieren. Neben 8 Wochen Krankenpflege 
im Spital waren 12 Wochen in einer Bezirksstelle des 
Landesjugendamtes und 4 Wochen Rechtsfürsor-
gedienst mit einem Generalvormund Pflicht.121 

Die Kosten sowohl des Säuglingsheimes wie auch 
der Fürsorgeschule wurden vor allem aus dem Bei-
trag des Landes zum Personalaufwand, aus den Ver-
pflegsgebühren, dem Schulgeld sowie aus Subventi-
onen, Legaten, Stiftungen und Spenden bestritten.122 
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Jugendfürsorge weiterhin 
ohne eigenes Gesetz

Der Zerfall der Monarchie brachte eine neue Ver-
fassung und damit eine neue Aufgabenverteilung 
zwischen Bund und Ländern. Die Jugendfürsorge 
fiel unter jene Aufgaben, für die dem Bund bis zur 
Aufgabenreform zwischen Bund und Ländern ledig-
lich eine Grundsatzgesetzgebung zukam.123 

Obwohl ein Jugendfürsorgegesetz von allen maß-
geblich Beteiligten als dringend notwendig erach-
tet wurde, scheiterte wie in der Monarchie ein ent-
sprechender Entwurf am Widerstand der Länder. 
So vertrat zum Beispiel Julius Tandler als Vertreter 
des Landes Wien die Ansicht, dass die Stadt die Ju-
gendfürsorge vorbildlich organisiert habe und daher 
den Pflegschaftsgerichten in Hinkunft wesentlich 
weniger Aufgaben zukommen sollten. Man sehe in 
den Fürsorgern der Stadt die eigentlichen Träger 
der Jugendfürsorge. Der Kostenaspekt spielte da-
bei eine wesentliche Rolle. Im Gesetz sei vorgese-
hen, die Kosten der Fürsorgeerziehung die Länder 
regeln zu lassen. Gleichzeitig habe eine staatliche 
Stelle – das Gericht – das alleinige Verfügungsrecht 
in der Fürsorgeerziehung, der Staat übernehme 
aber keinerlei Kosten für diese Anordnungen. Wenn 
es für die Anordnung der Fürsorgeerziehung zu-
ständig sei, müsse es dem Jugendgericht möglich 
sein, die tatsächliche Durchführung der Fürsorgeer-
ziehung auch materiell bewerkstelligen zu können.124 

Eine Sitzung der Fachkommission für Jugendwohl-
fahrt im Oktober 1921, in der der Gesetzesentwurf 
diskutiert wurde, endete mit einer auf Vorschlag 
Julius Tandlers formulierten Entschließung: Ein 
Fürsorgeerziehungsgesetz sei dringend erforder-
lich. Den Ländern erschiene aber jede weitere 
Diskussion unmöglich, bevor nicht die Bundesre-
gierung eine befriedigende Erklärung über die Bei-
tragsleistung des Bundes abgibt.125 

Das Gesetz zum Schutz von 
Zieh- und unehelichen Kindern 1919
Ein Gesetz kam bis zum Anschluss an das Deutsche 
Reich nicht zustande. Die Rechtsgrundlage für die 
Fürsorgeerziehung, beziehungsweise den Schutz 
der Kinder vor Gewalt und Vernachlässigung war 
damit das ABGB in der Fassung von 1914 in Verbin-
dung mit dem Heimatrecht und dem Gesetz über 
Zwangsarbeits- und Besserungsanstalten. 

Neue Regelungen gab es hingegen für Pflegekinder. 
Im Februar 1919 beschloss die provisorische Natio-
nalversammlung des Staates Deutschösterreich ein 
Gesetz über den Schutz von Ziehkindern und unehe-
lichen Kindern.126 Die Aufnahme eines Pflegekindes 
unter 14 Jahren war von einer behördlichen Bewilli-
gung abhängig zu machen.127 Pflege und Erziehung 
durch die Pflegeeltern waren bis zum vollendeten 
14. Lebensjahr des Kindes regelmäßig zu überprü-
fen. Die Fürsorgerinnen durften die Wohnung der 
Pflegefamilie – vor allem die Räume, in denen sich 
die Pflegekinder aufhielten – besichtigen. Die Pfle-
geeltern waren verpflichtet, über die Verhältnisse 
des Kindes, über dessen Unterbringung, Ernährung, 
Pflege und Erziehung wahrheitsgemäß Auskünfte zu 
geben. Die Fürsorgerinnen konnten jederzeit auch 
eine ärztliche Untersuchung der Pflegekinder an-
ordnen.128 Diese Aufsichtspflicht betraf übrigens 
auch alle unehelichen Kinder unter 14 Jahren, selbst 
wenn sie von ihren Müttern gepflegt und erzogen 
wurden.129 

Wer ein Kind ohne behördliche Bewilligung in Pflege 
nahm oder die Aufsicht behinderte, konnte mit bis 
zu 1.000 Kronen oder einem Monat Arrest bestraft 
werden. Die Gemeinden hatten den Organen der 
Ziehkinderaufsicht im Bedarfsfall Amtsräume zur 
Verfügung zu stellen. Die Ziehkinderaufsichtsstel-
len hatten auch die Kinderarbeit zu überwachen.

Pflegekinder wurden aus unterschiedlichen Grün-
den aufgenommen. Die unehelichen Kinder von 
Dienstboten wurden häufig schon als Säuglinge in 

Pflege gegeben. Ältere Kinder wurden meist von Er-
ziehungsanstalten zu Bauern oder zu Handwerks-
famlien in Pflege gegeben, damit sie einen Beruf er-
lernen konnten und an regelmäßige Arbeit gewöhnt 
wurden. Das Landesjugendamt beurteilte diese 
Pflegestellen recht skeptisch: Von einer „Erziehung“ 
ist in den meisten Fällen keine Rede. In Häusern, in 
denen auf Ordnung gesehen wird, werden meist nur 
unbescholtene Dienstboten aufgenommen. Das „Ge-
meindekind“ wird dem Bauern übergeben, der eben 
Dienstbotenmangel hat, ganz abgesehen davon, ob 
er sich um das Kind kümmert oder nicht.130 

Das Jugendgerichtsgesetz 1928
Bereits 1919 war der Staatssekretär für Justiz er-
mächtigt, bis zur Erlassung gesetzlicher Bestim-
mungen über die Jugendfürsorge und das Jugend-
strafrecht [...] durch Vollzugsanweisung 
Jugendgerichte zu errichten oder die 
Bestellung von Jugendrichtern anzu-
ordnen.131 Die Pflegschaftsgerichts-
barkeit über Minderjährige konnte 
demzufolge ganz oder teilweise mit 
der Strafgerichtsbarkeit über 
Jugendliche zusammenge-
legt werden. Die Gerichte 
konnten alle privaten und 
öffentlichen Stellen, 
die in irgendeiner 
Form mit Jugend-
fürsorge beschäftigt 
waren, zur Mithilfe 
heranziehen. Diese 
Jugendgerichtshil-
fe betraf insbeson-
dere die Erhebung 
der persönlichen 
Verhältnisse des 
Minderjährigen [und 
konnte] in Aufsicht über ihn, in der Fürsorge für seine 
Person und in dem Beistande bestehen, dessen er im 
gerichtlichen Verfahren bedarf.132 

Am 18. Juli 1928 beschloss der Nationalrat ein Ju-
gendgerichtsgesetz. Im ersten Abschnitt des Ge-
setzes wurden Erziehungsmaßregeln abgehandelt. 
Begeht ein noch nicht Achtzehnjähriger eine mit 
Strafe bedrohte Handlung und hängt das damit zu-
sammen, daß es ihm an der nötigen Erziehung fehlt, 
so trifft das Gericht, unabhängig davon, ob er be-
straft wird oder nicht, die zur Abhilfe erforderlichen, 
den Umständen angemessenen vormundschaftsbe-
hördlichen Verfügungen.133 Das Gericht konnte zwi-
schen Erziehungsaufsicht und der Anordnung von 
Fürsorgeerziehung wählen, musste aber mit den 
örtlich zuständigen Jugendämtern das Einverneh-
men [.] pflegen.

Das Jugendgerichtsgesetz ermöglichte eigene Er-
ziehungsanstalten für jugendliche Rechtsbrecher: 
Für die einer Anstaltserziehung bedürftigen unmün-
digen und jugendlichen Rechtsbrecher, die in den 

bestehenden Landes-, Gemeinde- oder Privatan-
stalten nicht untergebracht oder nicht behalten 

werden können oder deren Unter-
bringung in diesen Anstalten 
das Gericht aus besonderen 
Gründen nicht für zweckmäßig 
hält, errichtet und erhält der 
Bund eine oder mehrere Bun-

desanstalten für Erziehungsbe-
dürftige. Diese Anstalten 

unterstehen dem Bun-
desminister für Jus-
tiz.134 Zweck dieser 
Anstalten war ne-

ben der Erziehung 
der Zöglinge vor 
allem deren Un-

terricht und Berufs-
ausbildung, wobei insbesondere Arbeiten im 
Freien als förderlich angesehen wurden. Die in die-
se Anstalten eingewiesenen jugendlichen Rechts-
brecher, beziehungsweise die zu ihrem Unterhalt 
verpflichteten Eltern, waren – soweit möglich – zu 
einem Kostenersatz verpflichtet.135 
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Nach 18 Monaten Aufenthalt konnte der Anstaltslei-
ter den Zögling in einer vertrauenswürdigen Familie 
erziehen lassen, in eine andere Erziehungsanstalt 
abgeben oder in einem Beruf oder Gewerbe unter-
bringen, drei Jahre nach der Aufnahme kann er ihn 
entlassen.136 Wurde ein Zögling entlassen, blieb er 
bis zur Vollendung des 20. Lebensjahres – zu die-
sem Zeitpunkt endete der Aufenthalt in der Anstalt 
jedenfalls – unter der Aufsicht des Anstaltsleiters. 
Eine solche Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige 
wurde für Burschen im Schloss Kaiserebersdorf und 
für Mädchen in Hirtenberg (beides NÖ) eingerichtet. 

Fürsorgeerziehung der „Korrigenden“
Schon beim Kinderschutzkongress 1907 war die 
„Verwahrlosung“ von Kindern und Jugendlichen 
von zentraler Bedeutung. Josef Zehetner, der lang-
jährige Direktor des Landesjugendamtes Oberös-
terreich, definierte 1954 Verwahrlosung in seinem 
Handbuch der Fürsorge und Jugendwohlfahrts-
pflege als Folgeerscheinung eigener schlechter 
Veranlagungen oder von Erbeinflüssen, schlechten 
Lebens- und Umweltverhältnissen, schlechter Er-
ziehung, Verleitung oder Zwang zum Bösen und 
könne sich in vielerlei Gestalt äußern: Lügenhaftig-
keit, Arbeitsscheu, Liederlichkeit, Naschhaftigkeit, 
Betteln, Diebstahl, Betrug, Gewalttätigkeit, sexuelle 
Triebhaftigkeit, Durchgehen und Herumstrolchen, 
Schulschwänzen, Unheil stiften (Brandlegungen); 
Gefühlskälte, Lust am Sekkieren, Tierquälen, an 
Streitigkeiten, Raufhändeln, Rohheitsakten; Be-
such schlechter Lokale und Gesllschaften, Glücks-
spiel, Frechheit, Trotz, Auflehnung gegen Eltern, 
Lehrer und Dienstgeber, Hemmungslosigkeit, Groß-
tun, übertriebene Eitelkeit, Putzsucht, Sportrausch, 
Vergnügungs- und Genußsucht, Abenteurertum.137 In 
dieser Definition klingt schuldhaftes Verhalten, das 
einer Korrektur bedarf, an. In Zwangsarbeits- und 
Besserungsanstalten (Erziehungsanstalten) an-
gehaltene Personen wurden folgerichtig häufig als 
„Korrigenden“ bezeichnet.

Anstalten zur Fürsorgeerziehung waren als ge-
schlossene Anstalten konzipiert. So war die Erzie-
hungsanstalt „Zum Guten Hirten“ in Linz 1904 vom 
Landesausschuss ausdrücklich angehalten worden: 
Während der Dauer der Anhaltung eines Pfleglings 
(Korrigenden) haben sich die Eltern, beziehungsweise 
Vormünder in Betreff der Erziehung eines jeden Ein-
flusses zu enthalten.138 Zudem war den Leitern der 
Erziehungsanstalten mit der Novelle des ABGB 1914 
die Vormundschaft über ihre Zöglinge übertragen 
worden. Die Statuten der Erziehungsanstalten wa-
ren von der Landesregierung zu genehmigen. Dies 
begründete sich allerdings nicht in gesetzlichen 
Grundlagen der Fürsorgeerziehung, sondern im 
damals gültigen Vereinsrecht. Auf den Erziehungs-
alltag wurde weder von den Pflegschaftsgerichten 
noch vom Landesjugendamt Einfluss genommen. 
Auch regelmäßige Erziehungsberichte waren noch 
nicht üblich.

Im Oö. Landesarchiv sind sowohl die Aktenbestän-
de des Landesjugendamtes wie auch vieler Bezirks-
gerichte archiviert. Aus diesen Aktenbeständen 
lässt sich nachweisen, dass der Auslöser für die 
Einweisung in eine Erziehungsanstalt fast immer 
Delinquenz oder „Arbeitsscheu“ war. Mit dieser Be-
gründung wurden auch schon zehn-, elf- und zwölf-
jährige Kinder in Erziehungsanstalten eingewiesen: 
Anna M., geb. 1911, war ein uneheliches Kind. Sie 
war 5 Jahre alt, als ihre Mutter verstarb. Mit 10 Jah-
ren wurde sie in die „Erziehungsanstalt zum Guten 
Hirten“ in Linz eingewiesen. Die Erziehungsanstalt 
berichtet, dass das Mädchen äusserst ungut veran-
lagt, geistig minderwertig, arbeitsscheu, schlampig 
und eine Bettnässerin ist und Anlage zur Bosheit hat, 
aus welchem Grund natürlich eine Abgabe des Mäd-
chens in eine Privatpflege nicht empfehlenswert er-
scheint, übrigens sich bei derartigen Eigenschaften 
sich kaum jemand finden dürfte, der das Mädchen 
nimmt.139 

Auch Meldungen aus Schulen, konnten zur Anord-
nung von Fürsorgeerziehung führen: Die Leitung 

der Knabenvolksschule in Voitsberg erstattete an 
den Bezirksschulrat die Anzeige, dass der Schüler 
Wilhelm St. [...] in der Schule nie das Schulgebet 
mitsprach und auf die Frage des Klassenlehrers dann 
antwortete, der Vater schlägt mich, wenn ich bete. 
Der Vater bekennt sich als Freidenker, sagt aber, der 
Bub soll nur beten. Der Knabe hat nach Inhalt der An-
zeige auch in der Kirche schwere Gotteslästerungen 
ausgestossen. Er ist aber auch sonst vollkommen 
verwahrlost, ein bekannter Dieb und Lügner. Die Mut-
ter ist halb erblindet, der Vater kümmert sich nicht 
um die Erziehung, er ist Bergarbeiter [...] gegenwär-
tig wegen Diebstahles auf drei Monate beim Landes-
gericht. Die Mutter verleitet die Kinder zum betteln, 

der Knabe ist gänzlich verschmutzt und macht einen 
erbarmungswürdigen Eindruck. Es wäre unbedingt 
notwendig, denselben in der Erziehungsanstalt in 
Hartberg unterzubringen.140 

Die Kosten der Anhaltung in einer Erziehungs-
anstalt waren grundsätzlich von den Korrigenden 
– soweit sie dazu in der Lage waren - selbst oder 
von deren Eltern zu tragen. Nach dem Armenrecht 
waren in weiterer Folge die Heimatgemeinden zur 
Begleichung der Verpflegskosten verpflichtet. Die-
se wandten sich häufig unter Hinweis auf die finan-
zielle Not der Gemeinde an das Landesjugendamt 
mit der Bitte, zumindest einen Teil der Verpflegs-
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kosten zu ersetzen. Immer wieder verweigerten 
sie auch die Kostenübernahme: Die Gemeindevor-
stehung kann der Übergabe des Johann L. in die 
Anstalt zum Guten Hirten nicht beistimmen. Da der 
Knabe bereits im 13. Lebensjahr steht wird es an-
gezeigter befunden, denselben einem Landwirt zur 
Erziehung zu übergeben, bei dem er außer der Schul-
zeit in der Landwirtschaft beschäftigt werden kann 
und so einem verderblichen Einfluße entzogen wird. 
Das Landesjugendamt hält dazu fest: L. ist nach An-
sicht des Landesjugendamtes noch zu jung zum Ein-
tritt in einen Dienst. Da er bisher die Schule häufig 
schwänzte, wäre es dringend notwendig, daß er das 
Versäumte in einem ganztägigen Unterricht nach 
Kräften nachholt. Wird er jedoch bei einem Bauer 
untergebracht, so wird dieser trachten, daß das Kind 
ehestens in den verkürzten Unterricht kommt, denn 
wenn er es schon aufnimmt, so will er an ihm eine 
Arbeitskraft haben. 141 

Das Pflegschaftsgericht Braunau wandte sich an 
das Landesjugendamt, weil die Heimatgemeinde 
des elfjährigen Adolf A. einer Unterbringung in einer 
Erziehungsanstalt nur zustimme, wenn die Lan-
desregierung die Kosten übernehme. Der Junge 
sei wegen Bettel und Diebstahl in Verwahrung ge-
nommen worden. Der mj. Adolf ist trotz seiner Ju-
gend ein vollkommen verdorbener Knabe, der bereits 
eine Gefahr für seine Umgebung bildet. 
Er wird von seinem Lehrer als ver-
logen, diebisch und vollständig 
gleichgiltig geschildert. Dessen 
Vater ist ein schwer bestrafter 
und arbeitsscheuer Mann, des-
sen Strafkarte nicht weniger als 20 
Vorstrafen aufweist, darunter einige 
schwere Diebstahlsstrafen. Der Knabe 
besucht gegenwärtig die V. Klas-
se der Volksschule, führt 
sich auch dort sehr 
schlecht auf, so daß von 
allen Seiten über ihn Kla-
gen laut werden.142 

Arbeitsalltag einer Fürsorgerin 
in der Zwischenkriegszeit
Der Arbeitsauftrag der Fürsorgerinnen war breit 
gefächert: Gesundheitsfürsorge für werdende und 
stillende Mütter, Säuglinge, Klein- und Schulkinder, 
Aufsicht über Pflegekinder und unehelich Geborene 
bis zum 14. Lebensjahr, Übernahme von Vormund-
schaften (Klärung der Abstammung und Sicherung 
des Unterhaltes), Mitwirkung an den Agenden der 
Jugendgerichtshilfe, Mitwirkung an der Überwa-
chung der Kinderarbeit, Mitwirkung bei der Fürsor-
geerziehung, Erziehungsaufsicht, Berufsberatung 
und Lehrstellenvermittlung, wirtschaftliche Hilfen, 
soweit die Gemeinden nicht nach dem Heimatge-
setz / Armenrecht dazu verpflichtet waren, Abhal-
ten oder Organisieren von Vorträgen und Kursen zu 
Säuglingspflege, Kindererziehung und Haushalts-
führung.

Sehr viel bin ich in diesen ersten Jahren in dem aus-
gedehnten Bezirk mit seinen acht Gemeinden, die in 
mehr als hundert Ortschaften aufgespaltet waren, 
herumgewandert143 beschreibt Hermine Jakobartl 
den Alltag in Unterweißenbach. Dabei habe sie die 
Leute – und die Leute sie – gut kennengelernt. Den-
noch sei sie nicht immer willkommen und die Pfle-
geaufsicht oft schwierig gewesen.

Es gab viele neun- bis vierzehnjährige Kinder, die 
als kleine Dienstboten in fremden Bauernhäusern 
arbeiteten. In der Schule war der verkürzte Unter-
richt üblich. Die zwölf- bis vierzehnjährigen Kinder 
mussten nur donnerstags zur Schule und waren da-
rum begehrte Arbeitskräfte. Auf Grund des Kinder-
reichtums gerade auch in armen Familien, war es 
nicht verwunderlich, daß besonders die Kleinbauern, 
Häusler und Taglöhner froh waren, jene größeren 
Kinder loszuwerden, die sie nicht selbst zur Arbeit 
brauchten. Zumal es oft vorkam, dass der Bauer 
sich verpflichtet hatte den Eltern des Kindes zu ge-
wissen Zeiten Pferde- oder Ochsenfuhrwerk beizu-
stellen, wohl auch einen Acker oder einige Fuhren 
Mist zu überlassen. Dafür wurde den Kindern viel und 
schwere Arbeit abverlangt. Die Bauern mochten 
nicht recht einsehen, dass diese Kinder rechtlich 
als Pflegekinder gesehen wurden. Es war selbstver-
ständlich, daß die Bauern an der Überwachung ihrer 
kleinen Dienstboten keine Freude hatten.144

Mit immer neuer Arbeit belieferte mich die Schule 
Unterweißenbach. Kinder wurden mir vorgestellt, die 
durch besonders schlechte Kleidung auffielen, Haut-
ausschläge oder vernachlässigte Wunden an sich 
trugen oder stark verlaust waren. Am ärgsten mit 
Kopfläusen behaftet waren gewöhnlich die in frem-
den Häusern untergebrachten Mädchen, um deren 
Körperpflege sich oft niemand kümmerte, die schon 
vor dem morgendlichen Schulgang arbeiten mußten 
[...] Diese armen Wesen hatten oftmals ganz ver-
filztes Haar, Lausekzeme auf der Kopfhaut und bis 
in den Rücken hinunter und geschwollene Halsdrü-
sen.145 Mühsam seien auch Vormundschaften ge-
wesen, wenn kein Vater bekannt oder wenn dieser 
strittig war.

Bei ihrer Arbeit waren die Fürsorgerinnen nicht nur 
mit schlechten hygienischen Zuständen konfron-
tiert, sondern auch mit ansteckenden Krankheiten, 
insbesondere mit Tuberkulose. Das brachte durch-
aus gesundheitliche Risiken mit sich. In den Akten 
des Landesausschusses finden sich mehrmals 

Urlaubsgesuche von Fürsorgerinnen, die über Lun-
generkrankungen klagen. Es ist nicht zu leugnen, 
daß der Verkehr der Kinderfürsorgerin mit Tuberku-
lösen eine gewisse Gefahr beinhaltet, aber diese Ge-
fahr muß eben die Ausbildung der Schwester und de-
ren Gewissenhaftigkeit auf ein Minimum reduzieren 
und ist auch bei einer Kinderfürsorgerin, die a konto 
ihrer Tätigkeit genug bei tuberkulös infizierten Fami-
lien zu verkehren hat, von vorne herein gegeben.146 

Das Anforderungsprofil an „die Fürsorgerin“ war sehr 
idealisierend. Zuallererst sollte sie eine kluge und 
praktisch veranlagte Hausfrau und Pflegerin sein, 
die auf eine eigene Familie im Dienste der Allge-
meinheit verzichtete. Darüber hinaus sollte sie ein 
moralisches Vorbild für Frauen und Volkserzieherin 
sein mit einem fächerübergreifenden Fachwis-
sen.147 Der Verzicht auf eine eigene Familie wurde 
in Oberösterreich auch konsequent durchgesetzt: 
Die Fürsorgerin H. wurde nach ihrer Eheschließung 
fristlos enlassen: Frau H. war [...] zu entlassen, da 
sie bereits vor der Eheschließung in schwangerem 
Zustande sich befand und der außereheliche Ge-
schlechtsverkehr einer Fürsorgerin, die doch er-
zieherisch wirken soll, zweifelsohne eine Handlung 
darstellt, welche die Belassung im Dienste als mit 
den Interessen des Dienstes unvereinbar erscheinen 
lässt. Abgesehen davon ist die Führung eines Haus-
haltes eher eine Hauptbeschäftigung für die Frau 
als eine Nebenbeschäftigung. Daß eine solche Frau, 
noch dazu eine schwangere, nicht imstande ist, tag-
täglich 8 Stunden anstrengenden Dienst (weite Fuß-
touren zu entlegen wohnenden Kindern etz.) zu ma-
chen, liegt auf der Hand.148 

Die entlassene Fürsorgerin, Frau H. wandte gegen 
diese Entlassung ein, dass in Niederösterreich 
sehr wohl verheiratete Frauen als Fürsorgerinnen 
Dienst verrichteten. Vom Arbeitsgericht bekam 
sie schließlich Recht und das Land Oberösterreich 
musste 3 Monatsverdienste, eine Abfertigung und 
Zinsen an Frau H. zahlen, in Summe 1.007 Schilling 
und 40 Groschen.
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III. 1938 - 1945 

 „Ziel der Erziehung ist der deutsche Mensch, 
der rassebewußt in Blut und Boden wurzelt 
und Volk und Reich verpflichtet ist“

Drill und Auslese



Jugendwohlfahrt im 
Nationalsozialismus  

Bis 1938 waren ausschließlich die Gemeinden für die 
Versorgung nach Maßgabe der nachgewiesenen Be-
dürftigkeit149 zuständig. Dies änderte sich mit dem 
Anschluss Österreichs an das Deutsche Reich. Im 
Zuge der Rechtsangleichung traten am 1. Oktober 
1938 zahlreiche fürsorgerechtliche Vorschriften des 
Deutschen Reiches auch in Österreich in Kraft. Da-
durch wurde die Zuständigkeit der Gemeinden von 
Landes- und Bezirksfürsorgeverbänden abgelöst. 
Die Aufgaben der öffentlichen Fürsorge werden von 
Landesfürsorgeverbänden und Bezirksfürsorgever-
bänden unter eigener Verantwortung erfüllt. [...] Be-
zirksfürsorgeverbände sind die Stadtkreise im Sinne 
der Deutschen Gemeindeordnung [...] und Gemein-
deverbände, die sich mit dem Verwaltungsbezirk jeder 
Bezirkshauptmannschaft decken.150 Die Bezirksfür-
sorgeverbände entsprachen den heute in Oberös-
terreich eingerichteten Sozialhilfeverbänden.

Die Landesfürsorgeverbände waren verpflichtet, für 
Bewahrung, Kur und Pflege der hilfsbedürftigen Geis-
teskranken, Geistesschwachen, Epileptiker, Taub-
stummen, Blinden und Krüppel, soweit Anstaltspfle-
ge erforderlich ist, in geeigneten Anstalten Vorsorge 
zu treffen. [...] Die Fürsorge umfasst bei Blinden, 
Taubstummen, Krüppeln und Minderjährigen auch 
die Erwerbsbefähigung, bei Minderjährigen außer-
dem die Erziehung.151 Die Kosten für Anstaltsunter-
bringungen waren von jenem Bezirksfürsorgever-
band zu ersetzen, in dessen Zuständigkeitsbereich 
die Bedürftigen ihren Wohnsitz hatten. Die Bezirks-
fürsorgeverbände waren zudem für den Lebensun-
terhalt sichernde Hilfen zuständig. Anträge konnten 
beim Verband oder beim Bürgermeister der Wohn-
sitzgemeinde gestellt werden. 

Fürsorgeleistungen erfolgten nach dem Grundsatz 
der Subsidiarität. Fürsorgeempfänger waren ver-
pflichtet, sich anzustrengen (zu arbeiten), um für 
sich und unterhaltsberechtigte Angehörige selbst 

sorgen zu können. Pflichtaufgabe der Fürsorge soll 
sein, dem Hilfsbedürftigen den notwendigen Lebens-
bedarf zu gewähren. Die Fürsorge darf dabei nicht 
einförmig helfen, sondern muß die Eigenart der Not-
stände ergründen und danach die Mittel zur Abhilfe 
wählen; schematische Fürsorge widerspricht den 
Grundsätzen. Das Ziel jeder Fürsorge muss sein, sich 
überflüssig zu machen, das heißt den Hilfsbedürfti-
gen in seinem Willen und in seiner Kraft so zu stärken, 
daß er sich durch eigenes Können, Mühen und Schaf-
fen selbst behaupten, insbesondere für seine unter-
haltsberechtigte Familie selbst sorgen kann.152 Dazu 
konnte ein arbeitsfähiger Hilfeempfänger, wenn er 
Arbeit beharrlich ablehnt oder sich der Unterhalts-
pflicht beharrlich entzieht, auch in Arbeitsanstalten 
untergebracht werden.153 Die Einweisung wurde von 
Verwaltungsbeamten veranlasst und durfte keines-
wegs in Strafanstalten erfolgen. Auch die Unterbrin-
gung in Erziehungs- oder Heilanstalten (Alkoholent-
zug) war zulässig. 

Vor der Inanspruchnahme von Fürsorgeleistungen 
musste eigenes Vermögen aufgebraucht werden. 
Die Leistungsempfänger waren zum Ersatz – falls 
sie wieder über ein eigenes Einkommen verfügten – 
verpflichtet. Auch Dritte, etwa unterhaltspflichtige 
Eltern oder Kinder, konnten zum Ersatz der Fürsor-
geleistungen herangezogen werden.

Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz
Anders als in Österreich war in Deutschland bereits 
seit 1924 ein eigenes Jugendwohlfahrtsgesetz in 
Kraft.154 Am 20. März 1940 wurde in einer Verordnung 
über Jugendwohlfahrt in der Ostmark155 das Reichsju-
gendwohlfahrtsgesetz in einer nationalsozialistisch 
revidierten Form auch für Österreich in Kraft gesetzt. 

Die Erziehung der Jugend im nationalsozialistischen 
Staate ist Erziehung zur deutschen Volksgemein-
schaft. Ziel der Erziehung ist der körperlich und see-
lisch gesunde, sittlich gefestigte, geistig entwickelte, 
beruflich tüchtige deutsche Mensch, der rassebe-

wußt in Blut und Boden wurzelt und Volk und Reich 
verpflichtet und verbunden ist. Jedes deutsche Kind 
soll in diesem Sinne zu einem verantwortungsbewuß-
ten Glied der deutschen Volksgemeinschaft erzogen 
werden.156 Eingriffe in die Familienautonomie waren 
nur dann erlaubt, wenn ein Gesetz dies bestimmte. 
Die Hilfe hatte dann einzusetzen, wenn das national-
sozialistische Erziehungsziel gefährdet war. Zustän-
dig waren die Städte mit eigenem Statut bzw. die 
Gemeindeverbände (Bezirksfürsorgeverbände). Die-
se hatten Dienststellen der Selbstverwaltung einzu-
richten, die die Bezeichnung Jugendamt zu führen 
hatten. Lediglich die Durchführung der Fürsorge-
erziehung war dem Gaujugendamt vorbehalten.

Die im Gesetz benannten Aufgaben der Jugend-
ämter entsprachen weitgehend dem, was die 
Fürsorgerinnen auch bisher gemacht hatten: 
Schutz der Pflegekinder, Mitwirkung im Vormund-
schaftswesen, bei der Schutzaufsicht und der 
Fürsorgeerziehung, Jugendgerichts- und Jugend-
polizeihilfe, Mitwirkung bei der Durchführung des 
Jugendschutzgesetzes und der Gesundheitsfür-
sorge. Dazu war die Kooperation mit der NSDAP 
nachgeordneten Organisationen vorgeschrieben: 
Das Jugendamt hat die Nationalsozialistische Volks-
wohlfahrt (NSV Jugendhilfe) und die Hitler-Jugend 
zur Mitarbeit heranzuziehen, um mit ihnen zum 
Zweck eines planvollen Ineinandergreifens zusam-
menzuwirken.157 

Den Jugendämtern wurden überdies Beiräte mit 
VertreterInnen von der Staatspartei 
nahe stehenden Organisationen 
zur Seite gestellt: Als Beiräte sind 
auch der zuständige Vormund-
schaftsrichter, ein Lehrer und eine 
Lehrerin sowie der zuständige 
Kreisamtsleiter des Amts für Volks-
wohlfahrt zu bestellen. Als Beirat ist 
ferner je ein Vertreter der Hitler-Jugend und des 
Bundes Deutscher Mädel zu bestellen.158 Die 
Jugendämter waren darüber hinaus auf-

gefordert, mit nationalsozialistischen Verbänden 
zusammenzuarbeiten: Das Jugendamt kann die Er-
ledigung einzelner Geschäfte oder Gruppen von Ge-
schäften der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt 
(NSV-Jugendhilfe) oder einzelnen in der Jugendwohl-
fahrt erfahrenen und bewährten Männern und Frau-
en widerruflich übertragen. 159 

Das Gaujugendamt, das das Landesjugendamt ab-
gelöst hatte, war den Kreisjugendämtern überge-
ordnet. Auch dem Gaujugendamt war ein Beirat zur 
Seite gestellt, dem auch VertreterInnen der Kreis-
jugendämter und der Justizbehörden angehören 
sollten. Anders als das Landesjugendamt, war das 
Gaujugendamt vor allem für die Aufstellung ge-
meinsamer Richtlinien und die sonstigen geeigneten 

Maßnahmen für die zweckentsprechende und 
einheitliche Tätigkeit der Jugendämter 
seines Bezirks zuständig. Dazu ge-
hörte die Beratung der Jugendämter 
und die Vermittlung der Erfahrungen 

auf dem Gebiet der Jugendwohlfahrt 
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sowie die Schaffung gemeinsamer Veranstaltungen 
und Einrichtungen für die beteiligten Jugendämter. 
Weitere Aufgaben waren:160 
•	 die Mitwirkung bei der Unterbringung Minderjähriger
•	 	die Zusammenfassung aller Veranstaltungen und 

Einrichtungen, die sich auf die Fürsorge für gefähr-
dete und verwahrloste Minderjährige beziehen

•	 	die Vermittlung von Anregungen für die freiwillige 
Tätigkeit sowie die Förderung der freien Vereini-
gungen auf allen Gebieten der Jugendwohlfahrt 
und ihres planmäßigen Zusammenarbeitens un-
tereinander und mit den Jugendämtern im Bereich 
des Gaujugendamtes

•	 	die Erteilung der Erlaubnis zur Annahme von Pfle-
gekindern durch Anstalten sowie die Aufsicht über 
Anstalten gemäß § 25. 

Die Aufnahme eines Pflegekindes in einer Pflege-
familie bedurfte nach diesem Gesetz einer Bewilli-
gung des Jugendamtes. Pflegeverhältnisse unter-
lagen der Pflegeaufsicht. Letzteres betraf auch 
uneheliche Kinder in Pflege und Erziehung bei ihrer 

Mutter. War die Erziehung des Kindes gesichert, 
konnte bis auf Widerruf von einer Aufsicht aber ab-
gesehen werden.

Das Jugendamt war kraft Gesetzes Amtsvormund 
für uneheliche Kinder. Als Vormund konnte das Ju-
gendamt (mit dem Einverständnis der Mutter) auch 
Unterhaltsansprüche gegenüber dem Kindesvater 
geltend machen bzw. auch auf eine Anerkennung 
der Vaterschaft hinwirken. 

Musste Eltern die Vormundschaft entzogen werden 
oder waren Kinder verwaist, konnte das Jugendamt 
zum Vormund bestellt werden, wenn sich keine ande-
ren geeigneten Personen dazu bereit erklärten. In je-
dem Fall hatte der Amtsvormund Vorsorge zu treffen, 
daß die Erziehung des Mündels im Sinne des national-
sozialistischen Erziehungsziels gewährleistet war.

Erziehungshilfen waren im Gesetz nicht vorgese-
hen. Die Intention war stets die Verhütung der kör-
perlichen, geistigen oder sittlichen Verwahrlosung 

von Kindern und Jugendlichen bzw. deren Korrek-
tur, wenn bereits eine Verwahrlosung erkennbar 
schien. Das Vormundschaftsgericht konnte von 
Amts wegen oder über Antrag der Eltern, der ge-
setzlichen Vertreter oder des Jugendamtes die er-
forderlichen Maßnahmen anordnen.

Schutzaufsicht bestand in dem Schutze und der 
Überwachung des Minderjährigen. Die Helfer hatten 
den Erziehungsberechtigten bei der Sorge für die 
Person des Minderjährigen zu unterstützen und zu 
überwachen und konnten vom Gericht für alle, für 
gewisse Arten oder für einzelne Angelegenheiten be-
stellt werden. 

Fürsorgeerziehung wurde in einer geeigneten Fami-
lie oder Erziehungsanstalt unter öffentlicher Aufsicht 
und auf öffentliche Kosten durchgeführt. Sie konnte 
angeordnet werden, solange die Jugendlichen das 
18. Lebensjahr (in Ausnahmefällen das 19. Lebens-
jahr) noch nicht vollendet hatten. Voraussetzung 
war, dass das Wohl des Kindes durch den Mißbrauch 
der väterlichen Gewalt oder durch die Unterlas-
sung der damit verbundenen Pflichten161 ge-
fährdet erschien und nur durch An-
stalts- oder Familienpflege einer 
Verwahrlosung des Minderjährigen 
vorgebeugt oder eine bereits ein-
getretene Verwahrlosung korrigiert 
werden konnte. 

Das Vormundschaftsgericht 
konnte auch die ärztliche 
Untersuchung des Minder-
jährigen anordnen und auf 
die Dauer von höchstens 
sechs Wochen ihn in einer 
zur Aufnahme von jugendli-
chen Psychopathen geeig-
neten Anstalt oder in einer 
öffentlichen Heil- und 
Pflegeanstalt zu Beobach-
tung unterbringen lassen.162 

Fürsorgerinnen als „Volkspflegerinnen“ 
im Dienst der NS-Ideologie
Fürsorgepflichtverordnung und Reichsjugendwohl-
fahrtsgesetz bildeten die rechtliche Grundlage, mit 
der die NSDAP die Fürsorgerinnen in die Pflicht 
nahm, ihre Ideologie umzusetzen. Die Berufsbe-
zeichnung wurde in „Volkspflegerin“ geändert, die 
Ausbildung entsprechend angepasst. Bewerberin-
nen mussten arischer Abstammung sein und neben 
der körperlichen und geistigen Leistungsfähig-
keit auch die charakterliche Eignung im Sinne der 
NSDAP nachweisen. Dazu waren der Bewerbung um 
Aufnahme in die Ausbildung zur Volkspflegerin auch 
das politische Unbedenklichkeitszeugnis von der 
zuständigen Kreisleitung der NSDAP und das Füh-
rungszeugnis des BDM beizulegen.163 

Die Ausbildung war zweijährig, wobei das erste 
Ausbildungsjahr ein „Pflegejahr“ war. Nach des-
sen erfolgreicher Absolvierung konnte man in das 
„Fürsorgejahr“ aufgenommen werden. Der Lehr-
plan umfasste im Pflegejahr Grundkenntnisse in 
medizinischen Fächern, Hygiene, Säuglings- und 
Kinderpflege (inkl. Zubereitung v. Säuglings- und 
Heilnahrung) aber auch „Wesen und Gestalt des Na-
tionalsozialismus“ und „Erbbiologie, Erb- und Ras-
senpflege“. Der Umfang der „politischen“ Fächer 
betrug in Summe 36 der 312 vorgesehenen Unter-

richtseinheiten. Neben den the-
oretischen Fächern mussten 

die Schülerinnen in der Säug-
lings- und Kleinkinderpflege 
– weiterhin am Riesenhof 

– praktische Erfahrungen 
sammeln, hatten aber 
auch ein Geburtshilfe-
praktikum zu absolvie-

ren.164 

Im Fürsorgejahr wurden 
die medizinischen 

und pflegeri-
schen Kenntnis-
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se vertieft und durch rechtliche Fächer ergänzt. 
Auch in diesem Jahr wurde Wert auf Unterricht in 
nationalsozialistischer Weltanschauung gelegt. 
Hitlers „Mein Kampf“ war Pflichtlektüre und ein Un-
terrichtsfach vermittelte „Ziele und Einrichtungen 
der NSDAP auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrts-
pflege“. Der theoretische Unterricht betrug sechs 
Monate. Der Rest des Schuljahres war für prakti-
sche Übungen vorgesehen.165 

Schon bisher als Fürsorgerinnen eingestellte Mitar-
beiterinnen konnten um die staatliche Anerkennung 
als Volkspflegerin ansuchen. Die Anerkennung er-
folgte, wenn die Ansuchenden mindestens 24 Jahre 
alt waren und neben dem Diplom einer Fürsorge-
schule auch Berufspraxis nachweisen konnten. Ari-
sche Abstammung und politische „Zuverlässigkeit“ 
waren ebenfalls eine Voraussetzung.166 Aus dem 
beizubringenden politischen Leumundszeugnis 

hatte implizit hervorzugehen, dass vor Wiederver-
einigung der Ostmark mit dem Reich keine deutsch-
feindliche Tätigkeit ausgeübt wurde.167 Da nicht alle 
Fürsorgerinnen diese Anerkennung als Volkspfle-
gerin erhielten, waren in den Jugendämtern beide 
Berufsbezeichnungen vertreten. 

Politisch unliebsame Mitarbeiter/-innen wurden 
1938 rasch aus ihren Ämtern entfernt, wie das Bei-
spiel der damaligen Oberfürsorgerin belegt. Sie war 
mit 1. Oktober 1938 in den Ruhestand versetzt wor-
den. Diese Versetzung erfolgte nicht auf ein von ihr 
freiwillig überreichtes Ansuchen, vielmehr wurde 
ihr wegen ihrer Einstellung zur NSDAP von immer-
hin wohlmeinender nationalsozialistischer Seite 
mit dem Hinweis, dass überdies ihre beiden Brüder 
Theologieprofessoren seien, dringend nahegelegt, 
um Pensionierung anzusuchen, ehe sie allenfalls 
ohne Pension entlassen würde.168 

1940 wurde für alle Jugendämter Einheitsfürsor-
ge vorgeschrieben. Jeder Fürsorgerin wurde ein 
Sprengel zugeteilt, in dem sie für Gesundheits-, 
allgemeine und Jugendfürsorge zuständig war. Es 
war erwünscht, dass die Fürsorgerinnen in „ihrem“ 
Sprengel wohnhaft waren. Die Arbeitsaufträge er-
hielten sie vom Gesundheits-, Fürsorge- oder Ju-
gendamt des jeweiligen Kreises. Sie unterstanden 
dienstrechtlich unmittelbar dem jeweiligen Land-
rat. Fachlich unterstanden sie der Kreisfürsorgerin, 
welche die Arbeitsaufträge an die einzelnen Fürsor-
gerinnen weiterleitete, sie in ihrer Arbeit anleitete 
und beaufsichtigte. Die schwierigsten und wichtigs-
ten Fälle waren von der Kreisfürsorgerin selbst zu 
bearbeiten.169 

Übernahme wesentlicher 
Aufgaben durch die NSV-Jugendhilfe 
Die Verordnung über Jugendwohlfahrt in der Ost-
mark ermächtigte die Jugendämter, einzelne Auf-
gaben der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt 
(NSV)- Jugendhilfe zu übertragen. Gleichzeitig ver-
pflichtete sie die Jugendämter, mit der NSV und 
anderen nationalsozialistischen Organisationen wie 
der Hitlerjugend zu kooperieren.170 Konfessionelle 
Einrichtungen, die bisher – in Oberösterreich fast 
ausschließlich – für Kindergärten, Kinderbewahr-
anstalten, Waisenhäuser und Erziehungsheime 
verantwortlich waren, wurden in dieser Verordnung 
nicht einmal erwähnt. 

Die NSV war eine Parteiorganisation der NSDAP, 
welche sich der Erhaltung und Stärkung der Le-
benskraft des deutschen Volkes als Ideologie ver-
schrieben hatte. Der „Volkspflege“ dienten sowohl 
die Gründung von Jugendorganisationen (HJ, 
BDM), als auch zahlreiche „caritative“ Aktionen wie 
etwa die „Winterhilfe“ oder das Hilfswerk „Mutter 
und Kind“. Die Erziehung des Einzelnen zur Mitver-
antwortung am Wohl der Gemeinschaft bestimmt 
die Grundlinie ihrer Arbeit. Alle ihre Maßnahmen 
haben dieser biologischen und erzieherischen Auf-

gabe zu dienen.171 Volkspflege war planmäßig or-
ganisierte Gemeinschaftshilfe zur Erhaltung der 
gesunden Lebenskräfte der deutschen Volksge-
meinschaft. Ziel der Gemeinschaftshilfe ist es, die 
erbgesunde gemeinschaftstüchtige deutsche Fa-
milie im Sinne der bevölkerungspolitischen Grund-
sätze der NSDAP zu betreuen. [...] Hinsichtlich der 
Erbtüchtigkeit gelten die rassenpolitischen Grund-
sätze der NSDAP. Die Würdigkeit bestimmt sich 
nach dem Gesamtverhalten der zu betreuenden 
Familie.172 

Das Beispiel Baumgartenberg: 
Am 14. Mai 1940 schloss der Gaufürsorgever-
band mit dem Kloster Baumgartenberg einen 
Vertrag, in dem sich das Kloster verpflichtete, 
seine gesamten zur Verfügung stehenden Räu-
me für die Aufnahme, Betreuung und Pflege 
von Hilfsbedürftigen zur Verfügung zu stellen. 
Die Einweisung und Entlassung der Hilfsbe-
dürftigen blieb dem Gaufürsorgeamt vorbe-
halten. Die Ordnung im Fürsorgeheim und das 
Verhalten der Pfleglinge [wurde] durch eine 
zwischen Klostervorstehung und Gaufürsorge-
amt einvernehmlich erstellte Haus- und Zim-
merordnung geregelt. Dem Gaufürsorgeamt 
oblag auch die Aufsicht über die Erfüllung der 
eingegangenen Verpflichtungen, konnte diese 
aber an den Landrat Perg bzw. das NSV-Kreis-
amt Perg übertragen.
Im September 1940 wurden die Räume aber 
beschlagnahmt und in ein Umsiedlerlager um-
gewandelt. 
Im November 1941 wurde dieses Lager wieder 
aufgelöst, womit der Vertrag zwischen dem 
Gaufürsorgeamt und dem Kloster Baumgarten-
berg wiederum in Kraft trat.173 

Seit der Machtergreifung der NSDAP 1933 waren in 
Deutschland zahlreiche freie Wohlfahrtsorganisati-
onen (zum Beispiel die Arbeiterwohlfahrt) verboten 
und deren Aufgaben allmählich von der NSV über-
nommen worden. Lediglich die katholische Cari-
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tas, die evangelische Diakonie und das Rote Kreuz 
blieben weiter bestehen, wenngleich deren Einfluss 
stark zurückgedrängt wurde. 

Nach dem Anschluss Österreichs übernahm die NSV 
auch hier zahlreiche Aufgaben, auch im Bereich der 
Kinder- und Jugendarbeit. Voraussetzung dafür war 
die Auflösung gemeinnütziger Vereine und Stiftun-
gen, wobei deren Vermögen jeweils der NS-Volks-
wohlfahrt „eingewiesen“ wurde.174 Daneben wurden 
auch Einrichtungen, die von katholischen oder evan-
gelischen Orden/Organisationen geführt waren, von 
der NSV für sich in Anspruch genommen. Die Räum-
lichkeiten wurden konfisziert, die Einrichtungen 
zum Teil von der NSV weitergeführt oder auch dem 
Gaufürsorgeamt überlassen. Andere Einrichtun-
gen wurden „geräumt“ und anderen Zwecken (zum 
Beispiel Umsiedlerlager, Wohnmöglichkeiten für 
Kriegsgeschädigte, Kindergärten usw.) zugeführt.175 
„Eingewiesene“ Geldmittel wurden für Gehälter und 
Hilfeleistungen an Bedürftige verwendet. 

Der Übernahmeprozess wurde von der NSV forciert 
betrieben, sodass er vor dem Sommer 1939 abge-
schlossen war. Am 6. Juni 1939 forderte die Gaulei-
tung der NSV sämtliche Kreisleitungen auf: Zum 30. 
Juni l. J. in drei Wochen also, wird das Gesetz über 
die Einsetzung des Stillhalteabkommens in der Ost-
mark außer Kraft gesetzt. Bis dahin müssen sämtli-
che Einweisungen durchgeführt sein. Es wird daher 
dringendst ersucht, die noch in Arbeit befindlichen 
Angelegenheiten sofort zu erledigen. Einrichtungen, 
die bisher noch nicht erfaßt sind, deren Einweisung 
aber von der NS-Volkswohlfahrt gewünscht wird, sind 
hier sofort [...] zu melden, damit der Antrag auf Ein-
weisung noch rechtzeitig gestellt werden kann. Dies 
gilt insbesondere auch für Stiftungen.176 

Die Kreisleitung Steyr antwortete darauf am 14. Juni 
1939: Auf Ihr Schreiben vom 6. Juni 1939 teile ich Ih-
nen mit, dass die einzige unerledigte Angelegenheit 
dieser Art die Auflösung des Vereines „Kinderschutz“ 
Letten-Neuzeug-Sierninghofen und die Einweisung 

des Vermögens des Vereines ist. Wir haben Ihnen 
bereits am 28.11.1938 die Statuten dieses Vereines, 
einen ausgefüllten Fragebogen und einen Plan des 
Vereinsbesitzes (Haus und dazugehörige Grundstü-
cke) übersandt und Sie ersucht, das Vermögen des 
Vereines ehestens in die NSV einzuweisen. Der Plan 
wurde uns zwar zurück gesandt doch ist bis heute 
keine endgültige Erledigung eingetroffen. Ich bitte 
Sie daher nochmals die Einweisung dieses Vermö-
gens in die NSV durchzuführen, um so mehr, als sich 
das Haus dieses Vereines ausgezeichnet für einen 
Kindergarten eignen würde.177 

Die NSV erhob einen grundsätzlichen Anspruch 
auf Einbindung in die Aufgaben der staatlichen Ju-
gendwohlfahrt. Insbesondere übernahm die NSV 
die Säuglings-, Kleinkinder und Mütterfürsorge. Die 
Leistungen reichten von der Beratung der werden-
den Mütter über die Betreuung der Säuglinge (inklu-
sive eventueller Aufnahme in Krippen oder Kinder-
heimen) bis zur Durchführung von Kontrollbesuchen 
durch Schwestern und Hebammen. Auch finanzielle 
Hilfen waren vorgesehen. Aber auch Erziehungs-
beratung und Erziehungshilfe, die Einweisung in 
Jugendheimstätten der NSDAP oder das Pflegekin-
derwesen wurden neben der Mitwirkung in zahlrei-
chen weiteren Aufgabengebieten (Vormundschaft, 
Schutzaufsicht, Fürsorgeerziehung, Jugendge-
richtshilfe usw.) von der NSV als ihr Tätigkeitsbe-
reich gesehen. Ein Erlass des Reichsministers des 
Inneren 1941 sollte diese Ansprüche absichern, wo-
bei die Zuständigkeit der NSV für Säuglings-, Klein-
kinder- und Mütterfürsorge außer Frage stand. Dar-
über hinaus waren der NSV übertragen: 
•	 Ermittlung und Vorschlag von Pflegestellen an 

das Jugendamt auch dann, wenn Kinder oder Ju-
gendliche im Rahmen der Fürsorgeerziehung auf 
eine Pflegestelle vermittelt wurden

•	 Überwachung der Pflegekinder
•	 Pflegemütterschulung
•	 Benennung von Helfern zur Durchführung der 

Schutzaufsicht sowie deren Beratung, Schulung 
und Beaufsichtigung

•	 Ermittlung von Erziehungsnotständen, die 
Schutzaufsicht oder Fürsorgeerziehung begrün-
den könnten, wobei den Meldern Anonymität 
zugesichert war: Die Jugendämter verpflichten 
sich, Dritten gegenüber unter allen Umständen 
Stillschweigen über die Quelle der Information zu 
bewahren. Falls in einem Prozess aus dem Helfer-
kreis der NSV Zeugen aufgestellt werden müssen, 
ist die Benennung dieser Zeugen mit dem Kreis-
amt der NSV zu besprechen. 178

Dem staatlichen Jugendamt verblieben damit ad-
ministrative Aufgaben wie die Vormundschaften 

und „besonders schwierige Fälle“, sah sich die 
NSV-Jugendhilfe doch ausschließlich für die Be-
treuung erbgesunder und erziehbarer Jugendlicher 
zuständig, wenn diese zu verwahrlosen drohten 
bzw. als verwahrlost angesehen wurden.179 Trotz 
des Erlasses des Reichsministers des Inneren über 
die Zusammenarbeit der Jugendämter mit der NSV, 
kam es immer wieder zu Konflikten. So bat etwa das 
Jugendamt Vöcklabruck 1942 um Erläuterung, wel-
che Aufgaben der NSV zu übertragen seien, da die 
NSV in Vöcklabruck die Kinderwegnahme, sowie Ein-
weisung auf neue Arbeitsplätze, ohne sich mit uns ins 
Einvernehmen zu setzen, selbständig durchführt.180 
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„Schutzaufsicht“ zur 
Verhinderung von Verwahrlosung
Die Verordnung über Jugendwohlfahrt in der Ost-
mark sah vor, für ein Kind oder einen Jugendlichen 
Schutzaufsicht anzuordnen, wenn dies zur Verhü-
tung seiner körperlichen, geistigen oder sittlichen 
Verwahrlosung geboten und ausreichend181 erschien. 
Sie [hatte] den Zweck, den Minderjährigen in seiner 
Entwicklung in jeder Weise zu fördern, ihn vor den Ge-
fahren einer ungünstigen Beeinflussung zu behüten, 
Fehler seiner Erziehung auszugleichen, sowie die 
Lebensführung des Minderjährigen durch sorgfältige 
Beaufsichtigung seines Verhaltens und seines Ver-
kehrs mit anderen zu überwachen.182 

Schutzaufsicht war vom Pflegschaftsgericht anzu-
ordnen. Dies konnte von Amts wegen geschehen 
oder über Antrag der Erziehungsberechtigten oder 
des Jugendamtes. Anträge des Jugendamtes ka-
men auch zustande, wenn seitens der NSV-Jugend-
hilfe eine Meldung über einen Erziehungsnotstand 
an das Jugendamt erfolgte. Unabhängig davon, wie 
das Gericht Kenntnis von der drohenden oder be-
reits eingetretenen Verwahrlosung des Kindes oder 
Jugendlichen erlangt hatte, musste das Jugendamt 
im Verfahren jedenfalls gehört werden. Das Gericht 
beauftragte in der Folge das Jugendamt, die NSV 
oder auch Einzelpersonen mit der Durchführung 
der Schutzaufsicht. 

Der Helfer muß es als seine wichtigste Aufgabe be-
trachten, die Ursachen der drohenden Verwahrlosung 
zu ergründen, insbesondere festzustellen, ob sie auf 
die häuslichen und wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Minderjährigen, seinen Umgang, seine Beschäfti-
gung, seine Veranlagung, erbliche Belastung, falsche 
Erziehung oder Behandlung zurückzuführen sind. 
Er muß sich davon persönlich überzeugen, Rück-
sprache mit dem Erziehungsberechtigten, Lehrer, 
HJ- bzw. BDM-Führer, Lehrmeister oder Arbeitgeber 
nehmen. Dann erst wird er Mittel und Wege suchen, 
die Ursachen der Verwahrlosung des Minderjährigen 
zu beseitigen [...] Um dieses Ziel zu erreichen, muß 

der Helfer in dauernder und lebendiger Fühlung mit 
dem Minderjährigen und seinem Erziehungsberech-
tigten stehen.183 Dazu hatten die Helfer das Recht 
auf jederzeitigen und ungehinderten Zutritt zu dem 
Minderjährigen.184 Dieser konnte gegebenenfalls mit 
Unterstützung der Polizeibehörde erzwungen wer-
den. Auch Auskünfte durften den Helfern nicht ver-
weigert werden.

Dem Minderjährigen gegenüber hat der Helfer aus 
eigenem Recht keine Gewalt; insbesondere keiner-
lei Zuchtmittel. Er kann solche nur im Einverständ-
nis des Erziehungsberechtigten anwenden. [...] Der 
Helfer ist verpflichtet, dem Vormundschaftsgericht 
im Wege des Jugendamtes jeden Fall, in dem es zum 
Einschreiten berufen ist, unverzüglich anzuzeigen.185

Die Schutzaufsicht endete, wenn das Pflegschafts-
gericht sie aufhob, weil die Gefahr der Verwahrlo-
sung nicht mehr bestand bzw. der Minderjährige 
sich gebessert hatte. Jedenfalls aber endete sie mit 
Vollendung des 21. Lebensjahres oder durch rechts-
kräftige Anordnung einer Fürsorgeerziehung. Sie 
musste aber auch aufgehoben werden, wenn der 
Zweck anders sichergestellt werden konnte, entwe-
der durch eine geeignete Familienpflege oder auch 
durch einen Familienanschluss bei einem Lehr-
herren. Das Einrücken zur Wehrmacht oder zum 
Reichsarbeitsdienst führte ebenfalls zur Aufhebung 
der Schutzaufsicht.

Die Maschinerie der Auslese
Erschien das Wohl des Kindes durch den Mißbrauch 
der väterlichen Gewalt oder durch die Unterlassung 
der damit verbundenen Pflichten186 gefährdet und 
war Schutzaufsicht zur Vorbeugung oder Beseiti-
gung einer Verwahrlosung des Minderjährigen nicht 
ausreichend, konnte vom Vormundschaftsgericht 
Fürsorgeerziehung angeordnet werden. Das Ge-
richt wurde dazu von Amts wegen oder auf Antrag 
tätig. Der Minderjährige und dessen Eltern sollten 
im Verfahren gehört werden. Der Beschluss war den 

Eltern und der Fürsorgeerziehungsbehörde zuzu-
stellen, dem Jugendlichen nur insoweit sein Inhalt 
nach dem Ermessen des Vormundschaftsgerichts 
ihm ohne erziehlichen Nachteil mitgeteilt werden 
konnte. 

Fürsorgeerziehung durfte nicht angeordnet wer-
den, wenn keine Aussicht auf Erfolg gegeben war. 
Zur Prüfung, ob die Fürsorgeerziehung Aussicht 
auf Erfolg bot, konnte vorläufige Fürsorgeerzie-
hung angeordnet werden. Dies war auch bei Gefahr 
in Verzug möglich. Fürsorgeerziehung endete mit 
der Vollendung des 19. Lebensjahres oder wenn sie 
ihren Zweck erreicht hatte und konnte beim Vorlie-
gen besonderer Verhältnisse bis zum Erreichen der 
Volljährigkeit (mit Vollendung des 21. Lebensjahres) 

angeordnet werden. Die Kostentragung sollte von 
der jeweiligen Landesgesetzgebung geregelt wer-
den. Die Kosten waren aber aus dem pfändbaren 
Vermögen des Minderjährigen oder des auf Grund 
des Bürgerlichen Rechts zu seinem Unterhalt Ver-
pflichteten zu erstatten. 

Die Durchführung der Fürsorgeerziehung oblag 
dem Gaujugendamt. Dazu erging seitens der Gau-
verwaltung eine Anweisung an die Jugendämter.187 
Diese mussten, sobald sie einen Antrag auf Für-
sorgeerziehung bei Gericht einbrachten, auch das 
Gaujugendamt von diesem Antrag informieren. 
Nahm das Gaujugendamt die anderweitige Unter-
bringung eines Minderjährigen [...] in Aussicht, war 
eine erbbiologische Untersuchung durch das Ge-
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sundheitsamt zu veranlassen. Kriterien für ein ne-
gatives erbbiologisches Gutachten waren neben 
rasseideologischen Aspekten auch straffällige Fa-
milienangehörige oder Verwandte, die Selbstmord 
begangen hatten. Auch „politische Unzuverlässig-
keit“ der Eltern konnte zu einem negativen Gutach-
ten führen.188  
 
Das Gaujugendamt legte fest, ob eine Einweisung 
in eine Erziehungsanstalt erfolgen sollte oder ob 
die Unterbringung auf einem Pflege-, Lehr- oder 
Arbeitsplatz die geeignete Form der Fürsorgeer-
ziehung darstellte. Um dies beurteilen zu können, 
wurden die Fürsorgezöglinge zuerst der Gauerzie-

hungsanstalt (im ehemaligen Klos-
ter Gleink bei Steyr; betrieben 
von der NSV-Jugendhilfe) zuge-
führt, um hier im Rahmen einer 
eigenen Beobachtungsabteilung 

durch besonders geschulte Kräfte überwacht und 
beobachtet zu werden. Soweit möglich sollte im An-
schluss daran der Familienerziehung der Vorzug ge-
geben werden. 

Die Erziehung der Fürsorgezöglinge wurde – anders 
als bisher – auch in den Einrichtungen überwacht. 
Entscheidungen wurden grundsätzlich vom Gau-
jugendamt getroffen. Der Gauhauptmann wird über 
das sittliche Verhalten sowie über die körperliche 
und geistige Entwicklung der Minderjährigen fort-
laufend Erkundigungen einziehen, hinsichtlich der 
Erziehung sowie der handwerksmäßigen und schu-
lischen Ausbildung der einzelnen Fürsorgezöglinge 
mit Rücksicht auf deren Neigung, Fähigkeiten und 
Anlagen, entsprechende Verfügungen treffen und 
die Minderjährigen in der Regel alljährlich durch Be-
auftragte besuchen lassen, um sich von der Zweck-
mäßigkeit der Unterbringung zu überzeugen.189 

Fiel die „erbbiologische Untersuchung“ ne-
gativ aus190 oder wurde während der Beob-
achtungszeit in der Gauerziehungsanstalt 
festgestellt, der Jugendliche sei nicht „er-
ziehbar“, konnte das Gaujugendamt eine Für-
sorgeerziehung auch ablehnen. In diesem Fall 
drohte dann die Einweisung in ein sogenann-
tes Jugendschutzlager (Moringen für Jungen 
und Uckermark für Mädchen). Das war eine 
beschönigende Umschreibung für Jugend-
konzentrationslager. So hob etwa das Gau-
jugendamt Oberdonau eine vom Amtsgericht 
Innsbruck angeordnete vorläufige Fürsorge-
erziehung auf, weil man der Ansicht war, der 
Jugendliche sei am Besten dem Gericht bzw. 

der Militärbehörde zu überstellen oder zu er-
wägen, ob der Minderjährige nicht in ein poli-
zeiliches Jugendschutzlager eingewiesen 

werden sollte.191 

Sonderfall „Freiwillige 
öffentliche Erziehung“
Bei minder gravierenden Erziehungsnotständen 
konnten die Eltern mit dem Gaujugendamt freiwil-
lige öffentliche Erziehung vereinbaren. Dies waren 
Erziehungsmaßnahmen, die ohne Mitwirkung des 
Vormundschaftsgericht auf Antrag der Erziehungs-
berechtigten ergriffen werden konnten.192 Die Eltern 
hatten die freiwillige öffentliche Erziehung beim 
zuständigen Kreisjugendamt zu beantragen und 
waren über die Folgen zu belehren, zum Beispiel 
auch darüber, dass es dem Gaujugendamt offen-
stand, entsprechende Gerichtsbeschlüsse herbei-
zuführen, etwa wenn die Eltern ihre Zustimmung 
widerriefen, das Gaujugendamt aber weitere Er-
ziehungsmaßnahmen für erforderlich hielt. Für die 
betroffenen Kinder bestand wohl kein Unterschied, 
ob sie nun in Fürsorgeerziehung oder in freiwilliger 
öffentlicher Erziehung waren.
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IV. 1945 - 1954 

„...kann nunmehr die öffentliche Jugendwohlfahrt 
alle Aufgaben einer planmäßigen und 
umfassenden Jugendpflege übernehmen“

Aufhebung und Fortsetzung



daß die Arbeit der Jugendämter unverzüglich wieder 
anläuft. Die gesetzlichen Bestimmungen sowie die 
entsprechenden Anweisungen und Richtlinien sind 
mit Ausnahme jener Stellen, die politischen Cha-
rakter tragen, bzw. Rassenunterschiede begründen, 
noch in Kraft. Bezüglich der ehesten Wiedereinset-
zung der Vormundschaftsgerichte wurde bereits ein 
Ansuchen an die Militärregierung gerichtet. Bei der 
Übernahme der NSV-Heime durch die Fürsorgever-
bände sind die Jugendämter hinsichtlich der Einwei-
sung sowie der Pflege und Erziehung zu beteiligen.194 

Im Laufe des Jahres 1945 verkündete die Proviso-
rische Staatsregierung Österreichs die Aufhebung 
zahlreicher Rechtsvorschriften des Deutschen Rei-
ches. Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz wurde 
nur in jenen Teilen aufgehoben, in denen national-
sozialistische Erziehungsziele oder die Beteiligung 
nationalsozialistischer Organisationen wie Hit-
ler-Jugend oder Nationalsozialistische Volkswohl-
fahrt angesprochen wurden. Die übrigen Bestim-
mungen blieben vorläufig weiter in Kraft. 

In den Monaten und ersten Jahren nach Kriegs-
ende stand die Bewältigung der Kriegsfolgen im 
Vordergrund der Tätigkeit der Jugendwohlfahrt: 
Kriegswaisen waren zu versorgen, für ausgebomb-
te Familien mussten Wohnmöglichkeiten gefunden 
werden und Hilfsgüter waren zu verteilen.195 Die NSV 
hatte tausende Kinder (oft ganze Schulklassen) im 
Zuge der Kinderlandverschickung aus den von Luft-
angriffen bedrohten Städten gebracht und auf der 
Flucht aus den „Ostgebieten“ vor den russischen 
Truppen waren immer wieder Kinder von den El-
tern/Müttern getrennt worden. In „Suchaktionen“ 
wurde versucht, die Familien dieser Kinder wieder 
zusammenzuführen. Oft stellte sich heraus, dass 
die Eltern verstorben waren oder nicht mehr gefun-
den werden konnten.196 

Die Kinderhilfe des Schweizerischen Roten Kreu-
zes ermöglichte zahlreichen Kindern, die in Folge 
des Krieges erkrankt, verletzt, unterernährt und 

traumatisiert waren, einen drei- bis sechsmonati-
gen Erholungsaufenthalt in der Schweiz. Diese Er-
holungsverschickung musste ebenfalls organisiert 
werden.197

Nach dem Verbot der NSDAP und ihr angegliederter 
Vereine fiel deren Vermögen an den Staat bzw. die 
wiedererstandenen Bundesländer. Eine der Her-
ausforderungen war die Bestandsaufnahme über 
das Vermögen der NSV, der Volksdeutschen Mittel-
stelle oder auch des Volksbundes für Deutschtum 
im Ausland. Konfisziertes Vermögen musste resti-
tuiert, Schadenersatzanspruch gegen die NSDAP, 
NSV etc. abgegolten werden.198

Wiederaufbau der Bezirksstrukturen
Der Leiter der Unterabteilung Jugendwohlfahrt 
(Fürsorgeabteilung beim Amt der Oö. Landesre-
gierung) Dr. Zehetner stellte in einem Schreiben an 
die „Zentralstelle für Familienbiologie und Sozial-
psychiatrie“ in Innsbruck fest: meine dreißigjährige 
Erfahrung geht dahin, daß ohne den minimalen „Ap-
parat“ von 2 tüchtigen Fürsorgerinnen und ohne sol-
chen Amtsvormund(erin) in jedem Gerichtsbezirk die 
Jugendwohlfahrtspflege im Argen liegt.199 Die Mitar-
beiterInnen sollten fähig sein, eine richtige soziale 
Diagnose zu stellen und die Mittel der sozialen The-
rapie richtig anzuwenden, Geschick und Verständnis 
[haben] im Umgang mit Parteien, die durch irgend-
welche Umstände unter die Räder gekommen sind 
oder davon bedroht sind.200 

Diese Mindestausstattung an qualifiziertem Per-
sonal war in den ersten Jahren nach dem Krieg nur 
schwierig umzusetzen, da unmittelbar nach Kriegs-
ende politisch belastete MitarbeiterInnen (Mitglie-
der der NSDAP) fristlos entlassen worden waren. 
Ein Teil dieser MitarbeiterInnen wurde ab 1947 aber 
wieder in den Landesdienst aufgenommen. z.B. 
Ludowika Sch., die in ihrem Wiedereinstellungs-
gesuch ausführte: Nach fast 15 jähriger Dienstzeit 
wurde ich mit 31.7.1945 wegen meiner Zugehörigkeit 

Bewältigung der Folgen 
des 2. Weltkrieges

Als sich die unmittelbar bevorstehende Niederlage 
des Deutschen Reiches nicht mehr verleugnen ließ, 
schloss Regierungspräsident Dr. Palten mit dem 
NSV Gauamtsleiter Wolfsgruber eine Vereinbarung 
über den Übergang von NSV-Einrichtungen an die 
Bezirksfürsorgeverbände: Die Kriegsereignisse be-
dingen Vorsorgen, die es ermöglichen, die bisherigen 
Wohlfahrtseinrichtungen der NSV tunlichst lange zu 
erhalten. Dies scheint durch die Überleitung dieser 
Wohlfahrtseinrichtungen unter den Dachverband 
einer Gebietskörperschaft am sichersten gewähr-
leistet zu sein. [...] In personeller Hinsicht ist bei 
der Übernahme so vorzugehen, dass in den Heimen 
und Tagesstätten sowie als Leiter der übrigen Wohl-

fahrtsabteilungen politisch nicht belastete Partei- 
oder Volksgenossen eingeteilt werden. Keinesfalls 
sollen politische Leiter oder Anwärter nach Aufhören 
der Arbeit in den Kreisämtern in einem Heim oder in 
einer Tagesstätte weiter amtieren oder eingesetzt 
werden. Die Kreisamtsleiter setzen [...] ihre Tätigkeit 
insolange fort, bis sie durch die Feindeinwirkung dar-
an gehindert werden.193 

Bereits wenige Wochen nach Kriegsende, am 22. 
Juni 1945, schrieb der Oö. Regierungsdirektor Dr. 
Lippe an die Bezirkshauptmannschaften Ober-
österreichs: Nach Ausschaltung der NSV und HJ 
kann nunmehr die öffentliche Jugendwohlfahrt alle 
Aufgaben einer planmäßigen und umfassenden Ju-
gendpflege übernehmen. Es wird erwartet, daß die 
Fürsorgerinnen mit neuem Eifer ans Werk gehen und 
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zur NSDAP entlassen (Ich war nur gewöhnliches Par-
teimitglied und habe mich weder in der Frauenschaft 
noch in der Partei betätigt).201 

Zudem wurde nicht von allen Verantwortlichen die 
Notwendigkeit einer spezifischen fachlichen Quali-
fikation für die Arbeit in der öffentlichen Fürsorge 
und Jugendwohlfahrtspflege gesehen. Dr. Zehet-
ner beklagt in einem Schreiben an die Personal-
abteilung, dass in den Bezirkshauptmannschaften 
– offenbar um Personal einzusparen – eingearbei-
tete, bewährte Kräfte der Fürsorgeabteilungen der 
Bezirkshauptmannschaften entfernt und bestenfalls 
durch andere, ungeschulte und unbrauchbare Per-
sonen ersetzt werden.202 Um sicherzustellen, dass 
die in den Jugendämtern beschäftigten Mitarbei-
terInnen auch über das nötige Wissen verfügten, 
organisierte das Landesjugendamt für Beamte und 
Angestellte, die in den Fürsorgeabteilungen der Be-
zirkshauptmannschaften (Magistrate) in Verwendung 
stehen, Fortbildungskurse, da eine fachliche Aus-

bildung des Fürsorgepersonals unbedingt erforder-
lich sei.203 Zudem entspreche dies auch der von 
den Fürsorgeverbänden wiederholt und eindringlich 
erhobenen Forderung nach einheitlicher Schulung 
des Fürsorgepersonals.204 Das Curriculum umfass-
te Sozial- und Jugendwohlfahrtsrecht, Grundsätz-
liches zur Fürsorge- und Jugendwohlfahrtspflege 
und ging auch auf praktische Fragen des Fürsorge-
wesens ein, verbunden mit Exkursionen in div. Ein-
richtungen.205 

Gleichzeitig förderte Dr. Zehetner auch die Ausbil-
dung junger Fürsorgerinnen. Die Fürsorgeschule 
und das Säuglingsheim Riesenhof waren auf Grund 
von Kriegsschäden nach Bad Schallerbach bzw. Bad 
Hall ausgelagert. Die Schule nahm aber weiterhin 
Schülerinnen auf, denen in vielen Fällen auch Sti-
pendien gewährt wurden. Stipendien wurden auch 
TeilnehmerInnen an Kursen zur Ausbildung von 
ErzieherInnen am Institut für vergleichende Erzie-
hungswissenschaft in Salzburg gewährt.206 

Sorge um die Verwahrlosung der Jugend
Vom Krieg traumatisierte Kinder und Jugendliche, 
viele davon mehr oder weniger sich selbst und dem 
Nachkriegschaos überlassen, fielen häufig durch 
sozial unerwünschtes Verhalten (Delinquenz, Pro-
miskuität) auf. Diese Kinder und Jugendlichen 
wurden als „verwahrlost“ erlebt und bereiteten den 
zuständigen Behörden, aber auch den Besatzungs-
mächten Sorgen. So bemüht sich etwa die ameri-
kanische Militärverwaltung um die Förderung von 
Jugendorganisationen. Damit sollte die Moral und 
Gesundheit der Jugendlichen gebessert und die 
Jugendkriminalität verringert werden.207  

Der Leiter der Fürsorgeabteilung des Landes Ober-
österreich Dr. Zehetner beschreibt die Situation in 
einem Rundfunkinterview: Es fehlt heute in erster 
Linie an der Erziehungskraft der Familie, am guten 
Beispiel der Eltern [...] In Folge der Not treffen wir 
Kinder und Jugendliche als Besucher der Schwarzen 
Märkte und als Geschäfte-
macher bei sonstigen Gele-
genheiten, wir haben es mit 
arbeitsscheuer, fauler, sexuell 
verdorbener und der Prosti-
tution verfallener Jugend zu 
tun, wir sehen die Jugend vor 
Vergnügungslokalen herum-
lungern, die Schule schwän-
zen und Diebstähle begehen, 
ja Banden bilden, die frech, 
roh und zu Gewaltstreichen 
geneigt sind [...]208 

Als Mittel der Wahl im Um-
gang mit „verwahrlosten 
Jugendlichen“ galt Anstalts- 
bzw. Fürsorgeerziehung. 
Über Anregung der „Arbeits-
gemeinschaft der Jugend-
ämter“ wurde im Juni 1948 in 
Salzburg ein „Zentralrat zur 
Bekämpfung der Jugend-

verwahrlosung“ gegründet. Dieser veranstaltete 
noch im gleichen Jahr eine Tagung, bei der unter 
anderem die äußere und innere Organisation von 
Erziehungsheimen diskutiert wurde. Daraus resul-
tierten Empfehlungen an die Bundesländer und die-
sen unterstellte Anstalten.209 Diese Empfehlungen 
lassen Rückschlüsse auf damals übliche Zustände 
in Einrichtungen zu. Heime waren grundsätzlich 
geschlossene Anstalten, in manchen wurden die 
Zöglinge innerhalb der Einrichtung zusätzlich „ein-
gesperrt“ – wenn etwa Schlafsäle nachts zugesperrt 
wurden. Erzieher waren schlecht bezahlt und rund 
um die Uhr für die ihnen zugeteilte Gruppe zustän-
dig. In manchen Heimen hatten sie oft mehrere 
Wochen hindurch keinen arbeitsfreien Tag. In der 
Regel waren aber eineinhalb oder zwei Tage in der 
Woche arbeitsfrei. Es kam auch vor, dass Erzieher 
in den Einrichtungen keinerlei Rückzugsmöglich-
keiten hatten, wenn sie zum Beispiel den Schlaf-
raum mit Kollegen teilen mussten. 
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Es verwundert wenig, wenn festgestellt wird: Die 
gesamte internationale Literatur zur Bekämpfung 
der Verwahrlosung lehnt die körperliche Züchtigung 
als Erziehungsmittel grundsätzlich ab. [...] In einer 
ganzen Reihe [von Anstalten] aber spielen die Ohr-
feigen oder auch die Stockstrafen und das Schimp-
fen und Anbrüllen eine wesentliche Rolle.210 

Berichte über bedenkliche 
Zustände in den Heimen
Derartige Zustände sind auch in den Akten der Für-
sorgeabteilung dokumentiert. 1949 gibt ein Vater zu 
Protokoll, er habe seinen Sohn im Erziehungsheim 
Gleink besucht und ihn ohne Erlaubnis der Fürsor-
gebehörde mit nach Hause genommen, weil der 
Leiter und die Erzieher dieses Heimes die ihnen an-
vertrauten Kinder mit KZ-Methoden behandeln. Die 
Kinder werden angeblich wegen jeder Kleinigkeit ge-
schlagen, als einziges Erziehungsmittel herrscht die 
Strafe. Wer am Gang redet, muß zum Beispiel stun-
denlang auf dem kalten Gang stehen, wer beim Essen 
redet bekommt nichts zu essen.211 Dazu stellt ein Mit-
arbeiter der Abteilung Fürsorge fest: Auch die Lan-
desfürsorge hat feststellen müssen, dass 
anscheinend Essensentzug in Gleink zur 
Anwendung kommt.212 

Der Vater aus Bad Ischl gab weiter zu 
Protokoll: Das Essen ist minderwertig 
und unzureichend. Es kommt 
sehr bald auf den Tisch, die 
Kinder haben vorher ein lan-
ges Tischgebet zu sprechen 
und wenn sie 
nach einem ge-

brüllten „Gut Hunger“, endlich zum Essen kommen, ist 
dieses meist erkaltet. Fällt das Geringste vor, stehen 
die Kinder neben dem Essen und dürfen nichts an-
rühren. Sie werden von den Erziehern verhöhnt, wenn 
sie über Hunger klagen, indem man ihnen sagt: „Wir 
[...] haben schon gut gegessen! Mir macht es nichts 
aus, wenn ihr [...] noch eine halbe Stunde steht“! Die 
Kinder bekämen zu wenig zu essen und müssten 
doch hart arbeiten. Die Briefe werden streng zensu-
riert. Alle Monate ist auf Befehl ein Brief zu schreiben, 
der im Konzept vorgelegt werden muss. Alles was der 
Heimleitung nicht gefällt, wird gestrichen [...] Über 
Hunger und schlechte Verpflegung, sowie schlechte 
Behandlung darf nicht geschrieben werden. Schon 
sechsjährige Kinder, die im Kriege ihre Eltern verlo-
ren haben, werden misshandelt.213 In dieser Nieder-
schrift ist auch festgehalten, dass der Junge auf 
dem Jugendamt zum Ausdruck gebracht habe, daß 
er lieber zugrunde gehe und aus dem fahrenden Zug 
springen werde als nochmals in das Heim zurück-
zukehren. Dort habe er mit einer harten Strafe zu 
rechnen. Man würde ihm die Haare schneiden und 
drei Tage [bekäme er] Dunkelkammer und nichts zu 
essen.214 

Schon im Jänner 1949 war ein Schreiben der 
Staatsanwaltschaft in der Abteilung Fürsorge ein-
gegangen, in dem berichtet wurde, dass 6 Jugend-
liche mit Erfrierungserscheinungen in das Lan-
deskrankenhaus Steyr gebracht worden seien. Die 
Staatsanwaltschaft stellte fest, dass die Beheizung 
offenbar unzulänglich ist. Wenn es sich bei der An-
stalt auch um einen alten Klosterbau handelt, [...] 
und eine mangelnde Abtrocknung durch Kinder nach 
dem Waschen geeignet ist, Erfrierungserscheinun-
gen hervorzurufen, so muß dennoch gesagt werden, 
daß [...] derartige Vorkommnisse, wie Erfrierungs-
erscheinungen bei nicht weniger als sechs Kindern, 
jedenfalls unterbleiben [müssen]215. 

Für ein zwölfjähriges Kind wurden an Beklei-
dung im Heim von einer Bezirkshauptmann-
schaft als ausreichend angesehen: 
1 Nachthemd, [Unterwäsche: 2 Hemden, 
3 Hosen], 2 P. Strümpfe, 3 Blusen, 1 Rock, 
1 Tricotleibchen, 1 Pullover, 1 P. Halbschuhe, 
1 Haube, 1 P. Fäustlinge und 1 Mantel.

Für Viele – auch für viele Mitarbeiter/-innen der Für-
sorgeabteilungen – waren Kinder und Jugendliche 
in Fürsorgeerziehung gleichgesetzt mit „asozial“ 
und „delinquent“. Wie gering das gesellschaftliche 
Ansehen der Fürsorgezöglinge war, zeigt ein Brief-
wechsel der Bezirkshauptmannschaft Gmunden 
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Kindererholungsheim Kirchschlag, 1950er Jahre

mit dem Landesjugendamt aus dem Jahr 1950. Das 
Landesjugendamt verlangte für eine Minderjähri-
ge eine nachträgliche Anschaffung mehrerer Klei-
dungsstücke und von einem Paar Schuhe. Die Be-
zirkshauptmannschaft wandte dagegen ein: Nach 
ha. Erachten reichen die bei der Einweisung mit-
gegebenen Kleidungsstücke aus. Es ist grundsätz-
lich nicht einzusehen, daß gerade an Kinder, die in 
Fürsorgeerziehung überwiesen werden, Bekleidung 
in obigen Ausmaß aus öffentlichen Mitteln bewilligt 
werden.216  

Überfüllte Säuglings-, 
Kinder- und Erholungsheime
Die Zahl der zu versorgenden Kinder (Kriegswaisen 
und Kinder, deren Mütter/Eltern arbeiten mussten 
und dadurch ihre Kinder nicht betreuen konnten) 
war groß.217 Obwohl viele Einrichtungen Kinder und 
Jugendliche aufnehmen konnten, überstieg der 
Bedarf die Kapazität der bestehenden Einrich-
tungen. Insbesondere bestand Bedarf an einem 
Fürsorgebeobachtungsheim. Auf dem Gebiete der 
Jugendwohlfahrtspflege ist die Schaffung dieser 
Übergangsstelle ein dringendstes soziales Gebot. Es 
werden dort Jugendliche kurzfristig untergebracht, 
wenn sie zum Beispiel die Strafanstalt verlassen und 
auf einem Arbeitsplatz eingewiesen werden sollen. 
[Es sei schon vorgekommen,] daß ein Jugendlicher 
nach Verbüßung seiner Strafe weiter in der Arrestzel-
le verbleiben mußte, weil man ihn nirgends unterbrin-
gen konnte.218 Aus diesem Grund ersuchte die Für-
sorgeabteilung, Räume, die von der Stadt Linz dem 
Amt der Oö Landesregierung mietweise der Kriegs-
gefangenenfürsorge zur Verfügung überlassen und 
dafür nicht mehr benötigt wurden, weiter benützen 
zu dürfen.219 1955 wurde schließlich das Jugendheim 
Wegscheid für männliche Jugendliche eröffnet. Die 
Geschichte dieser Landeseinrichtung ist ausführ-
lich von Michael John et al. erforscht und anlässlich 
einer Ausstellung veröffentlicht worden.220 

Nach den Listen der Fürsorgeabteilung des 
Amtes der Oö Landesregierung existierten 
1949 folgende Säuglings- und Kinderheime in 
Oberösterreich: 
a) landeseigene Säuglings- und Kleinkinderheime
•	 Säuglingsheim Wels (Schloß Eisenfeld)
•	 Kinderkrankenhaus Riesenhof  

in Bad Schallerbach
b) nicht landeseigene Säuglings- und  
Kleinkinderheime
•	 Übergangsheim des Fürsorgeamtes der 

Stadt Linz, Scharitzerstraße 
•	 Säuglings- und Kinderheim des Bezirks

fürsorgeverbandes Braunau
•	 Säuglings- und Kinderheim der Pfarrcaritas 

Peuerbach
•	 Privates Säuglings- und Kinderheim Kunz in 

Enns
•	 „Friedenshort“ Kleinkinderheim des evang. 

Vereins für Innere Mission in Gallneukirchen
•	 Säuglings- und Kleinkinderheim der  

Lambacher Flachsspinnerei
c) landeseigene Kinderheime
•	 Kinderheim Schloss Leonstein 
d) nichtlandeseigene Kinderheime
•	 Übergangsheim des Fürsorgeamtes der 

Stadt Linz, Johannesgasse
•	 Städtisches Kinderheim Gmunden
•	 Bezirkskinderheim Steinbach a.Attersee
•	 Bezirkskinderheim des Bezirkes Schärding 

Raab
•	 Kinderheim der Kreuzschwestern in Bad 

Ischl
•	 Kinder- und Schülerheim St. Anna in Steyr
•	 Kinder- und Schülerheim St. Josef in Steyr
•	 Kinderheim des evangelischen Vereines für 

innere Mission in Weikersdorf
•	 Kinderheim der Caritas für Knaben in Gleink
•	 Kinderheim Stephaneum in Goisern
•	 Kinderheim für Mädchen in Steegen
•	 Schutzanstalt Steyr, Wieserfeldplatz

Aber auch einige katholische Orden betrieben – zu-
meist vorübergehend – Kinderheime (z.B. gab es 
von 1963 bis 1978 in Kleinraming ein Kinderheim der 
Salvatorianerinnen221). 1950 errichtete die Caritas 
der Diözese Linz am Freinberg in Linz ein neues 
Kinderheim für Säuglinge und Kleinkinder (St. Jo-
sef), das 1981 einer anderen Bestimmung zugeführt 
wurde.222 Ausgelöst durch den Tod einer jungen 
Frau infolge einer Abtreibung223 wurde in diesem 
Kinderheim eine eigene Abteilung geschaffen, in 
der Schwangere kurz vor der Entbindung aufge-
nommen werden und auch nach der Geburt einige 
Zeit verbleiben konnten.224 

Nach den Listen der Fürsorgeabteilung des  
Amtes der Oö. Landesregierung existierten 1949 
folgende Erholungsheime in Oberösterreich: 

a) landeseigene Erholungsheime
•	 Kindererholungsheim Schloss Neuhaus bei 

Geinberg

•	 Kindererholungsheim Kirchschlag
•	 Kindersonnenheilstätte Offensee (geöffnet 

nur in den Sommermonaten)
•	 Kindersonnenheilstätte Gmundnerberg
b) nicht landeseigene Erholungsheime
•	 Kindererholungsheim des Fürsorgeamtes 

der Stadt Linz in Obermicheldorf  
(Bezirk Kirchdorf)

•	 Kindererholungsheim Tragwein
•	 Kinderheim der Kreuzschwestern in Gosau
•	 Kindererholungsheim Villa Seeblick in 

Grundlsee
•	 Jugenderholungsheim in Schloss Klaus

Viele Kinder waren körperlich in schlechtem Zu-
stand. Erholungsheime sollten hier Abhilfe schaf-
fen. Die Kinder wurden turnusmäßig für einige Wo-
chen (bis zu 3 Monate) „auf Erholung“ geschickt.225 
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V. 1954 - 1989 

„Wennst ned brav bist, kommst ins Heim!“

Erstarrung und Aufbruch



Das Jugendwohlfahrtsgesetz 1954

Die nach Kriegsende vorläufig in die österreichi-
sche Rechtsordnung übernommene Verordnung 
über Jugendwohlfahrt vom 20. März 1940 war mit 
20. Oktober 1948 endgültig außer Kraft getreten. 
Um keinen rechtsleeren Raum entstehen zu las-
sen, war die Verordnung in den Bundesländern bis 
auf weiteres, längstens jedoch bis zum Inkrafttreten 
eines Ausführungsgesetzes zu einem Bundesgrund-
satzgesetze226 als jeweiliges Landesgesetz weiter in 
Kraft geblieben. Es dauerte bis 1954, ein neues Bun-
desgrundsatzgesetz zu formulieren.

Das Grundsatzgesetz legte fest, dass minderjäh-
rigen österreichischen Staatsbürgern öffentliche 
Jugendwohlfahrtspflege zu gewähren war. Diese 
umfasste die zur körperlichen, geistigen, seelischen 
und sittlichen Entwicklung der Minderjährigen not-
wendige Fürsorge. In die Rechte und Pflichten der 
Eltern zur Erziehung ihrer Kinder durfte nur soweit 
eingegriffen werden, als dies im Jugendwohlfahrts-
gesetz angeordnet war. Soweit die Durchführung 
einer Bezirksverwaltungsbehörde (Bezirkshaupt-
mannschaft, Stadt mit eigenem Statut) oblag, 
waren diese Aufgaben von einer eigenen Abteilung 
(Jugendamt) zu besorgen, der fachlich entsprechend 
ausgebildetes Fürsorgepersonal zur Verfügung ste-
hen musste. 

Endlich eine rechtliche Grundlage 
für die Mutterberatung
Die Verpflichtung der Bundesländer zur Mutter-
schafts- und Säuglingsfürsorge – die rechtliche 
Grundlage für die bereits seit dem ersten Weltkrieg 
bestehenden Mutterberatungsstellen – war neu im 
Jugendwohlfahrtsgesetz 1954. Zur Sicherung der 
körperlichen Entwicklung des Kindes von der Emp-
fängnis an hat die Landesgesetzgebung zu bestim-
men, daß die Landesregierung für eine besondere 
Befürsorgung von Schwangeren, Wöchnerinnen, 
Säuglingen und Kleinkindern zu deren Gesunder-

haltung sowie für die kostenlose Bereitstellung von 
Einrichtungen zur Beratung der Schwangeren und 
Mütter von Säuglingen und Kleinkindern (Mutterbe-
ratungsstellen) vorzusorgen hat. 

Im Oö. Jugendwohlfahrtsgesetz 1955, dem ent-
sprechenden oberösterreichischen Landesgesetz, 
wurde dazu ausgeführt: Diese Fürsorge umfaßt 
insbesondere Maßnahmen, die zur Bekämpfung 
der Säuglingssterblichkeit und zur Gesunderhal-
tung des Kindes erforderlich sind und soll einer Ge-
fährdung des Kindes wirksam vorbeugen.227 Dies 
sollte durch Errichtung und Betrieb von Mütter- 
und Säuglingsheimen, von Säuglingskrippen und 
von Mutterberatungsstellen228 sichergestellt sein. 
Mutterberatungsstellen waren von den Bezirks-
hauptmannschaften und Magistraten einzurichten. 
Deren Besuch war grundsätzlich kostenlos. Mutter-
beratungsstellen konnten aber auch von anderen 
Rechtsträgern, insbesondere von Betrieben oder 
caritativen Organisationen betrieben werden. Dann 
unterlagen sie der Aufsicht der Behörden. Die Für-
sorgerinnen waren auch zu Hausbesuchen zur Be-
ratung und Belehrung der Mütter, zu wirtschaftlicher 
Hilfe und zu Volksbelehrung und Aufklärung auf den 
Gebieten der Wartung, Ernährung, Pflege und Ge-
sunderhaltung des Kindes aufgerufen.

Das Oö. Jugendwohlfahrtsgesetz 1955 sah zudem 
Schulkinderfürsorge229 vor. Diese bestand in der Un-
terstützung der Reihenuntersuchungen der Schü-
ler/-innen und hatte für die Durchführung der vom 
Arzt empfohlenen Maßnahmen Sorge zu tragen. 
Darüber hinaus hatte sie die Schulkinder in Zusam-
menarbeit mit den Schulleitungen fürsorgerisch zu 
betreuen. Weiters waren Jugenderholungsfürsorge 
und die Errichtung „besonderer Beratungsstellen“ 
– Beratungsstellen für Erziehungsbedürftige, heilpä-
dagogische, orthopädische oder logopädische Be-
ratungsstellen – als Kannbestimmung in das Gesetz 
aufgenommen.230 

Das Jugendamt als gesetzlicher Vormund
Für Findelkinder und unehelich geborene Kinder 
galt die gesetzliche Amtsvormundschaft. War El-
tern die Vormundschaft zu entziehen oder wurden 
Kinder Waisen, konnte das Jugendamt zum Vor-
mund bestellt werden. Das Jugendamt musste dem 
aber ausdrücklich zustimmen. Mit der Vormund-
schaft verbunden waren jeweils die Vermögens-
verwaltung und die Verpflichtung, die Unterhalts-
angelegenheiten des Kindes zu regeln. Auch die 
Klärung der Vaterschaft für uneheliche Kinder war 
Aufgabe der Amtsvormünder. Das Jugendamt war 
dabei weitgehend – im Gegensatz zu anderen Vor-
mündern – von der Rechenschaftspflicht gegen-
über dem Pflegschaftsgericht befreit.

Behördliche Überwachung 
von Pflege und Adoption
Die Aufnahme von Pflegekindern war weiterhin 
von einer Bewilligung abhängig und wurde beauf-
sichtigt. Neu war, dass nunmehr Pflegekinder bis 
16 Jahre (bis dahin 14 Jahre) der Pflegeaufsicht 
unterlagen. Diese bestand in der laufenden Prüfung, 
ob die Pflege eines Minderjährigen sachgemäß war. 
Die Organe der Pflegeaufsicht hatten den Minder-
jährigen aufzusuchen, seine Lebensverhältnisse, 
sein Verhalten in der Schule, am Lehr- und Arbeits-
platz und in der Freizeit zu ermitteln. Dazu mussten 
die Fürsorgerinnen mit den Pflegekindern sprechen 
und ihre Aufenthaltsräume aufsuchen können. Der 
Pflegeaufsicht unterlagen auch uneheliche Kinder. 
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Neu im Gesetz war auch: Die Vermittlung der Annah-
me Minderjähriger an Kindes Statt hat ausschließlich 
dem Wohle der Minderjährigen zu dienen. Die Ver-
mittlung von Adoptionen ist seither den Behörden 
vorbehalten und entgeltliche Vermittlung grund-
sätzlich untersagt.

Erziehungshilfe, Erziehungsaufsicht 
und Fürsorgeerziehung
Erziehungshilfe war zu gewähren, wenn es einem 
Minderjährigen unter 18 Jahren an der nötigen Er-
ziehung fehlte, ohne daß die Voraussetzungen für die 
Erziehungsaufsicht oder die Fürsorgeerziehung vor-
lagen. Sie umfasste alle Maßnahmen, die einer sach-
gemäßen und verantwortungsbewußten Erziehung 
dienten, wie Erziehungsberatung, Einweisung in ei-
nen Kindergarten, einen Hort, eine Tagesheimstätte, 
ein Jugendheim oder ein Erholungsheim und ander-
weitige Unterbringung. Mit letzterem waren Heime 
für Pflegekinder gemeint. Diese bedurften einer 
Bewilligung durch die Landesregierung und waren 
von dieser auch zu beaufsichtigen. Im Unterschied 
zu Heimen für Fürsorgeerziehung wurden in diesen 
Einrichtungen vor allem jüngere Kinder unterge-
bracht, deren Eltern die Pflege und Erziehung ihrer 
Kinder grob vernachlässigten. Deren Unterbringung 
erfolgte entweder mit Zustimmung der Eltern oder 
aber auf Anordnung des Pflegschaftsgerichtes. 
Waren von derartigen Maßnahmen schulpflichtige 
Kinder betroffen, musste die jeweilige Schulleitung 
dazu angehört werden.231 Erziehungshilfe endete 
in der Regel spätestens mit dem vollendeten 19. 
Lebensjahr, konnte in begründeten Fällen aber bis 
zum vollendeten 21. Lebensjahr gewährt werden.

Die Bestimmungen zu Fürsorgeerziehung und Er-
ziehungsaufsicht im Jugendwohlfahrtsgesetz 1954 
führten im Wesentlichen die geltende Rechtslage 
weiter. Sie wurden vom Vormundschaftsgericht auf 
Antrag oder von Amts wegen angeordnet, wenn dies 
zur Beseitigung körperlicher, geistiger, seelischer 
oder sittlicher Verwahrlosung notwendig war. Er-

ziehungsaufsicht bestand in der Überwachung und 
Anleitung des Minderjährigen bei Belassung in seiner 
bisherigen Umgebung. Fürsorgeerziehung wurde 
angeordnet, wenn die Entfernung des Minderjähri-
gen aus seiner bisherigen Umgebung, insbesondere 
wegen des verderblichen Einflusses der Erziehungs-
berechtigten oder wegen unzulänglicher oder ver-
fehlter Erziehung erforderlich schien. Sie bestand 
in der Unterbringung des Kindes/Jugendlichen in 
einer Familie oder einem Fürsorgeerziehungsheim.

Erziehungsaufsicht und Fürsorgeerziehung durften 
in der Regel nur bis zum vollendeten 18. Lebensjahr 
angeordnet werden, in begründeten Fällen bis zum 
vollendeten 19. Lebensjahr. Beendet wurden sie zu-
meist mit dem vollendeten 19. Lebensjahr, konnten 
aber bis zum 21. Geburtstag verlängert werden.

Die Kosten von Maßnahmen der Jugendfürsor-
ge waren von den Minderjährigen selbst zu tragen 
oder – falls sie dazu nicht in der Lage waren – von 
den zu ihrem Unterhalt Verpflichteten. Dabei wurde 
aber Rücksicht auf deren Einkommen genommen: 
Minderjährige mussten die Kosten nicht tragen, 
wenn die Belastung mit den Kosten für ihn eine be-
sondere Härte bedeutete. Die Angehörigen wurden 
ausdrücklich nur im Rahmen ihrer Unterhaltspflicht 
zur Kostentragung herangezogen. 

Gerichtlich angeordnete Erziehungshilfe, Erzie-
hungsaufsicht und Fürsorgeerziehung waren als 
unmittelbar anzuwendendes Bundesrecht im Ju-
gendwohlfahrtsgesetz 1954 geregelt. Gerichtliche 
Erziehungshilfe durfte nur angeordnet werden, 
wenn sie deshalb geboten [war] weil die Erziehungs-
berechtigten ihre Erziehungsgewalt [missbrauch-
ten] oder die damit verbundenen Pflichten nicht 
[erfüllten].232 Bei Gefahr in Verzug konnten Maßnah-
men der Erziehungshilfe sofort getroffen werden. 
Längstens binnen einer Woche musste beim Vor-
mundschaftsgericht die Genehmigung beantragt 
werden.

Der alte Geist besteht weiter
Auch wenn die NS-Rhetorik aus den gesetzlichen 
Grundlagen verbannt war, hatten viele Mitarbei-
ter/-innen ihre Ausbildung schon vor oder während 
der NS-Zeit gemacht. Ein großer Teil der Fürsorge-
rinnen und der Erzieher/-innen war schon während 
des Krieges in der Jugendwohlfahrt tätig gewesen 
und viele Ideen wirkten trotz neuer gesetzlicher 
Grundlagen weiter. Ausgangspunkt für Eingriffe in 
Familiensysteme war zumeist drohende oder be-
reits eingetretene Verwahrlosung. 

Als Auslöser für das Eingreifen der Jugendhilfe 
standen Fehlverhalten in der Schule, Delinquenz 
und Arbeitslosigkeit Jugendlicher bzw. Scheitern in 
der Lehre im Zentrum der Aufmerksamkeit. Das war 
mit dem Anspruch verbunden, durch entsprechen-
de Erziehung in Einrichtungen das Fehlverhalten 
korrigieren zu können. Elterliches (Fehl-)verhalten 
als Ursache wurde zwar gesehen, die Maßnahmen 

der Jugendwohlfahrt waren aber überwiegend dar-
auf ausgerichtet, den Kindern und Jugendlichen die 
Folgen mit einer strengen Erziehung auszutreiben.
Die Erziehung in den Einrichtungen und in man-
chen Pflegefamilien – aber auch in ganz normalen 
Familien – entsprach dem, was heute als „schwarze 
Pädagogik“ beschrieben wird. Sie war geprägt von 
Druck, Mangel an Zuwendung und demütigenden 
Erziehungsmitteln. In der Regel zeigten die Heime 
alle Merkmale einer „totalen Institution“,233 gekenn-
zeichnet durch den Verlust jeglicher Privatsphäre 
und Selbstbestimmtheit. Ehemalige Zöglinge be-
richten, dass sie über keine ihnen selbst gehören-
de Bekleidung mehr verfügen konnten, geschla-
fen wurde in Schlafsälen und der Tagesablauf war 
streng reglementiert.234 

Einige Einrichtungen wie das Landesjugendheim 
in Wegscheid waren darüber hinaus auf Grund be-
sonderer Härte und Gewaltausübung gefürchtet. 
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Körperliche Züchtigung und Freiheitsentzug in dem 
Maße, wie es das elterliche Züchtigungsrecht vor-
sieht, als Sanktion von Vergehen wurde als legitim 
angesehen. Misshandlungen waren aber strengs-
tens verboten,235 dennoch berichten viele ehemalige 
Zöglinge von Misshandlungen durch einzelne Erzie-
her. Auch Gewalt unter den Jugendlichen war an der 
Tagesordnung. Dies wurde von den Pädagogen viel-
fach nicht nur geduldet, sondern sogar gefördert.236 

Die Folgen wurden erst Jahrzehnte später einer 
breiten Öffentlichkeit bewusst und von offiziel-
len Stellen aufgearbeitet. In Oberösterreich wurde 
2010 eine Opferschutzkommission beim Amt der 
Oö. Landesregierung eingerichtet und ehemalige 
Fürsorgezöglinge entschädigt. Prof. John wur-
de gleichzeitig mit einem Forschungsauftrag zur 
Heimerziehung in OÖ beauftragt. Die Ergebnisse 
wurden 2019 veröffentlicht.237

Europa im Aufbruch

Ausgehend von den USA revoltierten auch in West-
europa in den 1960er und 1970er Jahren die Kinder 
der Kriegsgeneration gegen überkommene Gesell-
schaftsmodelle. Grundlegende Normen wurden 
radikal in Frage gestellt und Gegenmodelle zur tra-
ditionellen Familie und deren Erziehungsidealen 
entwickelt, die auch in der Gesetzgebung ihren Nie-
derschlag fanden. 

Bis zur Familienrechtsreform238 der Ära Kreisky war 
das Familienrecht streng patriarchal ausgerichtet. 
Die einschlägigen Bestimmungen im ABGB stamm-
ten aus dem Jahr 1811: Der Mann ist das Haupt der 
Familie. In dieser Eigenschaft steht ihm vorzüglich 
das Recht zu, das Hauswesen zu leiten.239 Die Ehe-
frau hingegen erhält den Namen ihres Mannes. Sie 
ist verbunden, dem Manne in seinen Wohnsitz zu fol-

gen, in der Haushaltung und Erwerbung nach Kräften 
beyzustehen, und soweit es die häusliche Ordnung 
erfordert, die von ihm getroffenen Maßregeln sowohl 
selbst zu befolgen, als befolgen zu machen.240 

Pionierinnen der Frauenbewegung wie Alexandra  
Kollontai (1872 – 1952) oder Käthe Leichter (1895 – 
1942) setzten sich schon zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts für eine volle Gleichberechtigung der 
Geschlechter ein. Das Wahlrecht für Frauen und 
der Zugang zu den Universitäten ist das Verdienst 
dieser Frauen. Aber erst nach 1970 folgten weitere 
Schritte:
•	 	1970 erfolgte eine weitgehende Gleichstellung 

unehelich geborener Kinder mit ehelich gebore-
nen. Die gesetzliche Amtsvormundschaft blieb 
aufrecht, aber die Mütter konnten die Vormund-
schaft für ihr Kind beantragen.241 Erst 1989 wurde 
die der Jugendwohlfahrt übertragene gesetz-
liche Amtsvormundschaft für uneheliche Kinder 
gänzlich abgeschafft und der unehelichen Kin-
desmutter die gesamte Obsorge ab der Geburt 
ihres Kindes übertragen.242 

•	 	1973 wurde die Volljährigkeit vom vollendeten 21. 
Lebensjahr auf das vollendete 19. Lebensjahr 
herabgesetzt, aber die Grundlage der Beziehung 
zwischen Eltern und Kindern bildeten immer noch 
die Rechte des Vaters als Familienoberhaupt.243

•	 	1975 wurden Frauen und Männer in der Ehe gleich-
gestellt, beide Partner waren von nun an gleich-
berechtigt.244 Aber immer noch galt das Prinzip 
der „väterlichen Gewalt“ über die Kinder.

•	 	Mit dem Unterhaltsvorschussgesetz245 wurde 
1976 ein Meilenstein in der Existenzsicherung 
von Einelternfamilien geschaffen. Seither bevor-
schusst der Staat die Unterhaltsleistungen säu-
miger, zahlungsunwilliger Elternteile.

•	 	Ein weiterer Meilenstein war 1977 die Neuordnung 
des Kindschaftsrechtes.246 Die Eltern haben für 
die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder zu sor-
gen und überhaupt ihr Wohl zu fördern. Eltern und 
Kinder haben einander beizustehen, die Kinder ih-
ren Eltern Achtung entgegenzubringen. Die Rech-

te und Pflichten des Vaters und der Mutter sind, 
soweit in diesem Gesetz nicht anderes bestimmt 
ist, gleich. Gleichzeitig wurde der Versuch unter-
nommen, eine Richtschnur zu geben, wie das Kin-
deswohl zu beurteilen sei.247 Bei Beurteilung des 
Kindeswohls sind die Persönlichkeit des Kindes 
und seine Bedürfnisse, besonders seine Anlagen, 
Fähigkeiten, Neigungen und Entwicklungsmög-
lichkeiten, sowie die Lebensverhältnisse der Eltern 
entsprechend zu berücksichtigen.

Das elterliche Züchtigungsrecht 
wird abgeschafft
Schläge als Mittel zur Erziehung von Kindern galten 
lange als notwendig und gottgefällig.248 1978 hat-
te Joseph II ausdrücklich festgehalten: Der Vater 
ist befugt, [...] die fehlenden Kinder durch mässige 
Zuechtigungen zu bessern.249 Dieses Recht wurde 
nur insoweit eingeschränkt, als das Recht der häus-
lichen Zucht [.] in keinem Fall bis zu Mißhandlungen 
ausgedehnt werden [durfte], wodurch der Gezüch-
tigte am Körper Schaden nimmt. Daher sind der-
gleichen Mißhandlungen [...] als Übertretungen zu 
bestrafen.250

 
1930 wird dazu in einem Leitfaden für Berufsvor-
münder und Fürsorgerinnen ausgeführt: Auf Grund 
der elterlichen Gewalt steht den Eltern das Recht zu, 
einverständlich die Erziehung ihrer Kinder zu leiten. 
Dieses Recht ist eine Befehlsgewalt, die die Eltern 
ermächtigt, Erziehungsmaßnahmen auch durch 
Zwang zu verwirklichen. Die Eltern können ihre Kin-
der angemessen, nicht übertrieben und nicht die Ge-
sundheit schädigend, züchtigen. Übermäßige Züch-
tigung wäre ein Mißbrauch der elterlichen Gewalt, der 
strafrechtliche Folgen, eventuell auch Entziehung 
der elterlichen Gewalt, nach sich ziehen kann.251

Nur langsam setzte sich in der Pädagogik die Er-
kenntnis durch, dass körperliche Züchtigung in 
jedem Fall eine Misshandlung der Kinder darstellt 
und dem Kindeswohl in keiner Form gerecht wird. 
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Schrittweise wurde körperliche Gewalt an Kindern 
verboten. Den Anfang machte 1974 das Schulunter-
richtsgesetz (Mitwirkung der Schule an der Erzie-
hung), in dem dem Lehrpersonal körperliche Züchti-
gung, beleidigende Äußerungen und Kollektivstrafen 
verboten wurden.252 

Die Neuordnung des Kindschaftsrechtes 1977 ver-
bot zwar körperliche Züchtigung nicht ausdrück-
lich, verzichtete aber darauf, sie als zulässiges Er-
ziehungsmittel zu erwähnen. Das minderjährige 
Kind hat die Anordnungen der Eltern zu befolgen. 
Die Eltern haben bei ihren Anordnungen und deren 
Durchsetzung auf Alter, Entwicklung und Persönlich-
keit des Kindes Bedacht zu nehmen.253 

Erst das Kindschaftsrecht-Änderungsgesetz 1989 
brachte ein absolutes Gewaltverbot in der Erzie-
hung: § 146a ABGB war durch den Halbsatz die An-
wendung von Gewalt und die Zufügung körperlichen 
oder seelischen Leides sind unzulässig zu ergän-
zen.254 Damit war die vielzitierte „g’sunde Watschn“ 
endgültig verboten.
 

Vorboten des Umbruchs 
im Heimsystem 

Die allgemeine Kritik der 68er-Bewegung an Er-
ziehungszielen und -methoden richtete sich ins-
besondere auch gegen die Erziehung in den Für-
sorgeheimen. Hinter der Drohung „Wennst net 
brav bist, kommst ins Heim!“ stand ein Bild von 
traurigen Kindern in Schlafsälen, die schon bei 
kleinen Vergehen drakonisch bestraft wurden. 
Wie die Ergebnisse der Forschungsprojekte „Ge-
walt in katholischen Erziehungsheimen (Universi-
tät Wien)255 und „Heimerziehung in Oberösterreich“ 
(Prof. John und Prof. Binder) zeigen, kam dieses 
Bild der Öffentlichkeit den tatsächlichen Verhält-
nissen in den Heimen sehr nahe, wobei sich kon-
fessionell geführte von anderen Einrichtungen in 
den Erziehungsmethoden nicht unterschieden. 
Ehemalige Zöglinge berichteten von Ohrfeigen, 
Schlägen, Tritten, Essensentzug, Isolation, Zwang 
Erbrochenes zu essen, Demütigungen, aber auch 
von sexualisierter Gewalt.

In einem Entwurf zu einer Heimordnung für Fürsor-
geheime listet der damalige Leiter des Landesju-
gendamtes 1954 unter „Zuchtmittel“ unter anderem 
auf: Einzelaufenthalt in einer versperrten Stube und 
körperliche Züchtigung, sofern sie im Moment als 
einzig wirksames und zur Aufrechterhaltung der Dis-
ziplin notwendiges Mittel erkannt wird, in dem Maße, 
wie es das elterliche Züchtigungsrecht vorsieht. Ver-
hängte Strafen waren in einem Strafbuch einzu-
tragen. Kollektivstrafen sowie Schläge mit Stöcken 

oder Ruten und jede Form von Misshandlung sollten 
jedoch strengstens verboten256 sein.

Das Recht auf Privatsphäre war nicht nur durch ge-
meinsame Schlaf- und Waschräume eingeschränkt. 
Die Erzieher sollten täglich Kästen und Nachtkäst-
chen kontrollieren, Briefe mussten dem Gruppen-
leiter unverschlossen zur Absendung übergeben 
werden und die Zöglinge durften bei der Fürsor-
gebehörde nur mit Wissen des Erziehungsleiters 
vorsprechen. Auskünfte an Angehörige sollten nur 
dann erteilt werden, wenn zu erhoffen war, daß hie-
durch dem Zögling genützt wird.257 

Es verwundert nicht, dass Zöglinge immer wieder 
versuchten, aus dem Heim zu entkommen. War ein 
Zögling abgängig, war dies sofort der Polizei und der 
Fürsorgebehörde zu melden. Die Kosten der Rück-
überstellung ins Heim hatte (nach Möglichkeit) der 
Zögling zu tragen. Zur Deckung der entstandenen 

Überstellungskosten ist das dem entwichenen Zög-
ling gehörende Geld, das sich im Erziehungsheim in 
Verwahrung befindet, zu verwenden.258 

Die im Jugendwohlfahrtsgesetz 1954 vorgesehene 
Kontrolle der Erziehungshilfen sollte durch regel-
mäßige Führungsberichte gewährleistet sein. Re-
gelmäßige Kontakte der Zöglinge mit Fürsorgerin-
nen waren nicht vorgesehen.

Anfang der 1970er Jahre protestierte eine Gruppe 
linksgerichteter StudentInnen um Michael Genner 
(„Gruppe Spartakus“) gegen die Zustände in den 
Erziehungsheimen. Mit zum Teil spektakulären Ak-
tionen wurde ein reformatorischer Diskurs angesto-
ßen, der letztlich zu einem völlig neuen Jugendwohl-
fahrtsgesetz führte. Träger des Reformprozesses 
waren nicht zuletzt engagierte Fürsorgerinnen 
und die damals noch sehr junge Berufsgruppe der 
SozialarbeiterInnen.259 

Sozialpädagogisches Jugendwohnheim Linz-Wegscheid



VI. 1989 - 2019

„Kinder zu fördern, traumatische Erlebnisse 
und soziale Störungen zu bearbeiten, 
Sicherheit zu gewähren“

Umbruch und Individualisierung



Das Jugendwohlfahrtsgesetz 1989

Das Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 brachte einen 
Paradigmenwechsel. War bisher die (drohende) Ver-
wahrlosung eines Kindes/Jugendlichen Ausgangs-
punkt für Eingriffe der Jugendwohlfahrt in das 
Familiensystem, war nunmehr die Gefährdung des 
Kindeswohles Handlungsauslöser. Damit war nicht 
mehr das Verhalten des Kindes oder Jugendlichen 
Gradmesser für Hilfen, sondern die (mangelnde) Fä-
higkeit der Eltern, ihre Kinder ausreichend gut zu 
pflegen und zu erziehen. 

Der Handlungsauftrag wurde ausdrücklich als ein 
beratender und unterstützender definiert: Der öf-
fentlichen Jugendwohlfahrt kommt die allgemeine 
Aufgabe zu, die Familie bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben in der Pflege und Erziehung Minderjähriger 
zu beraten und zu unterstützen.260 Zudem erhielt 
die Jugendwohlfahrt den Auftrag, Kinder bei Ge-
fährdung des Kindeswohles unter Beachtung der 

Familienautonomie zu schützen. Eingriffe in diese 
wurden auf zur Sicherung des Kindeswohles erfor-
derliche Maßnahmen eingeschränkt. Gleichzeitig 
wurde die Jugendwohlfahrt zur Durchsetzung des 
absoluten Gewaltverbotes in der Erziehung in die 
Pflicht genommen. Die öffentliche Jugendwohlfahrt 
darf in familiäre Bereiche und Beziehungen nur inso-
weit eingreifen, als dies zum Wohl des Minderjährigen 
notwendig ist. Dies ist besonders auch dann der Fall, 
wenn zur Durchsetzung von Erziehungszielen Gewalt 
angewendet oder körperliches oder seelisches Leid 
zugefügt wird.261 

Mit der Verpflichtung der Jugendwohlfahrtsträger, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen sozia-
len Dienste bereitzustellen, wurden die Bundeslän-
der zur Einrichtung präventiv wirksamer Angebo-
te262 verpflichtet. Auch die seit langem bestehende 
Mutterberatung wurde von einer Kontrollinstanz zu 
einer Serviceleistung der Jugendwohlfahrt umge-
formt. 

Neue Inhalte für vertraute Begriffe
Dem neuen Gedanken des Jugendwohlfahrtsgeset-
zes 1989 folgend, wurden nicht nur Begrifflichkei-
ten verändert, sondern auch vertraute Begriffe mit 
neuen Inhalten versehen. 

•	 Die Vermittlung von Pflegekindern hatte nicht 
nur dem Wohl der Kinder zu dienen. Es muss-
te auch die begründete Aussicht bestehen, daß 
zwischen den Pflegeeltern (Pflegepersonen) und 
dem Pflegekind eine dem Verhältnis zwischen 
leiblichen Eltern und Kindern nahekommende Be-
ziehung hergestellt wird.263 Bisher hatte der Ge-
setzgeber von Pflegeeltern lediglich die Sorge 
um die Bedürfnisse des Minderjährigen, die sein 

leibliches Wohl sowie seine geistige, seelische 
und sittliche Entwicklung betreffen264 gefordert.  
 
Bis zum Inkrafttreten des Oö. Jugendwohlfahrts-
gesetz 1991 wurden Jugendliche, die im Rahmen 
der Erziehungshilfe in Einrichtungen aufwuch-
sen, nach Beendigung der Schulpflicht häufig an 
Pflegestellen vermittelt. Auch Jugendliche aus 
Fürsorgeeinrichtungen wurden, wenn sie sich 
in der Einrichtung „bewährt“ hatten, an Pflegefa-
milien abgegeben. In der Regel waren das Land-
wirte, die die Jugendlichen als Hilfskräfte in der 
Landwirtschaft nutzten. Diese Pflegestellen wur-
den mit dem Oö. JWG 1991 obsolet. 
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•	 Die Amtsvormundschaft für uneheliche Kinder 
wurde aufgehoben. Bestehen blieb allerdings die 
Möglichkeit alleinerziehender Elternteile, die Ju-
gendwohlfahrt zum rechtlichen Vertreter ihrer 
Kinder zur Fest- und Durchsetzung von Unter-
haltsansprüchen zu bestellen. Aus dem Kontroll-
auftrag wurde eine Serviceleistung, die bis heute 
häufig in Anspruch genommen wird.265

•	 Erziehungsaufsicht und Fürsorgeerziehung 
wurden ersatzlos gestrichen. Übrig blieben 
Erziehungshilfen, die schon im Jugendwohl-
fahrtsgesetz 1954 vorgesehen waren. Diese 
hatten 1954 alle Maßnahmen, die dem Ziel einer 
sachgemäßen und verantwortungsbewußten 
Erziehung dienen, wie Erziehungsberatung, an-
derweitige Unterbringung, Einweisung in einen 
Kindergarten, einen Hort, eine Tagesheimstätte, 
ein Jugendheim, ein Erholungsheim266 umfasst. 
In der Praxis bestanden diese „Hilfen“ aus regel-
mäßigen Kontrollbesuchen, Vermittlung von Pfle-
gestellen oder der Einweisung in ein Kinderheim. 
 
Das Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 differen-
zierte nun in ambulante Hilfen – Unterstüt-
zung der Erziehung, bei der die Kinder im 
Familienverband verbleiben – und Volle 
Erziehung (stationäre Hilfen sowie 
Volle Erziehung in Pflegefamilien), 
bei der die Kinder vorübergehend 
oder für einen längeren Zeitraum 
zu ihrem Schutz aus dem Famili-
enverband herausgenommen wer-
den. Jede Hilfe konnte entwe-
der durch eine Vereinbarung 
mit den Erziehungsberech-
tigten oder über Anordnung 
des Pflegschaftsgerichtes 
begründet werden. Dabei 
war ausdrücklich in jedem 
Fall, die gelindeste, noch 
zum Ziel führende, Maßnah-
me zu treffen.267 Die Aus-

wahl der konkreten Hilfe hatte auch die Lebens-
verhältnisse der Eltern sowie die Persönlichkeit 
des Minderjährigen zu berücksichtigen.

Enormer Ausbau und 
Differenzierung des Angebots
Die Neuerungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes 
1989 führten zu einem Ausbau differenzierter am-
bulanter, sozialpädagogischer und/oder therapeu-
tischer Hilfen verbunden mit steigenden Fallzahlen 
in der Unterstützung der Erziehung. Der Entwick-
lungsbedarf in Oberösterreich war besonders groß. 
Anfänglich (1992) betrug der Anteil der ambulanten 
Hilfen in Oberösterreich an den Erziehungshilfen nur 
knapp 40 %, im Rest Österreichs bereits 68 %.268 Das 

Verhältnis ambulanter zu stationä-
ren Hilfen hat sich seither auch in 

Oberösterreich umgekehrt und 
beträgt nun mehr als zwei Drit-
tel aller Erziehungshilfen.269 

Mit dem Ende der Fürsorgeer-
ziehung änderte sich auch 
das Verständnis von Heim-
erziehung grundlegend. 
War Fürsorgeerziehung 

ausschließlich auf Verhal-
tensänderung der Jugend-
lichen ausgerichtet, war es 
nun Ziel der Jugendwohl-

fahrt, Kinder und Jugend-
liche bestmöglich zu fördern, 

traumatische Erlebnisse und 
die vielfältigen Ausdrucksfor-

men von sozialen Störungen zu be-
arbeiten, Sicherheit zu gewähren 
und – sofern eine Rückführung in 
die Herkunftsfamilie nicht möglich 
ist – sie auf ihrem Weg in die Ver-
selbständigung zu begleiten und 
zu unterstützen.270 Eltern wurden 

nicht mehr als störend für den 

Erziehungsprozess angesehen – sie waren nunmehr 
in die Hilfeplanung miteinzubeziehen und der Erhalt 
der familiären Bindungen ein wesentlicher Bestand-
teil des sozialpädagogischen Alltags. 

Gleichzeitig erfolgte auch hier eine Differenzierung 
des Angebotes. Neben Standardwohngruppen für 
acht bis neun Kinder/Jugendliche wurden Wohn-
gruppen für jugendliche Mütter in Voller Erziehung, 
sehr kleine Wohneinheiten für besonders „schwie-
rige“ Kinder/Jugendliche oder auch Wohnmöglich-
keiten mit reduzierter Betreuung für Jugendliche, 
die in die Selbständigkeit entlassen werden sol-
len, geschaffen. Allen Angeboten ist seither ge-
meinsam, dass jeweils die konkreten Bedürfnisse 
der Kinder/Jugendlichen ausschlaggebend für die 
Form der Betreuung sind.

Aus Jugend-„wohlfahrt“ 
wird Kinder- und Jugendhilfe

Die staatliche Sorge um das Aufwachsen von Kin-
dern und Jugendlichen ist immer im Kontext ge-
samtgesellschaftlicher Normen und Werte zu se-
hen. Die Gesellschaft des ausgehenden 20. und 
beginnenden 21. Jahrhunderts ist durch eine aus-
geprägte Wertevielfalt – in sich widersprüchlich 
und konfliktbeladen – gekennzeichnet. Zum einen 
kommt der Individualität des Einzelnen ein nie ge-
kannter Stellenwert zu. Zum anderen aber hat das 
den Einzelnen aus vielen seiner Sicherheit und Orien-
tierung gebenden Sinnbezüge herauskatapultiert 
[...] Individualität und Freiheit werden für manche 
plötzlich zur Last.271 Das spiegelt sich auch in der 
wachsenden Sehnsucht vieler nach „starken Füh-
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rern“ und klaren Regeln wider. Die Bereitschaft zu 
solidarischem Handeln hat sich stark auf die Fami-
lie eingeschränkt. Soziale Sicherheit wird nach wie 
vor in die Verantwortung des Staates gelegt, zuneh-
mend wird aber auch auf individuelle private Vorsor-
ge verwiesen. 

Der Sozialstaat gerät gegenüber neoliberalen 
Ideen zunehmend in die Defensive, zumal auch 
Leistungen des Staates nach wirtschaftlichen 
Maßstäben bewertet werden.272 Klienten sind zu 
Kunden und Leistungen zu Produkten im Portfolio 
der Länder geworden. Es wird von Input und Out-
put gesprochen. Auch für Sozialleistungen sind 
Effektivität und Effizienz K.o.-Kriterien geworden. 
Qualitätsmanagement hat Einzug in die Sozial-
arbeit gehalten. 

Mit dem Ausbau mobiler Hilfen zur Unterstützung 
von Familien, die weitgehend von privaten Anbietern 
zugekauft wurden, war auch in der Jugendwohlfahrt 
eine allmähliche Veränderung der behördlichen 
Sozialarbeit verbunden. Zunehmend beschränkte 
sich diese auf die Abklärung von Gefährdungsmel-
dungen und Casemanagement, sobald eine Erzie-
hungshilfe erforderlich war. Zudem bewirkte der 
Fokus auf die Kindeswohlgefährdung einen großen 
Verantwortungsdruck, der durch Medienberichte 
über „Versäumnisse der Jugendwohlfahrt“ noch 
verstärkt wurde, etwa wenn Kinder durch elterliche 
Gewalt oder Vernachlässigung schwer verletzt oder 
gar gestorben waren. Strafverfahren gegen Sozial-
arbeiter/-innen in derartigen Fällen verunsicherten 
die Berufsgruppe zusätzlich. 

Das Bedürfnis nach Legitimation sozialarbeite-
rischen Handelns – einerseits als Rechtfertigung 
gegenüber Kostenträgern, die beständig steigende 
Ausgaben für Erziehungshilfen kritisierten, ande-
rerseits als Absicherung in etwaigen Strafverfah-
ren – führte zu zunehmend formalisierten Abläufen 
mit standardisierten Dokumentationspflichten. Die 
Leistungen der Jugendwohlfahrt wurden zu genau 

definierten Produkten mit Prozessbeschreibungen 
und Qualitätsstandards. 

Diese Standards wurden von den Sozialarbeiter/-in-
nen grundsätzlich begrüßt, gleichzeitig wurden sie als 
belastend, zeitaufwändig und (insbesondere von älte-
ren Mitarbeiter/-innen) überfordernd empfunden.273  

Dieser Entwicklung trägt 2013 ein neues Kinder- 
und Jugendhilfegesetz, das das Jugendwohlfahrts-
gesetz 1989 ablöst, Rechnung. Eine Präzisierung 
der Aufgabenstellungen, aber auch eine Festlegung 
von Mindeststandards der Leistungserbringung, die 
bundesweit zur Anwendung kommen sollen [sei er-
forderlich]. Das zentrale Ziel dieser Reform ist die 
professionelle Überprüfung von Verdachtsfällen der 
Kindeswohlgefährdung sowie die fachlich fundierte 
Auswahl von Hilfen und kurz- und mittelfristige Fest-
legung der Ziele der gewährten Hilfen, um den Schutz 
von Kindern und Jugendlichen möglichst umfassend 
zu gewährleisten und trotzdem nur in angemesse-
nem Umfang in familiäre Beziehungen einzugrei-
fen,274 so die Problemanalyse und Begründung in 
der Regierungsvorlage zum Bundes- Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013.

Qualitätsstandards wie 4-Augenprinzip, schriftli-
che Dokumentation, Hilfeplanung oder Beteiligung 
der Kinder/Jugendlichen und ihrer Eltern an eben 
dieser Hilfeplanung werden nun auch als gesetz-
liche Normen vorgeschrieben. Anders als in den 
Vorläufergesetzen sind Gefährdungsabklärung und 
Hilfeplanung als eigenständige Aufgabenbereiche 
der Kinder- und Jugendhilfe – gleichberechtigt 
neben den Erziehungshilfen – definiert. Damit 
vollzieht das Gesetz Entwicklungen nach, die seit 
Beginn des 21. Jahrhunderts in der Mehrzahl der 
Bundesländer bereits umgesetzt wurden. In Ober-
österreich stand Abklärung längst eigenständig im 
Produktkatalog der Kinder- und Jugendhilfe und 
am Beginn jeder Erziehungshilfe stand verbindlich 
ein mit den Erziehungsberechtigten vereinbarter 
Hilfeplan.

Die Gesetzwerdung erfolgte – wie schon bei den 
Fürsorge- und Jugendwohlfahrtsgesetzen – unter 
zum Teil heftigem Widerstand der Bundesländer. 
Die Argumentation vor 100 Jahren unterschied sich 
dabei im Kern nicht von der Argumentation im 21. 
Jahrhundert: Der Bund beschließe ein Gesetz, des-
sen Folgekosten sehr hoch und von den Bundes-
ländern zu tragen seien. Die Zustimmung der Bun-
desländer erfolgte erst, nachdem die Formulierung 
der Qualitätsstandards abgemildert und zusätzlich 
finanzielle Zusagen des Bundes erfolgt waren.

In Oberösterreich wurde das neue Gesetz genutzt, 
präventive Angebote der Kinder- und Jugendhilfe 
zu stärken und Hilfen auch dann verbindlich anzu-
bieten, wenn zwar ein Hilfebedarf gegeben ist, aber 
(noch) keine Kindeswohlgefährdung vorliegt. 2016 – 
zwei Jahre nach in Kraft treten des Oö Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2014 – waren bereits ein Drittel 
der in Oberösterreich eingesetzten ambulanten Hil-

fen sogenannte „Hilfen in belasteten Familiensitua-
tionen“.275 Das sind sekundärpräventive Hilfen ohne 
Vorliegen einer Kindeswohlgefährdung.

Die Herausforderungen 
der Zukunft bewältigen
Ein Blick in die Statistik der Kinder- und Jugendhilfe 
zeigt einen seit vielen Jahren steigenden Bedarf an 
ambulanten Hilfen, der sich im Zehnjahresrhythmus 
etwa verdoppelt hat. Diese Entwicklung war mit den 
bestehenden Konzepten nicht zu bremsen und ist 
auch nicht auf Oberösterreich beschränkt. Sie be-
trifft vielmehr alle entwickelten Industrieländer 
mit funktionierenden staatlichen Sozialsystemen. 
Es gilt daher neue Strategien zu entwickeln, damit 
die Kinder- und Jugendhilfe auch in Zukunft hand-
lungsfähig bleibt und die Familien gemeinsam mit 
den Fachkräften Lösungen finden, die für ihren be-
sonderen Fall passgenau wirken.



VII. Und morgen?

„Das zentrale Anliegen der Kinder- und Jugendhilfe 
muss immer das Wohl unserer Kinder sein“

Ein Gespräch zur Zukunft der KJH



Die leitende Sozialarbeiterin der 
Abteilung Kinder- und Jugendhilfe OÖ 
Cornelia Leibetseder führte ein Interview 
mit der „Hundertjährigen Dame KJH“

Cornelia Leibetseder: Liebe KJH, für dieses Buch 
wurde sehr sorgfältig zur nunmehr 100-jährigen 
Geschichte der Kinder- und Jugendhilfe in OÖ re-
cherchiert. Einige Zeitzeugen ergänzen die ge-
schichtliche Aufarbeitung mit ihren persönlichen 
Erlebnissen und Erfahrungen. Die Leser bewegen 
dabei viele Emotionen wie Erstaunen, Entsetzen, 
Bewunderung. Wenn Sie nun auf das vorliegende 
Werk blicken, was bewegt Sie?

KJH: Ach wissen Sie, ich bin jetzt 100 Jahre alt und 
blicke stolz auf die Entwicklungen der letzten Jahr-
zehnte zurück und könnte von so vielen beeindru-
ckenden Einzelerfahrungen berichten. Was mich 
aber besonders berührt: Wie viele Menschen in der 
KJH ihre Kraft den Kindern und ihren Familien zur 
Verfügung stellen und damit diesen Kindern Hoff-
nung und Zuversicht mitgeben. Ganz egal, wie sich 
die jeweilige Lebenssituation dieser jungen Men-
schen zeigt, geht es aus meiner Sicht doch vorran-
gig darum, Hoffnung zu geben und mit ihnen Pers-
pektiven zu schaffen.

Cornelia Leibetseder: Sie sprechen hier etwas 
Wichtiges an. Menschen brauchen Hoffnung und 
den Glauben daran, dass sich schwierige und be-
lastende Situationen auch wieder verändern kön-
nen. Oft geschieht dies aus eigener Kraft oder 
mit Hilfe der eigenen Familie. Was halten Sie aus 
Ihrer langjährigen Erfahrung heraus für wesent-
lich, um Hoffnung bei Kindern, Jugendlichen und 
deren Familien zu entwickeln und weshalb ist das 
so wichtig?

KJH: Die Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe 
müssen selbst Hoffnung haben und überzeugt da-
von sein, dass sich eine Situation für ein Kind ver-
ändern kann. Sie müssen diese Zuversicht auch 
entsprechend vermitteln zu können. Sie brauchen 
methodisches Wissen, unter welchen Umständen 
Menschen Zukunftsperspektiven entwickeln kön-
nen. Sie brauchen ein hohes Maß an Toleranz für 
menschliches Verhalten und Sicherheit im eigenen 
Handeln. Hoffnung ist also eine der wichtigsten 
„Brücken“ Menschen zu aktivieren, belastende Si-
tuationen zu überwinden und ihre Zukunft selbst zu 
gestalten.

Cornelia Leibetseder: Was kann passieren, wenn Fa-
milien ohne ausreichende Zuversicht und dem Glau-
ben an eine tatsächliche Veränderung mit der Kin-
der- und Jugendhilfe „zusammenarbeiten müssen“?

KJH: Wissen Sie, meiner Erfahrung nach handeln 
Menschen doch aus einem guten Grund so wie sie 
es tun. Sie agieren aus ihrer Lebenswelt heraus und 
werden durch ihre Lebenserfahrungen bestimmt. 
Da können auch unangenehme Gefühle wie Angst, 
Wut, Enttäuschung oder Sorge dabei sein. Wir re-
präsentieren schließlich eine sehr mächtige Orga-
nisation, die im Extremfall in das innerste familiäre 
Zusammenleben eingreifen kann bzw. zum Schutz 
eines Kindes auch eingreifen muss. Es muss uns 
immer bewusst sein, welche Verantwortung wir 
dadurch übernehmen und wie behutsam wir damit 
umgehen müssen!
Es ist daher sehr nachvollziehbar, dass manche Fa-

milien zurückhaltend sind oder sich sogar weigern, 
mit der Kinder- und Jugendhilfe zusammenzu-
arbeiten. Ich halte es sogar für sehr gescheit, sich 
zu schützen, solange man eine Situation oder eine 
Person und deren Absicht nicht ausreichend ein-
schätzen kann. Oft fühlen sie sich dann ausgeliefert 
und ohnmächtig. Es liegt an uns, dieses Verhalten 
zu respektieren und die Gründe zu erforschen, war-
um Familien „in Widerstand gehen“. 

Cornelia Leibetseder: Bleiben wir noch ein wenig bei 
den Familien. Was brauchen Familien, damit sie mit 
der Kinder- und Jugendhilfe kooperieren können?

KJH: Zuallererst ist es wichtig, dass wir als Fach-
experten akzeptieren, dass die Verantwortung für 
ein gutes Arbeitsbündnis bei uns selbst liegt. Ge-
meint ist damit die unbedingte Anerkennung, dass 
Menschen einen guten Grund haben, so zu handeln, 

wie sie es tun. Dass sie direkt aus ihrem höchst-
persönlichen Interesse heraus handeln. Das ist in 
den allermeisten Fällen die Sorge um ihr Kind und 
der Wunsch nach einem gelingenden familiären Zu-
sammenleben. 
Wir handeln immer aus einem professionellen Ver-
ständnis heraus und können dadurch Beratungs- 
und Hilfeprozesse entsprechend steuern und die 
beteiligten Personen darin sicher anleiten. 

Cornelia Leibetseder: Das klingt jetzt aber sehr 
theoretisch ...

KJH: Wir müssen zum Beispiel darauf achten, dass 
wir in der Sprache der Familien reden und Fach-
jargon vermeiden, denn das schafft Distanz statt 
Nähe. Menschen wollen mit ihren Anliegen, The-
men und Vorstellungen ernst genommen werden. 
Wir müssen uns angewöhnen, Familien so zu infor-
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mieren, dass sie sich wirklich auskennen. Sie müs-
sen wissen, was notwendig ist, damit sich die KJH 
wieder zurückziehen kann. Alle Schritte müssen 
nachvollziehbar und zeitlich begrenzt sein. Anders 
gesagt: Die Leute müssen wissen, was sie tun sol-
len, damit sie als Eltern „gut genug“ für ihre Kinder 
sorgen! Und sie müssen wissen, welche Folgen zu 
erwarten sind, wenn das aus irgendeinem Grund 
nicht gelingt. 
Mein Geheimtipp: Lachen und gemeinsame Freude 
entspannt, schafft Nähe und ermöglicht gemeinsa-
mes Zukunftsdenken! Erfolge müssen sichtbar ge-
macht und gefeiert werden. Dabei ist es wichtig, in 
kleinen Schritten zu denken und zu handeln, damit 
auch Lob und Anerkennung für bereits Erreichtes 
Platz hat. Ich bin überzeugt davon, dass das eine 
mächtige Wirkung erzielt.

Cornelia Leibetseder: Die Sozialarbeiter schaffen 
das aber nicht alleine. Viele Leistungen werden zu-
gekauft ...

KJH: Auch hier ist Vertrauen, Verlässlichkeit und 
Verbindlichkeit wichtig. Es muss klar und konkret 
benannt sein, welche Veränderungen in der Fami-
lie für die Mitarbeiter der Kinder- und Jugendhilfe 
beobachtbar sein müssen, damit sie sicher sein 
können, dass ein Kind ausreichend geschützt und 
gefördert wird. Und für alle Beteiligten muss von 
Anfang an klar sein, wer wofür zuständig ist. Lücken 
in der Kooperation sind ein bedeutsamer Risikofak-
tor im Kinderschutz. Dessen müssen wir uns stets 
bewusst sein. Es genügt nicht, wenn alle Fachkräfte 
für sich hervorragende Arbeit leisten.
Ob Fachkräfte bei der Behörde oder bei privaten 
Einrichtungen der KJH arbeiten: Die Verantwor-
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tung ist immer eine gemeinsame. Das funktioniert 
aber nur in einer Kooperation auf Augenhöhe und 
einem respektvollen Miteinander. Die betroffenen 
Familien müssen sich darauf verlassen können, da-
mit im Hilfeprozess eine größtmögliche Wirkung er-
zielt werden kann. 

Cornelia Leibetseder: Hat sich die Kinder- und Ju-
gendhilfe da in den letzten Jahren weiterentwickelt?

KJH: Seit Beginn der 1990er-Jahre hat sich die 
Kinder- und Jugendhilfe grundlegend verändert. 
Das Jugendwohlfahrtsgesetz 1989 hat ganz neue 
Schwerpunkte gesetzt. Hilfe und Unterstützung 
für Eltern in der Erziehung ist seither zentrales An-
liegen der Sozialarbeit. Herzstück der Kinder- und 
Jugendhilfe OÖ ist ganz sicher das gemeinsame 
Bemühen aller Einrichtungen und Behörden, den 
Familien jene Hilfen zu geben, die sie tatsächlich 
brauchen. Beteiligung und Transparenz sind dabei 
die Grundlage einer gelingenden Arbeit.

Cornelia Leibetseder: Wenn Sie an die Kinder und 
Jugendhilfe OÖ in – sagen wir – 10 Jahren denken: 
Wie würden Sie im besten Fall die Situation be-
schreiben?

KJH: Ich stelle mir eine Kinder- und Jugendhilfe vor, 
von der die Familien sagen: Es ist echt beeindru-
ckend, was wir mit Hilfe der Kinder- und Jugendhil-
fe geschafft haben! Da kann ich mich jederzeit mit 
Anliegen und Fragen vertrauensvoll hinwenden, weil 
ich einschätzen kann, was dort passiert. Das sind 
Profis, die eine Idee zu meiner Situation haben und 
gemeinsam mit mir und meiner Familie die weiteren 
Schritte überlegen.
Eine logische Konsequenz in der Weiterentwicklung 
der Kinder- und Jugendhilfe wäre es für mich, wenn 
sie noch mehr zu den Familien nach Hause kommt. 
Damit meine ich, dass Beratung, Hilfe und Betreu-
ung dort stattfindet, wo der Bedarf entsteht, näm-
lich bei den Familien zuhause bzw. in deren Lebens-
welt, wo eben das tatsächliche Leben stattfindet. 

Ich würde mir wünschen, dass die Kinder- und Ju-
gendhilfe weniger in „Einzelfällen denkt“ weil sie bei 
ähnlich gelagerten Problemen noch viel mehr struk-
turelle und präventive Angebote zur Verfügung hat 
und Familien sich dadurch gegenseitig unterstüt-
zen und voneinander lernen können. Dadurch kann 
auch ein tragfähiges soziales Netzwerk entstehen, 
das Familien in schwierigen Lebenssituationen auf-
fängt und wieder stärkt.
Ich kann mir auch verstärkt Soziale Arbeit mit schon 
bestehenden sozialen Netzwerken der von uns be-
treuten Familien vorstellen und wir sollten uns Ge-
danken über eine sozialräumliche Entwicklung ma-
chen. Es geht dabei darum, Menschen zu finden, die 
in einer Familie Aufgaben für Kinder und Jugendli-
che übernehmen und Eltern in ihrer Erziehungsver-
antwortung unterstützen und entlasten können. Ein 
erster Schritt dazu ist die Überzeugung und Sicher-
heit von Fachkräften, dass auch „Nichtprofis“ ver-
lässliche Hilfe in einer Familie leisten können.

Cornelia Leibetseder: Aus Ihrer 100-jähren Erfah-
rung heraus: Was soll die Kinder- und Jugendhilfe 
erreichen?

KJH: Der Auftrag der Kinder- und Jugendhilfe be-
steht eigentlich schon seit 100 Jahren. Kinder sollen 
in unserem Land gut aufwachsen und zu selbstbe-
stimmten Erwachsenen heranreifen können! Das 
zentrale Anliegen der Kinder- und Jugendhilfe muss 
immer das Wohl unserer Kinder sein. Die Sozialarbei-
terInnen sollen die Familien bei dieser Aufgabe best-
möglich unterstützen aber nur soweit eingreifen, als 
es zur Sicherung dieses Kindeswohles notwendig ist.

Pro Juventute Kinder- und Jugendwohngruppe ErLe
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